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(Mitteilungen) 

RAT 

ENTSCHLIESSUNG DES RATES DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

U N D DER IM RAT VEREINIGTEN VERTRETER 

DER REGIERUNGEN DER MITGLIEDSTAATEN 

vom 17. Mai 1977 

zur Fortschreibung und Durchführung der Umweltpolitik und des Aktionsprogramms 
der Europäischen Gemeinschaften für den Umweltschutz 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften und die 
im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der 
Mitgliedstaaten stellen fest, daß die Aktionen im 
Rahmen des beigefügten Programms teils auf 
Gemeinschaftsebene, teils von den Mitgliedstaaten 
durchzuführen sind. 

Bei den Aktionen, die von den Mitgliedstaaten 
durchzuführen sind, sorgen diese für die ordnungs-
gemäße Durchführung, wobei der Rat in Ausübung 
der in den Verträgen vorgesehenen Befugnisse 
diese Aktionen koordiniert. 

Hinsichtlich der Aktionen des Programms, die 
von den Organen der Europäischen Gemeinschaften 
durchzuführen sind, gilt folgendes: 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Atomgemeinschaft , 

gestützt auf den Entwurf der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäisc hen Parlaments (*), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (2), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Erklärung des Rates der Europäischen Gemein-
schaften und der im Rat vereinigten Vertreter der 
Regierungen der Mitgliedstaaten vom 22. November 
1973 (3) sieht die Durchführung eines Aktionspro-
gramms für den Umweltschutz vor. 

Die Aufgaben der Europäischen Gemeinschaften 
sind in den Verträgen zu ihrer Gründung festgelegt. 

Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hat ge-
mäß Artikel 2 des Vertrages zu ihrer Gründung 
insbesondere die Aufgabe, eine harmonische Ent-
wicklung des Wirtschaftslebens innerhalb der Ge-
meinschaft sowie eine beständige und ausgewogene 
Wirtschaftsausweitung zu forden; die Erfüllung 
dieser Aufgabe ist jedoch ohne wirksame Bekämp-
fung der Umweltverschmutzung und der Umwelt-
belastungen, ohne die Verbesserung der Lebens-
qualität und ohne Umweltschutz nicht mehr denkbar. 

Die Verbesserung der Lebensqualität und der Schutz 
der natürlichen Umwelt sind weitere wesentliche 
Aufgaben der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft ; eine Gemeinschaftspolitik für den Umwelt-
schutz ist geeignet, zur Erfüllung dieser Aufgaben 
beizutragen. 

l1) ABl. Nr. C 178 vom 2. 8. 1976, S. 44. 
(2) ABl. Nr. C 281 vom 27. 11. 1976, S. 21. 
(3) ABl. Nr. C 112 vom 20. 12. 1973, S. 1. 
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Die Ziele und Grundsätze dieser Politik sind vom 
Rat bereits festgelegt worden. 

Zur Sicherung der Kontinuität der bereits laufenden 
Aktionen und für die Inangriffnahme neuer Auf-
gaben in den Jahren 197"7 bis 1981 ist das Aktions-
programm für den Umweltschutz vom 22. November 
1973 zu aktualisieren und fortzuschreiben. 

Auf dem Gebiet der Minderung der Umwelt-
verschmutzung und Uniweltbelastung muß dem 
Gewässerschutz und dem Kampf gegen die Luft-
verschmutzung Vorrang eingeräumt werden; im 
Bereich der Lärmbekämpfung sind neue Ent-
wicklungen notwendig. Ferner muß der vorbeugende 
Charakter der Umweltpolitik verstärkt werden; 

dem Schutz und der rationellen Nutzung des Raumes, 
der Umweltmedien und der natürlichen Ressourcen 
sind besondere Beachtung zu schenken — 

GENEHMIGT die Ausrichtungen, die in dem 
Aktionsprogramm im Anhang festgelegt sind; 

NIMMT ZUR KENNTNIS, daß die Kommission 
geeignete Vorschläge für die Durchführung dieses 
Programms unterbreiten wird; 

VERPFLICHTET sich, über diese Vorschläge inner-
halb von neun Monaten nach ihrer Unterbreitung 
durch die Kommission oder gegebenenfalls nach der 
Übermittlung der Stellungnahmen des Europäischen 
Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses zu entscheiden. 
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EINLEITUNG 

1. Seit dem 22. November 1973, dem Zeitpunkt 
der Verabschiedung des „Aktionsprogramms der 
Europäischen Gemeinschaften für den Umwelt-
schutz" i1) — nachstehend „Aktionsprogramm 
1973" genannt — verfolgt die Gemeinschaft eine 
Umweltpolitik. Mit Hilfe dieser Umweltpolitik soll 
„die wirtschaftliche Expansion in den Dienst des 
Menschen gestellt werden, indem für ihn eine 
Umwelt mit den bestmöglichen Lebensbedingungen 
geschaffen und diese Expansion mit der immer 
dringlicher werdenden Notwendigkeit der Erhal-
tung des natürlichen Lebensraums in Einklang 
gebracht wird". 

2. Diese Politik ergibt sich vor allem aus der Fest-
stellung, daß die einzigartige wirtschaftliche Ent-
wicklung, die es den westlichen Ländern ermög-
licht hat, in wenigen Jahrzehnten ihre Hauptbe-
dürfnisse zu befriedigen, heute auf Hindernisse 
stößt. Dazu gehört die Verknappung der natürlichen 
Ressourcen. Die Natur zahlt der wirtschaftlichen 
Expansion einen erheblichen Tribut, und so gehen 
bestimmte Produktionsmöglichkeiten mehr und mehr 
zurück, während andererseits die Produktionskosten 
durch den zur Erneuerung der Ressourcen not-
wendigen Aufwand in einigen Fällen ansteigen. 

3. Das Zahlenmaterial verschiedener Berichte aus 
jüngster Zeit hat — auch wenn es gelegentlich 
kritisiert wird — eine grundsätzliche Frage in 
den Vordergrund gerückt, die nicht länger unbe-
achtet bleiben kann: Das materielle Wachstum 
hat physische Grenzen; diese zu erweitern muß 
unser Bestreben sein, gleichzeitig aber müssen wir 
uns bemühen, so rasch wie möglich in progressiver 
Entwicklung ein neues Wachstumsmodell mit höhe-
ren Qualitätszielen zu schaffen. 

4. Ferner ist festzustellen, daß im Konsumver-
halten eine Änderung eingetreten ist. Einige Bevöl-
kerungsteile sind über bestimmte Erscheinungen 
der wirtschaftlichen Entwicklung besorgt, während 
sich zum Teil Sättigungserscheinunjien zeigen. 

5. Auch aus diesen Gründen ist, wie schon die 
Erklärung des Rates der Europäischen Gemein-
schaften und der im Rat vereinigten Vertreter der 
Regierungen der Mitgliedstaaten vom 22. November 
1973 (2) hervorhebt, für die Gemeinschaft die 
Erfüllung ihrer Aufgabe, eine harmonische Ent-
wicklung des Wirtschaftslebens innerhalb der Ge-
meinschaft sowie eine beständige und ausgewogene 
Wirtschaftsausweitung zu fördern (Artikel 2 des 
EWG-Vertrags), künftig ohne eine wirksame Be-
kämpfung der Umweltverschmutzung und der 
Umweltbelastungen, ohne eine Verbesserung der 

H ABl. Nr. C 112 vom 20. 12. 1973, S. 3. 
(2) ABl. Nr. C 112 vom 20. 12. 1973, S. 1. 

Lebensqualität und ohne Umweltschutz nicht denk-
bar. Diese Ziele gehören nach dieser Erklärung 
zu den wesentlichen Aufgaben der Gemeinschaft, 
und es ist daher angebracht, eine Umweltpolitik 
der Gemeinschaft einzuführen. 

6. Die Mitgliedstaaten sind entschlossen, dafür 
Sorge zu tragen, daß sich die gegenwärtige, für die 
Regionen der Gemeinschaft in ihrer Gesamtheit 
gesehene Qualität der verschiedenen Umwelt-
medien nicht verschlechtert, zumal bestimmte Ver-
schmutzungen in vielen Fällen endgültigen oder 
nahezu endgültigen Charakter haben. 

7. Das Aktionsprogramm 1973 hat bis zum 31. 
Dezember 1976 zu zahlreichen Vorschlägen zur 
Durchführung geführt: (36 Vorschläge der Kommis-
sion, davon 17 vom Rat angenommen). Parallel 
hierzu erließen auch die Mitgliedstaaten bis zu 
demselben Zeitpunkt zahlreiche auf den Umwelt-
schutz bezogene Maßnahmen (148 Notifizierungen 
gesetzlicher Vorschriften und 12 internationale 
Übereinkommen wurden im Rahmen der „Infor-
mationsvereinbarung" vom 5. März 1973 (3) der 
Kommission und den Mitgliedstaaten in ihrer 
Gesamtheit zugeleitet). 

8. Diese Bemühungen müssen in den kommenden 
Jahren ungeachtet des jeweiligen Standes der 
Wirtschaftskonjunktur, der nicht zuletzt minde-
stens zum Teil von den vorstehend analysierten 
Erscheinungen abhängt, fortgesetzt werden. 

Zu diesem Ergebnis kam der Rat in seiner Aussprache 
vom 16. Oktober 1975 über die künftigen Aktivi-
täten der Gemeinschaft auf dem Gebiet des Um-
weltschutzes; davon geht auch das vorliegende 
Aktionsprogramm aus. 

9. Bei der Ausarbeitung des vorliegenden Aktions-
programms wurde nach folgenden fünf Orien-
tierungsgrundsätzen verfahren: 

9.1 Es soll die Kontinuität der seit November 1973 
eingeschlagenen Politik sicherstellen (4). Die seiner-
zeit festgelegten Ziele und Grundsätze gelten nach 

(3) Vereinbarung der im Rat vereinigten Vertreter der 
Regierungen der Mitgliedstaaten vom 5. März 
1973 über die Unterrichtung der Kommission und 
der Mitgliedstaaten im Hinblick auf die etwaige 
Harmonisierung von Dringlichkeitsmaßnahmen im 
Bereich des Umweltschutzes für das gesamte Gebiet 
der Gemeinschaft (ABl. Nr. C 9 vom 15. 3. 1973, 
S. 1), ergänzt durch die Vereinbarung vom 15. Juli 
1974 (ABl. Nr. C 86 vom 20. 7. 1974, S. 2). 

(4) Vgl. hierzu die Mitteilung der Kommission an den 
Rat über den Stand der Arbeiten des Aktionspro-
gramms der Europäischen Gemeinschaften für den 
Umweltschutz am 15. November 1976. 
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wie vor und werden erneut bestätigt. Die Aktionen, 
die bisher nicht zum Abschluß gebracht werden 
konnten, sollen weitergeführt werden; sie werden 
in diesem Zusammenhang erneut erwähnt , oder 
es wird auf sie im weiteren Verlauf verwiesen. 

9.2 Besonderer Akzent wird auf die Maßnahmen 
zur Schaffung von Mechanismen für ein präventives 
Vorgehen gesetzt, so insbesondere auf den Gebieten 
Verschmutzung, Raumplanung und Abfallwirt-
schaft. Das Programm sieht unter diesem Aspekt 
eine Reihe von Arbeiten vor, so z.B. zur Unter-
suchung der Modalitäten einer „Umweltverträglich-
keitsprüfung", zur Erarbeitung einer Methode der 
ökologischen K a m e r u n s der Gemeinschaft, die 
eine Gegenüberstellung der ökonomischen Anforde-
rungen und des ökologischen Angebots erlauben 
soll, und zur Ermittlung von Mitteln und Möglich-
keiten für eine Vermeidung von Abfällen, da ja 
gerade auf diesem Gebiet oft eine wahre Ver-
schwendung zu beobachten ist. Schließlich zeichnet 
sich auch noch die Entwicklung einer mehr globalen 
Umweltpolitik ab, die den Anstrengungen der 
wirtschaftlichen Programmierung eher entspricht 
und die außerdem den Bürger selbst an der Ge-
staltung und Verwirklichung der umweltpolitischen 
Ziele in höherem Maße beteiligt. 

9.3 Dem Schutz und der rationellen Nutzung 

des Lebensraums und der natürlichen Hilfsquellen 
wird spezielle Aufmerksamkeit gewidmet; in bezug 
auf diese Themenbere 'che wurde insbesondere den 
Vorschlägen der italienischen und der deutschen 
Behörden Rechnung getragen. 

9.4 Bei den Aktionen zur Verringerung der Um-
weltverschmutzung und -belastungen wird den 
Maßnahmen zum Schutz der Binnengewässer und 
des Meeres sowie zur Bekämpfung der Luftver-
schmutzung Vorrang gegeben; darüber hinaus ist 
der Kampf gegen den Lärm Gegenstand neuer 
Entwicklungen. 

9.5 Die umweltbezogene Aktivität der Gemein-
schaft auf internationaler Ebene wird erneut betont, 
und es wird vorgeschlagen, soweit wie möglich 
in der Politik der Zusammenarbeit zwischen der 
Gemeinschaft und den Entwicklungsländern die 
Umweltaspekte zu berücksichtigen. 

10. Das vorliegende Aktionsprogramm erstreckt 
sich über einen Zeitraum von fünf Jahren (1977-
1981). Im Zuge seiner Durchführung seil es zur 
Berücksichtigung der Situationsentwicklung und 
auf der Basis der erlangten Erfahrungen auf Vor-
schlag der Kommission überprüft und gegebenen-
falls entsprechend ergänzt werden. 

T I T E L I 

RÜCKSCHAU AUF DIE ZIELE U N D GRUNDSÄTZE 
EINER UMWELTPOLITIK IN DER GEMEINSCHAFT 

Ziele 

11. Zweck einer Umweltpolitik in der Gemein-
schaft ist es, die Lebensqualität, den Lebensrahmen, 
den Lebensraum und die Lebensbedingungen der 
zu ihrem Bereich gehörenden Völker zu verbessern. 
Mit einer solchen Umweltpolitik soll die wirt-
schaftliche Expansion in den Dienst des Menschen 
gestellt werden, indem für ihn eine Umwelt mit den 
bestmöglichen Lebensbedingungen geschaffen und 
diese Expansion mit der immer dringlicher wer-
denden Notwendigkeit der Erhaltung des natür-
lichen Lebensraums in F.inklang gebracht wird. 

12. Damit soll insbesondere folgendes angestrebt 
werden: 

— Verhütung, Verringerung und, soweit möglich, 
Beseitigung der Umweltverschmutzung und -be-
lastungen; 

— Erhaltung eines befriedigenden ökologischen 
Gleichgewichts und Schutz der Biosphäre; 

gute Bewirtschaftung der natürlichen Hilfs-
quellen und der natürlichen LImwelt und Ver-

meidung jeder Nutzung dieser Hilfsquellen und 
dieser Umwelt, die zu wesentlichen Schädigungen 
des ökologischen Gleichgewichts füh r t ; 

— Ausrichtung der Entwicklung nach Maßgabe 
der Qualitätserfordernisse, insbesondere durch 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen und des 
Lebensrahmens; 

— verstärkte Berücksichtigung der LJmweltaspekte 
bei der Strukturplanung und Raumordnung; 

— Suche nach gemeinsamen Lösungen für die 
Umweltprobleme mit den nicht der Gemein-
schaft angehörenden Staaten, insbesondere im 
Rahmen der internationalen Organisationen. 

Grundsätze 

13. Die beste Umweltpolitik besteht darin, Um-
weltbelastungen von vornherein zu vermeiden, 
statt sie erst nachträglich in ihren Auswirkungen 
zu bekämpfen. Daher muß der technische Fort-
schritt so verstanden und gelenkt werden, daß er 
von der Sorge um den Schutz der Umwelt und die 
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Verbesserung der Lebensquali tät bei geringstmög-
lichen Kosten für die Allgemeinheit getragen wird. 
Diese Umweltpoli t ik kann und muß mit der wirt-
schaftlichen und sozialen Entwicklung vereinbar 
sein. Dies gilt auch für den technischen Fortschritt . 

14. Bei allen fachlichen Planungs- und Entschei-
dungsprozessen müssen die Auswirkungen auf die 
Umwelt so f rüh wie möglich berücksichtigt werden. 

Die Umwelt darf nicht als „Außen-Wel t" ange-
sehen werden, deren Schäden und Eingriffen man 
ausgesetzt ist, sondern muß als eine Gegebenheit 
betrachtet werden, die von der Gestaltung und 
Förderung des menschlichen Fortschritts nicht 
zu t rennen ist. Es ist infolgedessen notwendig, 
die Auswirkungen aller auf nationaler oder Ge-
meinschaftsebene getroffenen oder geplanten Maß-
nahmen auf die Lebensquali tät und die natürliche 
Umwelt , soweit sie diese beeinträchtigen können, 
abzuschätzen. 

15. Jede Nutzung der natürlichen Ressourcen und 
der natürlichen Umwelt , die erhebliche Schäden 
für das ökologische Gleichgewicht verursacht, muß 
vermieden werden. 

Die natürliche Umwelt stellt nur beschränkte 
Ressourcen zur Verfügung und kann nur in be-
s t immtem Umfang Verunreinigungen resorbieren und 
deren schädliche Auswirkungen neutralisieren. Sie 
stellt ein Gut dar , das man nutzen, aber nicht 
hemmungslos ausnutzen darf und das opt imal 
verwaltet werden muß. 

16. Ferner muß im Hinblick auf eine wirksame 
Aktion zur Erhal tung und Verbesserung der Um-
welt und zur Bekämpfung der Umweltbelastungen 
der Stand der wissenschaftlichen und technolo-
gischen Kenntnisse in der Gemeinschaft verbessert 
werden. Daher ist die Forschung auf diesem Gebiet 
zu fördern . 

17. Die Kosten der Vermeidung und der Beseiti-
gung von Umweltbelastungen hat grundsätzlich 
der Verursacher zu tragen. Allerdings sind — zumal 
während der Übergangsperiode — Ausnahmen 
bzw. Sonderregelungen denkbar , sofern sie keine 
erheblichen Verzerrungen in den internationalen 
Flandelsbeziehungen und Investitionen zur Folge 
haben. Unbeschadet der Anwendung der Bestim-
mungen der \ e r t r ä g e wird es erforderlich sein, 
auf Gemeinsch iftsebene dieses Prinzip zu präzi-
sieren und die Modal i tä ten seiner Anwendung 
einschließlich der Ausnahmen zu definieren. Werden 
Ausnahmen zugestanden, so muß auch der Not-
wendigkeit Rechnung getragen werden, die regio-
nalen Ungleichgewichte in der Gemeinschaft schritt-
weise zu beseitigen. 

18. Gemäß der in Stockholm angenommenen 
Deklarat ion der Konferenz der Vereinten Nat ionen 
zur Umwelt des Menschen ist dafür Sorge zu t ragen, 
daß die in einem Staat betriebenen Tätigkeiten 
keine Umweltschäden in einem anderen Staat 
verursachen. 

19. Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten 
müssen in ihrer Umweltpoli t ik den Interessen der 
Entwicklungsländer Rechnung t ragen und insbe-
sondere die möglichen Auswirkungen der im 
Rahmen dieser Politik geplanten M a ß n a h m e n auf 
die wirtschaftl iche Entwicklung dieser Länder 
und auf den Handel mit ihnen prüfen , um etwaige 
nachteilige Folgen soweit wie möglich zu verhin-
dern oder einzuschränken. 

20. Die Wirksamkeit der Anstrengungen zur 
Förderung einer internationalen bzw. weltweiten 
Umweltforschung und Umweltpoli t ik wird durch 
eine klare und langfristige Konzeption einer euro-
päischen Politik auf diesem Gebiet verstärkt. 

Im Sinne der Erklärung der Staats- und Regie-
rungschefs auf der Gipfelkonferenz in Paris müssen 
die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten ihre 
Stimme in den mit Umweltfragen befaßten inter-
nat ionalen Organisat ionen geltend machen und in 
diesem Rahmen mit der Autori tät , die ihr durch 
eine gemeinsame Hal tung zukommt , einen eigenstän-
digen Beitrag leisten. 

Im Einklang mit den Schlußfolgerungen der Stock-
holmer Konferenz muß die regionale Zusammen-
arbeit , die häufig eine bessere Lösung der Probleme 
ermöglicht, intensiviert werden. 

Die weltweite Zusammenarbei t muß sich auf die 
Bereiche konzentrieren, in denen ein weltweites 
Bemühen auf Grund der betreffenden Umwelt-
probleme erforderlich ist ; sie muß sich auf die 
Sonderorganisat ionen der Vereinten Nat ionen stüt-
zen, die bereits bedeutende Arbeit geleistet haben 
und deren Aktion fortgesetzt und verstärkt werden 
muß. 

Eine globale Umweltpoli t ik ist nur auf der Grund-
lage neuer, wirksamer Formen internationaler 
Zusammenarbe i t möglich, die sowohl weltweiten 
ökologischen Zusammenhängen wie auch der Inter-
dependenz der Weltwirtschaft Rechnung tragen. 

21. Der Umweltschutz ist Sache eines jeden in 
der Gemeinschaft , und seine Bedeutung muß 
daher der Öffentlichkeit zum Bewußtsein gebracht 
werden. Der Erfolg einer Umweltpoli t ik setzt 
voraus, daß alle Gruppen der Bevölkerung und 
alle sozialen Kräfte in der Gemeinschaft dazu 
beitragen, die Umwelt zu schützen und zu verbes-
sern. Dazu gehört , daß auf allen Ebenen eine stän-
dige und eingehende Unterweisung erfolgt, damit 
jeder in der Gemeinschaft sich des Problems bewußt 
wird und seine Verantwor tung gegenüber den kom-
menden Generat ionen voll und ganz übernimmt. 
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22. Bei jeder Art von Umweltbelastung muß die 
Aktionsebene (örtlich, regional, national, gemein-
schaftsweit, international) festgestellt werden, die 
der Ait der Belastung sowie der zu schützenden 
geographischen Zone am besten angepaßt ist. 

Auf Gemeinschaftsebene müssen die Aktionen 
konzentriert werden, die auf dieser Ebene am wirk-
samsten sein können; die Prioritäten müssen mit 
besonderer Sorgfalt festgelegt werden. 

23. Wichtige Aspekte der Umweltpolitik dürfen in 
einzelnen Ländern nicht länger isoliert geplant und 
durchgeführt werden. Auf der Grundlage einer 
gemeinsamen langfristigen Konzeption in der Ge-
meinschaft sollten die nationalen Programme auf 
diesen Gebieten koordiniert und die Umweltpolitiken 
harmonisiert werden. Eine solche Politik sollte als 
Ziel die Verbesserung der Qualität des Lebens 
haben; das wirtschaftliche Wachstum darf daher 
nicht allein unter quantitativen Gesichtspunkten 
betrachtet werden. 

Diese Koordinierung und Harmonisierung sollen 
es insbesondere ermöglichen, die Wirksamkeit der 
auf den verschiedenen Ebenen durchgeführten Maß-
nahmen zum Schutz und zur Verbesserung der 

Umwelt in der Gemeinschaft zu steigern, und zwar 
unter Berücksichtigung der regionalen Unterschiede 
in der Gemeinschaft und des einwandfreien Funk-
tionierens des Gemeinsamen Marktes. 

Ziel dieser Umweltschutzpolitik in der Gemein-
schaft muß es sein, soweit wie möglich koordinierte 
und harmonisierte Fortschritte der jeweiligen natio-
nalen Politik zu fördern, ohne jedoch die Fort-
schritte zu verhindern, die auf nationaler Ebene 
schon erreicht wurden oder erreicht werden könn-
ten. Derartige Fortschritte müssen in einer Form 
verwirklicht werden, die das gute Funktionieren 
des Gemeinsamen Marktes nicht gefährdet. 

Diese Koordinierung und Harmonisierung werden 
insbesondere erreicht 

— mit der Anwendung der einschlägigen Bestim-
mungen der Verträge, 

— mit der Durchführung der in diesem Programm 
beschriebenen Aktionen, 

— mit der praktischen Anwendung des Informations-
verfahrens über Umweltschutzmaßnahmen (*). 

i1) ABl. Nr. C 9 vom 15. 3. 1973, S. 1. 

TITEL II 

VERRINGERUNG DER UMWELTBELASTUNGEN 

KAPITEL 1 

OBJEKTIVE BEURTEILUNG DER GEFAHREN DER UMWELTBELASTUNGEN 
FÜR DIE MENSCHLICHE GESUNDHEIT UND DIE UMWELT 

24. Die in Teil I Titel III Kapitel 1 und in Teil II 
Titel I Kapitel 1 und 2 des Aktionsprogramms 
1973 — ergänzt durch die Entschließung des Rates 
vom 24. Juni 1975 (*) — definierten Arbeiten wer-
den von der Kommission (2) für alle in den vorer-
wähnten Dokumenten aufgeführten Schadstoffe der 
ersten und zweiten Gruppe weitergeführt. 

infolge der Ableitung bestimmter gefährlicher Stoffe 
in die Gewässer der Gemeinschaft (3) untersucht. 
Hinsichtlich der Schadstoffe der zweiten Gruppe 
wird die Kommission eine Gruppe nationaler 
Sachverständiger konsultieren und die Listen I 
und II im Anhang der Richtlinie 76/464/EWG be-
rücksichtigen. 

25. Was die Schadstoffe der ersten Gruppe betrifft, 
so werden mit Vorrang diejenigen der Liste I im 
Anhang der Richtlinie 76/464/EWG des Rates 
vom 4. Mai 1976 betreffend die Verschmutzung 

0) ABl. Nr . C 168 vom 25. 7. 1975, S. 4. 
(2) Der Rat hat am 9. Dezember 1976 eine Richtlinie 

über die Überwachung der Gefährdung der Bevölke-
rung durch Blei der Sache nach gebilligt. Die Kommis-
sion hat dem Rat bereits einen Vorschlag für eine 
Entschließung über die Kriterien für Schwefelanhy-
drid und Schwebeteilchen in der städtischen Umwelt 
übermittelt. 

26. Bei der Durchführung dieser Arbeiten 

— wird der Tatsache Rechnung getragen, daß 
zahlreiche Schadstoffe gleichzeitig in mehreren 
Umweltmedien wie Luft und Wasser sowie in 
Nahrungs- und Genußmitteln sowie in bestimm-
ten Fertigerzeugnissen vorkommen; 

(3) ABl. Nr . L 129 vom 18. 5. 1976, S. 23. 
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— erfolgt die Bewertung der Exposition des Men-
schen gegenüber den in mehreren Umweltmedien 
vorhandenen Schadstoffen durch die Bestim-
mung der Gesamtexposition (Messung der 
Schadstoffe am Objekt); 

— wird eine Untersuchung der Synergismen vorge-
nommen zwischen: 

— verschiedenen Schadstoffen der ersten und 
zweiten Gruppe, 

— Schadstoffen und pathogenen Organismen, 

— Schadstoffen und meteorologischen Faktoren, 

— Schadstoffen und Zusammensetzung der 
Nahrung, 

— Schadstoffen und chemischen und pharma-
zeutischen Produkten; 

— werden die Auswirkungen — einschließlich der 
langfristigen Auswirkungen — der Schadstoffe 
auf die verschiedenen Bevölkerungsgruppen so-
wie auf die Umwelt, insbesondere auf die Kul-
turpflanzen und die Nahrungsmittel tierischen 
Ursprungs berücksichtigt. 

KAPITEL 2 

VERHÜTUNG U N D VERRINGERUNG DER V E R S C H M U T Z U N G 
DER BINNENGEWÄSSER UND DES MEERES 

27. Von allen natürlichen Ressourcen ist das 
Wasser eine der wichtigsten, die sich über den mete-
orologischen Zyklus ständig regeneriert. Diese na-
türliche Regentration sichert eine kontinuierliche 
Versorgung fast aller Gebiete der Gemeinschaft. 

28. Als Folge insbesondere der Bevölkerungs-
dichte, der Konzentration und des Lebensstandards 
der Bevölkerung sowie des Ausmaßes der Wirt-
schaftstätigkeit in Westeuropa wird jedoch ein Teil 
dieser potentiell verfügbaren Ressourcen durch 
Verunreinigung, zu der in einigen Fällen noch das 
Fehlen einer angemessenen Wasserwirtschaft hin-
zukommt, teilweise und zuweilen sogar ganz der 
Verwendung entzogen. 

29. Das Wasser ist für die menschliche Existenz 
unerläßlich und muß für viele Funktionen im Zu-
sammenhang mit den Tätigkeiten des Menschen, 
der davon für zahlreiche und unterschiedliche 
Zwecke Gebrauch macht, zur Verfügung stehen. 

30. Bei der Durchführung des Aktionsprogramms 
1973 wurden der Bekämpfung der Verunreinigung 
der Binnengewässer erhebliche und vorrangige 
Bemühungen gewidmet. L)ie bisherigen Aktionen 
müssen jedoch kontinuierlich fortgesetzt werden, 
um die Qualität dieser Gewässer zu verbessern und 
die Verunreinigung durch bestimmte, in die Gewäs-
ser der Gemeinschaft eingeleitete gefährliche Stoffe 
zu beseitigen. 

31. In bezug auf Meerwasser hebt das Aktions-
programm 1973 (Teil II Titel I Kapitel 6 Abschnitt 
1) hervor: 

„Die Meere sind eine wesentliche Quelle von 
Erzeugnissen, insbesondere von wertvollen Pro-
teinen für eine in zunehmendem Maße übervöl-
kerte Welt. Außerdem erfüllen sie als Lieferanten 

eines bedeutenden Teils des lebensnotwendigen 
Sauerstoffs eine wesentliche Rolle im natürlichen 
ökologischen Gleichgewichtssystem. Ferner sind 
die Meere und Küstengebiete von größtem Wert 
für Erholung und Freizeit. 

Die Verunreinigung der Meere hat bereits ein 
sehr hohes Ausmaß erreicht. So ist eine besorgnis-
erregende Anhäufung bestimmter Schadstoffe 
bei Plankton, Lebewesen und Sedimenten fest-
zustellen; schon jetzt sind einige Flußmündungen 
und Küstengebiete erheblich von Eutrophierung 
bedroht. 

In Anbetracht der wichtigen Rolle des Meeres 
für die Prozesse der Erhaltung und Entwicklung 
der Arten sowie der Bedeutung der Seeschiffahrt 
und des Seetransports für die harmonische wirt-
schaftiche Entwicklung der Gemeinschaft geht 
das Problem der Meeresverschmutzung die Ge-
meinschaft als Ganzes an." 

32. Der Schutz und die Sanierung der Binnenge-
wässer und des Meerwassers, mit dem Ziel, die 
wirtschaftlichen und sozialen Bedürfnisse zu be-
friedigen und die Aufrechterhaltung des lebensnot-
wendigen ökologischen Gleichgewichts zu gewähr-
leisten, sind eine vorrangige Aufgabe des vorliegen-
den Aktionsprogramms. 

33. Auf diesem Gebiet bildet eine Reihe wichtiger, 
bereits erlassener oder geplanter Bestimmungen die 
Basis einer in sich geschlossenen Politik zur Verhü-
tung und Verringerung dieser Art von Umwelt-
verschmutzung auf Gemeinschaftsebene. In den 
kommenden Jahren wird die Tätigkeit auf diesem 
Gebiet darin bestehen, diese Bestimmungen weiter 
in die Tat umzusetzen. 
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34. Die Gemeinschaft wird die weitere Durch-
f ü h r u n g der Aktionen in bezug auf die Wasserver-
schmutzung betreiben, die in Teil II Titel I des 
Akt ionsprogramms 1973 festgelegt sind und die die 
folgenden Themen berühren: 

— Objektive Beurteilung der Gefahren der Umwelt-
belastungen für die menschliche Gesundheit und 
die Umwelt (vgl. Kapitel 1); 

— Festlegung von Normen (vgl. Kapitel 2); 

— Informationsaustausch zwischen den Über-
waehungs- und Kontrollnetzen (vgl. Kapitel 3); 

— Festlegung von Qualitätszielen (vgl. Kapitel 3); 

— Aktionen im Bereich bestimmter Erzeugnisse 
(vgl. Kapitel 4); 

— spezifische Aktionen im Bereich bestimmter In-
dustriesektoren und der Energieerzeugung (vgl. 
Kapitel 5); 

— bestimmte Gebiete von gemeinsamem Interesse 
betreffende Akt ionen: 

— Verschmutzung der Meere ; 

— Reinhaltung der Gewässer des Rheinein-
zugsgebiets ; 

— Umweltschutzaktionen in den Grenzgebieten 
(vgl. Kapitel 6). 

35. Die Kommission wird ,— unbeschadet der 
Durchführung der vom Rat erlassenen Richtlinien 
seitens der Mitgliedstaaten — die sie selbst betref-
fenden Aktionen durchführen , die in den nachste-
hend angeführ ten Richtlinien (sowie weiteren Richt-
linien, die zur Durchführung des Akt ionsprogramms 
1973 noch erlassen werden) vorgesehen sind: 

— Richtlinie 75 /440 /EWG des Rates vom 16. Juni 
1975 über die Qual i tä tsanforderungen an Ober-
flächenwasser für die Tr inkwassergewinnung 
in den Mitgliedstaaten (1); 

— Richtlinie 76 /160 /EWG des Rates vom 8. De-
zember 1975 über die Qual i tä t der Badegewäs-
ser (2); 

— Richtlinie 76/4<s4/EWG des Rates vom 4. Mai 
1976 betreffend die Verschmutzung infolge der 
Ableitung bestimmter gefährlicher Stoffe in die 
Gewässer der Gemeinschaft (3). 

Inhaltlich erstrecken sich diese Aktionen insbeson-
dere auf folgende Bereiche: 

36. Nach der Richtlinie 7 5 / 4 4 0 / E W G : 

— Prüfung der einzelstaatlichen Programme fü r 
die Sanierung von Oberflächenwasser (vgl. Ar-
tikel 4 Absatz 2); 

— Prüfung der Begründungen fü r die ausnahms-
weise Verwendung von Wasser geringerer Qua-
lität als A 3 (vgl. Artikel 4 Absatz 3); 

— Vorlage eines Richtl inienentwurfs über die 
Meßmethoden , die Zeitfolge fü r die Probenah-
men und die Analyse der in der Richtlinie fest-
gelegten Parameter (vgl. Artikel 5 Absatz 2); 

— Prüfung der Abweichungen nach Artikel 8; 

— eventuelle Vorschläge zur Überprüfung der in 
der Richtlinie festgelegten Werte und Parameter 
(vgl. Artikel 9); 

— Vorlage eines Richtlinienvorschlags betreffend 
Infil trationswasser; 

— allgemeine Gewährleistung der Durchführung 
der Richtlinie. 

37. Nach der Richtlinie 7 6 / 1 6 0 / E W G : 

— Prüfung der Begründungen fü r die von einem 
Mitgliedstaat eventuell zugelassenen Abweichun-
gen sowie der Pläne zur Bewirtschaftung der 
Gewässer in den betreffenden Gebieten (vgl. 
Artikel 4 Absatz 3); 

— Beteiligung an der in Artikel 4 Absatz 4 vorge-
sehenen gegenseitigen Abst immung der Anrai-
nerstaaten ; 

— Prüfung der in Artikel 8 vorgesehnen Abwei-
chungen; 

— Ausarbeitung der Vorschläge, die zur Anpassung 
der Richtlinie an den technischen Fortschritt 
notwendig sind (vgl. Artikel 9, 10 und 11); 

— Veröffentlichung eines zusammenfassenden Be-
richtes über die Badegewässer in den Mitglied-
staaten und ihre wesentlichsten Merkmale (vgl. 
Artikel 13); 

— allgemeine Gewährleis tung der Durchführung 
der Richtlinie. 

38. Nach der Richtlinie 7 6 / 4 6 4 / E W G : 

— Ausarbeitung von Vorschlägen zur Regelung 
insbesondere der betriebsbedingten Ableitung 
von Schiffen aus in das Küstenmeer unter Be-
rücksichtigung der auf diesem Gebiet bestehen-
den internationalen Übere inkommen: 

age eines Richtlinienvorschl 
3) ABl. Nr. L 129 vom 18. 5. 1976, S. 23. den Schutz des Grundwassers (vgl. Artikel 4); 

H ABl. N r . L 194 vom 25. 1975, S. 34. 
(2) ABl. Nr. L 31 vom 5. 2. 1976, S. 1. — Vorlage eines Richtlinienvorschlags betreffend 
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— Vorlage von Vorschlägen über die Grenzwer te , 
die max ima len Fristen, die Qual i tä tsziele u n d 
das Übe rwachungsve r f ah ren fü r die Stoffe der 
Liste I (vgl. Artikel 6) ; 

— sofern ein Staat bes t immte Quali tätsziele gel tend 
machen will, P r ü f u n g der Nachweise , w o n a c h 
den Qual i tä tsz ie len nach Artikel 6 Absatz 3 
zur Zeit u n d auch künf t ig s tändig en t sp rochen 
w i r d ; 

— Ber ichters ta t tung der Kommiss ion an den Rat 
über die Fäle, in denen sie die A n w e n d u n g des 
Ver fahrens der Quali tätsziele akzept ier t ha t 
(vgl. Artikel 6 Absatz 3) ; 

— regelmäßige Gegenübers te l lung der P r o g r a m m e 
bet ref fend die Stoffe der Liste II, um eine hinrei-
chend harmonis ie r te D u r c h f ü h r u n g zu gewähr -
leisten ; 

— etwaiger Vorschlag fü r eine Revision der Listen I 
u n d II im Lichte der gewonnenen E r f ah rungen , 
gegebenenfal ls un ter Über t r agung bes t immter 
Stoffe aus der Liste II in die 1 iste I ; 

— allgemeine Gewähr le i s tung der D u r c h f ü h r u n g 
der Richtl inie. 

39. Die Kommiss ion wird sich a u ß e r d e m weiter-
hin u m die D u r c h f ü h r u n g fo lgender Beschlüsse 
des Rates mit Bezug auf die Akt ion der E u r o p ä -
ischen Wir t schaf t sgemeinschaf t im R a h m e n inter-
na t iona le r Übe re inkom m e n b e m ü h e n : 

— Beschluß 75 X 437 /EWG des Rates vom 3. M ä r z 
1975 über den Abschluß des Ü be re inkom m e ns 
zur V e r h ü t u n g der Meeresvei s chmutzung vom 
Lande aus (*); dieses Ü b e r e i n k o m m e n wi rd 
nachs tehend als „ Ü b e r e i n k o m m e n von Par i s" 
beze ichnet ; 

Beschluß 75 ' 4 3 8 / E W G des Rates v o m 3. M ä r z 
1975 über die Beteiligung der Gemeinschaf t an 
der In te r imskommiss ion , die auf der G r u n d -
lage der Entschl ießung N r . III des Übere inkom-
mens zur Ve rhü tung der Meeresve r schmutzung 
vom Lande aus eingesetzt w o r d e n ist (2); 

— Beschluß des Rates vom 8. Dezember 1975 über 
die T e i l n a h m e der Europä i schen Wir tschaf tsge-
meinschaf t an der A u s h a n d l u n g eines R a h m e n -
ü b e r e i n k o m m e n s mit Pro tokol len zur Ve rhü tung 
der Verschmutzung des Mit te lmeeres (3); 

H ABl. Nr. L 194 vom 25. 7. 1975, S. 5. 
(2) ABl. Nr. L 194 vom 25. 7. 1975, S. 30. 
(3) Der Rat hat am 9. Dezember 1976 den Abschluß des 

Übereinkommens über den Schurz des Mittelmeeres 
vor Verschmutzung sowie das Protokoll über die 
Verhütung der Verschmutzung des Mittelmeeres 
durch das Einbringen von Abfallstoffen durch 
Schiffe und Luftfahrzeuge, die im Namen der Gemein-
schaft am 13. September 1976 unterzeichnet worden 
sind, der Sache nach gebilligt. 

— Beschluß des Rates vom 19. J a n u a r 1976 über 
die T e i l n a h m e der Europä i schen Wir tschaf tsge-
meinschaf t an den Verhand lungen über ein 
Ü b e r e i n k o m m e n zum Schutz des Rheins gegen 
chemische Verunre in igung (4). 

40. Die Kommiss ion ha t dem Ra t a m 14. M ä r z 
1977 die Empfeh lung eines Beschlusses über die 
A u f n a h m e von Verhand lungen im Hinb l i ck auf 
den Beitritt der Gemeinschaf t zum Übere inkom-
men v o m 22. M ä r z 1974 über den Schutz der mar i -
nen Umwel t im Bereich der Ostsee vorgelegt . W a s 
die Verschmutzung des Meeres betr i f f t , so w i rd 
die Kommiss ion Vorschläge zur A n n ä h e r u n g der 
Regeln f ü r die D u r c h f ü h r u n g in te rna t iona le r Über-
e i n k o m m e n unterbre i ten , sofern dies sich f ü r das 
reibungslose Funkt ion ie ren des Gemeinsamen 
M a r k t e s u n d die D u r c h f ü h r u n g der Akt ionspro-
g r a m m e der Europä i schen Gemeinschaf ten f ü r den 
Umwel t schutz als no twend ig erweist . Dabei wi rd 
sie berücksicht igen, d a ß die Vorschr i f ten der ein-
zelnen Ü b e r e i n k o m m e n verschieden sein k ö n n e n . 

41. In bezug auf die Meeresver schmutzung du rch 
Abfäl le hat die Kommiss ion a m 12. J a n u a r 1976 
bereits einen Richt l in ienvorschlag (5) unterbre i te t . 
Sie wi rd a u ß e r d e m en tsprechende Vorschläge f ü r 
die Beteiligung der Gemeinschaf t an den verschie-
denen in te rna t iona len Übe re inkommen über diese 
Art der Meeresverschmutzung vorlegen. 

42. Auf dem Gebiet der Meeresver schmutzung 
durch Seet ranspor t u n d Schiffahr t wi rd die Kom-
mission neben der Ausarbe i tung der in N u m m e r 38 
erster Gedankens t r i ch genann ten Vorschläge Un-
te r suchungen d u r c h f ü h r e n u n d gegebenenfal ls ent-
sprechende Vorschläge zur w i r k s a m e n D u r c h f ü h -
rung der in te rna t iona len Ü b e r e i n k o m m e n u n d , so-
weit dies f ü r das re ibungslose Funkt ion ie ren des 
Gemeinsamen M a r k t e s u n d die D u r c h f ü h r u n g des 
vorl iegenden A k t i o n s p r o g r a m m s er forder l ich ist, 
zur Angleichung der Durch füh rungsvor sch r i f t en zu 
diesen Ü b e r e i n k o m m e n vorlegen. 

43. Im Problembere ich der Meeresverschmutzung 
du rch die Z u f ü h r u n g von Abfal ls toffen v o m Lande 
aus n i m m t die Kommiss ion im N a m e n der Gemein-

(4) Der Rat hat am 9. Dezember 1976 den Abschluß des 
Übereinkommens zum Schutz des Rheins gegen 
chemische Verunreinigung und der Zusatzvereinba-
rung zu der am 29. April 1963 in Bern unterzeichneten 
Vereinbarung über die Internationale Kommission 
zum Schutz des Rheins gegen Verunreinigung, die 
im Namen der Gemeinschaft am 3. Dezember 1976 
unterzeichnet worden sind, der Sache nach gebilligt. 

(5) ABl. Nr. C 40 vom 20. 2. 1976, S. 3. 
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schaft an den Arbeiten der Interimskommission des 
Pariser Übereinkommens teil. Allgemein wird die 
Kommission Vorschläge für gemeinschaftliche Maß-
nahmen zur Verhütung und Verringerung der Meeres-
verschmutzung vom Lande aus nach Teil II Titel I 
Kapitel 6 Abschnitt 1 des Aktionsprogramms 1973 
und der Richtlinie 76/464/EWG vorlegen. 

44. In bezug auf die Meeresverschmutzung durch 
Exploration und Nutzung der Meeresgründe ist 
die Gemeinschaft an den entsprechenden Arbeiten 
beteiligt, die namentlich im Rahmen des Pariser 
Übereinkommens durchgeführt werden. Die Ge-
meinschaft nimmt außerdem als Beobachter an 
den Arbeiten der Londoner Konferenz (1) teil; 
eine Arbeitsgruppe dieser Konferenz behandelt das 
Problem der zivilrechtlichen Haftung für diese 
Verschmutzungsart. Außerdem verfolgt die Kom-
mission aufmerksam die entsprechenden Arbeiten 
der Dritten Seerechtskonferenz. 

45. Was generell die im Rahmen dieser Konferenz 
laufenden Arbeiten auf dem Gebiet der Meeres-
verschmutzung betrifft, so wird sich die Kommis-
sion dafür einsetzen, daß die Ergebnisse dieser Konfe-
renz mit den Regeln der Verträge sowie den auf 
Gemeinschaftsebene getroffenen Umweltschutz-
maßnahmen in Einklang stehen. Gegebenenfalls 
wird sie zur Sicherstellung dieser Übereinstimmung 
zu gegebener Zeit die erforderlichen Vorschläge 
vorlegen. 

46. Die Gemeinschaft wird, vertreten von der 
Kommission, an den Arbeiten der Internationalen 
Kommission zum Schutz des Rheins gegen Verun-
reinigung teilnehmen. Im Rahmen des Überein-
kommens zum Schutz des Rheins gegen chemische 
Verunreinigung wird sie im Hinblick auf die Lösung 
der spezifischen Probleme der Verschmutzung des 
Rheins dafür Sorge tragen, daß dieses Überein-
kommen unter Berücksichtigung der Gemeinschafts-
regelung so rasch und so wirksam wie möglich 
durchgeführt wird. 

47. Die Kommission, die dem Rat bereits Vor-
schläge vorgelegt hat, um die Beteiligung der Ge-
meinschaft an dem Europäischen Übereinkommen 
zum Schutz internationaler Wasserläufe vor Ver-
schmutzung (Straßburger Übereinkommen) zu er-
möglichen, wird den Rat ersuchen, diese Vor-

(*) Landoner Konfetenzen vom März 1973 und Oktober 
1975 über die Probleme Sicherheit und Schutz gegen 
Verschmutzung bei der Exploration und der Förde-
rung mineralischer Rohstoffe in Meeresgebieten des 
Nordostatlantiks. 

schläge endgültig zu genehmigen, sobald die im 
Rahmen des Europarates laufenden Verhand-
lungen abgeschlossen sind. 

48. In Anbetracht der vorstehenden Nummern 
läßt sich sagen, daß sich die Arbeiten der Gemein-
schaft zur Verhütung und Verringerung der Ver-
schmutzung der Binnengewässer und des Meer-
wassers insbesondere auf folgende vorrangige Be-
reiche erstrecken werden: 

— die Richtlinie über den Schutz des Grundwas-
sers; 

— die Ausarbeitung von Qualitätszielen für Was-
ser, die durch das Aktionsprogramm 1973 
in Angriff genommen oder vorgesehen sind, 
bisher aber noch nicht abgeschlossen wurden; 

— die Festlegung der Meßmethoden und der Zeit-
folge der Probenahmen; 

— die Definition gemeinsamer Methoden zur Fest-
legung der Maßnahmen, die zur Erreichung 
und Aufrechterhaltung der bestehenden und 
der künftigen Qualitätsziele erforderlich sind; 

— die gemeinsame Ermittlung und Festlegung 
ausreichender langfristiger Mindestqualitäts-
anforderungen, denen die Gewässer in der Ge-
meinschaft entsprechen müßten; 

— den Informationsaustausch zwischen den in 
der Gemeinschaft bestehenden Netzen für die 
Überwachung und Kontrolle der Verschmut-
zung von Gewässern in der Gemeinschaft; 

— die Festlegung von Emissionsgrenzwerten, ma-
ximalen Fristen und Qualitätszielen für eine 
erste Liste von Stoffen der Liste I der Richtlinie 
76/464/EWG; 

— die Festlegung eines Kontroll- und Überwa-
chungsverfahrens für die Stoffe der Liste I 
der Richtlinie 76/464/EWG; 

— die Durchführung der vom Rat erlassenen Richt-
linien über Qualitätsziele; 

— die Verhütung und Verringerung der Meeres-
verschmutzung vom Lande aus im Rahmen 
des Übereinkommens von Paris und der Richt-
linie 76/464/EWG; 

— die Durchführung der internationalen Über-
einkommen betreffend Binnengewässer und Meer-
wasser, bei denen die Gemeinschaft Vertrags-
partei ist oder sein wird. 

49. Die Kommission wird ferner prüfen, welche 
Maßnahmen zu ergreifen sind, um einem Informa-
tionsaustausch in bezug auf die in den nächsten 
15 Jahren in der Gemeinschaft zu errichtenden 
Kläranlagen und Stationen zur Überwachung und 
Kontrolle der Verschmutzung zu fördern. 
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KAPITEL 3 

LUFTVERSCHMUTZUNG 

Einleitung 

50. Die Luftverschmutzung weist unter anderem 
folgende Merkmale auf: 

Sie tritt in besonders starkem Maße in städtischen 
und industriellen Ballungszentren auf, in Zonen 
also, in denen zur Zeit mehr als 60 % der Gemein-
schaftsbevölkerung leben. 

Sie wird in erheblichem Maße durch meteorolo-
gische und klimatische Bedingungen (Einfluß des 
Windes, der Niederschläge, der Inversion, der 
Sonneneinstrahlung usw.) beeinflußt und kann 
ihrerseits diese Bedingungen beeinflussen. 

Sie kann auf Grund des 1 ransports von bestimm-
ten Schadstoffen durch die Luftströmungen auf 
weite Entfernungen durch ferngelegene Verunrei-
nigungsherde verursacht werden, wodurch es zu 
grenzüberschreitenden Verunreinigungen kommen 
kann. Deshalb können Tätigkeiten in einem Staat 
eine Verschlechterung der Umwelt in einem anderen 
Staat innerhalb oder außerhalb der Gemeinschaft 
hervorrufen und entsprechende Maßnahmen erfor-
derlich machen. 

Sie kann durch ortsfeste und durch bewegliche 
Emissionsquellen verursacht werden. 

51. Durch die Herstellung und die Verwendung 
neuer Produkte wird die Zahl der in die Luft ab-
gegebenen Schadstoffe immer größer. Durch neue 
Herstellungsverfahren kommt es ferner zu einer 
Veränderung in der Zusammensetzung der Emis-
sionen. In manchen Fällen treffen bestimmte in 
die Luft abgegebene Stoffe auf Bedingungen, 
die ihre Umwandlung begünstigen: dabei reagieren 
diese Stoffe entweder untereinander oder mit den 
natürlichen chemischen Bestandteilen der Luft — 
häufig unter Einwirkung der Sonnenstrahlung —, 
wobei neue chemische Stoffe entstehen, die noch 
schädlicher sein können als die l'rimärschadstoffe. 
Es ist möglich, daß der natürliche Ozongehalt 
in der Stratosphäre durch vom Menschen verur-
sachte Emissionen beeinflußt wird. 

52. Es bestehen noch Schwierigkeiten hinsicht-
lich der Probenahme und Analyse der oft nur in 
Spuren vorhandenen Schadstoffe: erst wenn diese 
Schwierigkeiten gelöst sind, sind die in verschiedenen 
Gebieten erzielten Meßergebnisst ohne weiteres 
vergleichbar. 

53. Auf Grund der komplexen chemischen Zu-
sammensetzung bestimmter luft verunreinigender 
Stoffe und der bei ihrer Umwandlung entstehen-
den Verbindungen sowie auf Grund der auf die 

sich verändernden Witterungsbedingungen zurück-
zuführenden unterschiedlichen Expositionsbedingun-
gen ist die Beurteilung der Auswirkungen der Schad-
stoffe auf die menschliche Gesundheit, das öko-
logische Gleichgewicht, den Boden, den Pflanzen-
wuchs sowie auf Materialien schwierig. Es müs-
sen daher die entsprechenden Forschungsarbeiten 
fortgesetzt werden. 

54. Diese spezifischen Umstände müssen bei den 
Überlegungen, welche Arten von Maßnahmen auf 
den verschiedenen Entscheidungsebenen und ins-
besondere auf Gemeinschaftsebene zu treffen sind, 
berücksichtigt werden. 

Aktion auf Gemeinschaftsebene 

55. Diese Aktion wird in erster Linie in der weite-
ren Durchführung der vom Rat auf diesem Gebiet 
bereits erlassenen Rechtsakte bestehen. 

Das Aktionsprogramm 1973 

56. Die Verwirklichung der auf diesem Gebiet 
im Aktionsprogramm 1973 vorgesehenden Ak-
tionen wird weiter vorangetrieben; im einzelnen 
handelt es sieht um folgendes: 

a) Festlegung von Kriterien (vgl. Teil II Titel I 
Kapitel 1 des Aktionsprogramms 1973 sowie 
Titel II Kapitel 1 des vorliegenden Aktions-
programms). 

Gemäß dem Aktionsprogramm 1973 erfolgt 
die Festlegung von Kriterien in Verbindung mit 
Arbeiten zur Normung und Harmonisierung 
der Meßmethoden und -instrumente; dies wird 
die Lücken im Stand der Kenntnisse zutage 
treten lassen und aufzeigen, welche Forschungs-
themen gegebenenfalls in das Forschungs- und 
Entwicklungsprogramm der Gemeinschaft auf-
zunehmen sein werden; 

b) Festlegung von Qualitätszielen (Teil II Titel I 
Kapitel 3 Abschnitt 2 des Aktionsprogramms 
1973). 

Diese Aktion wird sich insbesondere auf fol-
gende Schadstoffe erstrecken: 

— Blei 

— Stickstoffoxide 

— Kohlenmonoxid 

— Schwefeldioxid und Schwebstoffe 

— photochemische Oxidationsmittel 

— Asbest 

— Kohlenwasserstoffe 

— Vanadium; 
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c) Festlegung von Normen (Teil II Titel I Kapi-
tel 2 des Aktionsprogramms 1973). 

In bestimmten Fällen kann es aus dringenden 
Gründen des Schutzes der menschlichen Ge-
sundheit oder der Umwelt notwendig sein, 
vorläufige gemeinsame Normen festzulegen, ohne 
die Festlegung von Kriterien und Qualitäts-
zielen auf Gemeinschaftsebene abzuwarten, wenn 
die bereits auf internationaler bzw. nationaler 
Ebene verfügbaren Informationen für diese 
Belange als ausreichend erachtet werden kön-
nen; 

d) Informationsaustausch zwischen den Über-
wachungs- und Kontrollnetzen (Teil II Titel I 
Kapitel 3 Abschnitt 1 des Aktionsprogramms 
1973). 

Die Kommission wird insbesondere auf die 
Durchführung der Entscheidung 75/441/EWG 
des Rates vom 24. Juni 1975 zur Einführung 
eines gemeinsamen Verfahrens für einen In-
formationsaustausch zwischen den Über-
wachungs- und Kontrollnetzen betreffend die 
Daten über die Luftverschmutzung durch 
bestimmte Schwefelverbindungen und durch 
Schwebstoffe (1) achten. Sie wird gegebenenfalls 
nach Maßgabe von Teil II Titel I Kapitel 3 
Abschnitt 1 Buchstaben A, B und C des 
Aktionsprogramms 1973 weitere Vorschläge 
betreffend andere Schadstoffe vorlegen; 

e) spezifische Aktionen im Bereich bestimmter 
Erzeugnisse (Teil II Titel I Kapitel 4 des Ak-
tionsprogramms 1973). 

Die in diesem Kapitel vorgesehenen Aktionen 
werden hinsichtlich der luftverunreinigenden 
Stoffe weitergeführt. Insbesondere werden die 
Richtlinien über die Schadstoffe in den Abgasen 
von Kraftfahrzeugen (2) und über den Schwefelge-
halt von Gasölen (3) gegebenenfalls Gegenstand 
von Anderungs- und Ergänzungsvorschlägen — 

(x) ABl. Nr. L 194 vom 25. 7. 1975, S. 40. 
(2) Richtlinie 74 /290 /EWG des Rates vom 28. Mai 

1974 und Richtlinie 77 102 /EWG der Kommission 
vom 30. November 1976 zur Anpassung der Richtlinie 
7 0 / 2 2 0 / E W G zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über Maßnahmen gegen die 
Verunreinigung der Luft durch Abgase von Kraft-
fahrzeugmotoren mit Fremdzündung an den tech-
nischen Fortschritt (ABl. Nr. L 159 vom 15. 6. 1974, 
S. 61, bzw. ABl. Nr. L M vom 3. 2. 1977, S. 32). 
Richtlinie 72 /306 /EWG des Rates vom 2. August 
1972 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über Maßnahmen gegen die Emission 
verunreinigender Stoffe aus Dieselmotoren zum 
Antrieb von Fahrzeugen (ABl. Nr. L 190 vom 20. 8. 
1972, S. 1). 

(3) Richtlinie 7 5 / 7 1 6 / E W G des Rates vom 24. November 
1975 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über den Schwefelgehalt bestimmter 
flüssiger Brennstoffe (ABl. Nr. L 307 vom 27. 11. 1975, 
S. 22). 

unter Berücksichtigung der neuesten wissen-
schaftlich-technischen Fortschritte — sein; 

f) spezifische Aktionen im Bereich bestimmter 
Industriesektoren und der Energieerzeugung (Teil 
II Titel I Kapitel 5 Abschnitte 1 und 2 des Ak-
tionsprogramms 1973). 

Die in diesem Kapitel genannten Aktionen 
werden weitergeführt, wobei den Arbeiten be-
treffend die Industrien, die an die Umwelt Staub, 
Schwefel- und Stickstoffoxide, Kohlenwasser-
stoffe und Lösungsmittel, Fluor und Schwer-
metalle abgeben, Vorrang eingeräumt werden 
soll; 

g) Aktionen für den Umweltschutz in Grenzge-
bieten (Teil II Titel I Kapitel 6 Abschnitt 3 des 
Aktionsprogramms 1973). 

Die Entschließung des Rates vom 3. März 1975 
über Energie und Umweltschutz 

57. Der Rat hat in seiner Entschließung vom 
3. März 1975 über Energie und Umweltschutz (4) 
die Kommission ersucht, unter Berücksichtigung 
der jüngsten Prognosen über die Entwicklung des 
Erdölverbrauchs und die Kostengestaltung Vor-
schläge vorzulegen, die insbesondere folgendes 
betreffen: 

a) Sicherstellung einer rationelleren Versorgung 
mit umweltfreundlichen Brennstoffen, z.B. 
schwefelarmen Rohölen in den Gebieten 
mit besonderen Umweltbelastungen und für 
Verbraucher, die eine starke Umweltver-
schmutzung verursachen; 

b) Förderung der Entwicklung von Ent-
schwefelungsverfahren und aller anderen tech-
nischen Verfahren zur selektiven Reduzierung 
von Schwefeldioxid-Emissionen in die At-
mosphäre und insbesondere Förderung des 
Baues von Musteranlagen, deren Einsatz 
gefördert werden muß, sobald sie technisch 
erprobt worden sind; 

c) Förderung einer wirksamen Verwendung der 
Brennstoffe; 

d) Intensivierung der Forschung über die Wir-
kung von Stickoxiden auf den Menschen und 
die Umwelt; 

e) Entwicklung geeigneter Meßtechniken für Stick-
oxide; 

f) Durchführung vorbeugender Maßnahmen zur 
Verringerung der Verschmutzungen aus Stick-
oxidquellen, bis die Kenntnisse auf diesem 
Gebiet verbessert werden." 

(4) ABl. Nr. C 168 vom 25. 7. 1975, S. 2. 
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Bereits vom Rat erlassene Richtlinien und Entschei-
dungen in bezug auf die Luftverschmutzung 

58. Diese Richtlinien und Entscheidungen wer-
den von den Mitgliedstaaten und der Kommission 
durchgeführt . 

Die Kommission wird insbesondere die Festlegung 
der Zonen für die Verwendung bestimmter Typen 
von Gasölen seitens der Mitgliedstaaten (vgl. 
Artikel 5 der Richtlinie 75/716/EWG) im Auge 
behalten. Sie wird gegebenenfalls dem Rat ge-
eignete Vorschläge zur Revision oder Vervollstän-
digung dieser Richtlinie (vgl. Artikel 6) unter-
breiten. 

Die Kommission wird außerdem ihre Arbeiten im 
Hinblick auf die Durchführung des durch die Ent-
scheidung 75/441/EWG festgelegten gemeinsamen 
Verfahrens fortsetzen, dabei insbesondere mit den 
Mitgliedstaaten Konsultationen über die für das 
Programm geeigneten Standorte führen und ein-
heitliche Formulare für die Datenübermitt lung 
erstellen. Sie wird ferner ein Programm für die 
Verarbeitung der Meßdaten ausarbeiten, das eine 
einfache und übersichtliche Darstellung der Er-
gebnisse ermöglicht, und die Mitgliedstaaten hin-
sichtlich der Form der zu erstellenden Berichte und 
der Verbesserung dieses Informationsaustausch-
verfahrens konsult ieren; schließlich wird sie Ver-
gleichsprogramme ausarbeiten und die Probe-
nahme- und Analysemethoden im Hinblick auf 
eine bessere Vergleichbarkeit der numerischen 
Daten vereinheitlichen. Sie wird dem Rat ent-
sprechende Vorschläge für diese Sachgebiete unter-
breiten. 

59. Außer den in diesem Kapitel aufgeführten 
Aktionen wird die Kommission im Rahmen einer 
Gruppe nationaler Sachverständiger einen Infor-
mationsaustausch über die auf nationaler oder 
regionaler Ebene bei der Bekämpfung der Luft-
verschmutzung angewandten Mittel organisieren; 

hierbei werden insbesondere folgende Punkte be-
handel t : 
— Durchführung nationaler oder regionaler Plä-

ne; 
— Einsetzung von administrativen und wissen-

schaftlichen Gremien zur Überwachung der 
Luftbeschaffenheit ; 

— Einsatz wirtschaftlicher Instrumente; 
— Bestandsaufnahme der Verschmutzungsquel-

len; 
— Ausarbeitung eines Verfahrens für den Infor-

mationsaustausch zwischen den Alarmnetzen; 
— Anwendung mathematischer Modelle; 
— Festlegung von Normen für bestimmte, als ge-

fährlich geltende Schadstoffe; 
— Kontrolle der luftverschmutzenden Betriebe. 

60. Die Kommission wird außerdem folgendes 
untersuchen: 
— Einfluß der Fluoi- und Chlorverbindungen so-

wie der Stickoxide auf die höheren Schichten 
der Stratosphäre; 

— Luftverschmutzung durch zunehmende Anwen-
dung von Gasturbinen (*); 

— Probleme der Luftverschmutzung durch Klein-
anlagen (Haushaltsfeuerungen, Verbrennungs-
geräte usw.); 

— mögliche Auswirkungen der grenzüberschrei-
tenden Luftverschmutzung; 

61. Die Kommission wird dem Rat gegebenen-
falls geeignete Vorschläge unterbreiten, die sich 
auf die Ergebnisse dieses Informationsaustauschs 
und der genannten Untersuchungen sowie auf die 
Arbeiten anderer internationaler Organisationen 
stützen. 

(*) Die Kommission erinnert daran, daß ihre Mitteilung 
an den Rat vom 3. Oktober 1975 betreffend ein 
Aktionsprogramm für die europäische Luftfahrt-
industrie und Luftfahrt besondere Aktionen im 
Bereich der Umweltbelastungen vorsieht. 

KAPITEL 4 

L Ä R M B E K Ä M P F U N G 

Einleitung 

62. Lärm wird im allgemeinen als eine Ge-
samtheit von Geräuschen definiert, die für den 
Menschen insbesondere auf Grund der hierdurch 
verursachten Belästigung, Ermüdung, Störung oder 
— gegebenenfalls — dem damit verbundenen Schmerz 
psychisch unangenehm und mehr oder weniger 
unzumutbar sind. 

Je nach Intensität und Art hat der Lärm bei den 
Menschen, die ihm ausgesetzt sind, verschiedene 
Folgen, die von der einfachen Belästigung bis zu 
bestimmten psychischen und pathologischen Wir-
kungen reichen. 

63. Die empfundene Belästigung variiert unter 
anderem nach der Art und der Intensität des Lärms 
(Tonhaltigkeit, Impulshaltigkeit, schwankender Ge-
räuschpegel), nach der im Lärmsignal enthaltenen 
Information (bewußte oder unbewußte Aufnahme), 
nach der Lärmempfindlichkeit der betreffenden 
Person, nach der Tätigkeit der dem Lärm ausge-
setzten Personen (z.B. manuelle Arbeit, geistige 
Tätigkeit und Erholung). 

Unter den meßbaren Wirkungen unterscheidet man 
vor allem die Störungen: 

— der mündlichen Kommunikat ion, 
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— der Leistungsfähigkeit, 

— des Schlafs, 

— der Gesundheit, insbesondere das Auftreten von 
Gehörschäden. 

64. Die Lärmbelästigung hat mit der Entwick-
lung der modernen Industriegesellschaft und der 
Verstädterung stark zugenommen, so insbesondere 
durch die wachsende Verwendung mechanischer 
Mittel und Geräte mit zunehmender Lärment-
faltung in fast allen Bereichen der menschlichen 
Aktivitäten: Entwicklung des Eisenbahn-, Stra-
ßen- und Luftverkehrs, Mechanisierung der Land-
wirtschaft, Entwicklung der Industrie, steigende 
Zahl von Haushaltsgeräten sowie Rundfunk- und 
Fernsehgeräten. 

Die unerwünschten störenden und schädlichen Wir-
kungen des Lärms sind seit mehreren Jahren Ge-
genstand sehr zahlreicher Untersuchungen, so-
wohl auf nationaler wie auf internationaler Ebene. 

Zur Verringerung dieser Art von Umweltbelastung 
haben die Mitgliedstaaten bereits verschiedene 
Regelungen in bezug auf bestimmte Lärmquellen 
und/oder in einigen Fällen Rahmengesetze er-
lassen. 

65. Die auf nationaler Ebene getroffenen Maß-
nahmen zur Verringerung der Umweltbelastung 
durch Lärm können auch Auswirkungen auf das 
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes haben, 
da sie einerseits technische Handelshemmnisse 
für Erzeugnisse, die Lärmbekämpfungsvorschrif-
ten unterworfen sind, begründen können und an-
dererseits gegebenenfalls Investitions- und Preis-
verzerrungen hinsichtlich lärmintensiver Anlagen 
verursachen können. Unterschiede in den getroffenen 
Maßnahmen sowie in den auferlegten Schutz-
niveaus können außerdem zu qualitativen Unter-
schieden zwischen den Mitgliedstaaten der Ge-
meinschaft führen. 

66. Um wirtschaftliche Verzerrungen zu vermei-
den, die durch Spezifikationsunterschiede für be-
stimmte lärmintensive Erzeugnisse und Anlagen 
entstehen können, und gleichzeitig in der Absicht, 
den von ihnen verursachten Lärm einzudämmen, 
hat die Kommission dem Rat eine Reihe von Richt-
linienvorschlägen unterbreitet, die auf die Be-
schränkung der Lärmemissionen von Druckluft-
hämmern, Turmkränen, Kraftstromaggregaten, 
Schweißgeneratoren, Kraftfahrzeugen, Motorfahr-
rädern und Luftfahrzeugen abzielen. 

Definition und Durchführung einer Gemeinschafts-
politik zur Lärmbekämpfung 

67. Die allgemeine Zunahme der Lärmbelästi-
gungen erfordert jedoch nunmehr eine Lösung 
dieses globalen Problems durch die Erstellung 
eines Gesamtprogramms für die Lärmbekämp-

fung, das in seinen Grundzügen auf Gemeinschafts -
ebene definiert und im einzelnen dann je nach 
der Art geplanten Maßnahme auf der geeigne-
ten Ebene — der Gemeinschafts-, nationalen, 
regionalen oder lokalen Ebene — präzisiert und 
durchgeführt werden soll. 

68. Die Kommission wird so bald wie möglich 
einen Programmvorschlag unterbreiten, in dem der 
allgemeine Rahmen für ein Bündel von Lärmbe-
kämpfungsmaßnahmen, die auf diesen verschie-
denen Ebenen ergriffen werden sollten, festgelegt 
wird. Diese Maßnahmen müssen entsprechend den 
Arten von Tätigkeiten definiert und diversifiziert 
werden, die entweder lärmschutzbedürftig sind 
(Tätigkeiten wie: Erziehung, Pflege, Entspannung, 
Erholung, Freizeitgestaltung usw.) oder für die 
Regelungen zur Verminderung des Lärms, den 
sie verursachen, erforderlich sind (Verkehr, In-
dustrie, Landwirtschaft, lärmintensive Freizeit-
gestaltung usw.). Die Maßnahmen dürfen sich 
nicht nur auf die Emissionsquellen erstrecken, 
sondern müssen auch die Bedingungen für die 
Lärmfortpflanzung und die Lärmaufnahme be-
rücksichtigen (z.B. kann der Straßenverkehrs-
lärm nicht nur durch Herabsetzung des Lärmpe-
gels der Kraftfahrzeuge eingedämmt werden, son-
dern auch durch Verbesserung des Straßenbelags 
und durch entsprechende Straßenplanung im Rah-
men der Raumplanung). 

Dieser allgemeine Vorschlag kann je nach Fall 
die Grundlage entweder für Gemeinschaftsaktionen 
oder für nationale oder regionale Programme — 
unter Berücksichtigung der jeweiligen wirtschaft-
lichen und sozialen Besonderheiten — bilden. 

69. Bezüglich der Gemeinschaftsaktionen wird 
die Kommission geeignete Vorschläge unterbrei-
ten, die folgendes betreffen: 

— die Leitlinien, die die zuständigen Stellen bei 
der Festlegung des jeweils zulässigen Lärm-
pegels (Qualitätsziele) entsprechend der vor-
herrschenden Zweckbestimmung der einzel-
nen Zonen (Erholungsgebiet, "Wohngebiet, Frei-
zeitzone, Industriegebiet, Straßen, Eisenbahn-
anlagen, Flugplätze, internationale Wasserwege 
usw.) berücksichtigen können; 

— die Methoden der Lärmmessung; 

— die Spezifikationen für lärmintensive Erzeug-
nisse (*), etwaige Maßnahmen bezüglich der 
Kontrolle für die Verwendung dieser Erzeug-
nisse, die Vorschriften für die Kennzeichnung 
und das Anbringen von Hinweiszeichen; die 
Kommission wird mit Hilfe nationaler Sach-
verständiger ein Verzeichnis vorrangiger Ak-

(1) Die Kommission erinnert daran, daß ihre Mitteilung 
an den Rat vom 3. Oktober 1975 betreffend ein 
Aktionsprogramm für die europäische Luftfahrt-
industrie und Luftfahrt besondere Aktionen im 
Bereich der Umweltbelastungen vorsieht. 



13. 6. 77 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 139/17 

tionen im Hinblick auf die Ausarbeitung von 
Vorschlägen zu den betreffenden Fragen er-
stellen. Auszugehen ist bei diesem Verzeich-
nis von einer Bewertung des Anteils dieser 
Erzeugnisse an der gesamten Lärmbelästigung 
der Umwelt; 

— die Schallschutznormen; 

— den am Arbeitsplatz zulässigen Lärmpegel in 
Verbindung mit der Europäischen Stiftung zur 
Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen und dem sozialpolitischen Aktionspro-
gramm der Europäischen Gemeinschaften. 

Ferner wird die Kommission die Forschung über 
die bisher wenig bekannten Auswirkungen des 

Lärms auf den Menschen (vor allem Geräusche 
von kurzer Dauer oder niedriger Frequenz) sowie 
epidemiologische Untersuchungen weiterführen. 

70. Die Kommission wird einen Ausschuß na-
tionaler Sachverständiger einsetzen, der sie bei 
der Ausarbeitung des Vorschlags zur Festlegung 
des allgemeinen Rahmens für die Maßnahmen 
sowie der obengenannten spezifischen Vorschläge 
unterstützt (dadurch wird das Bestehen von Sach-
verständigenausschüssen, die bereits mit Einzel-
themen befaßt sind, nicht berührt). Die Kommis-
sion wird bei der vergleichenden Prüfung der na-
tionalen Programme für die Lärmbekämpfung von 
diesem Ausschuß unterstützt. 

K A P I T E L 5 

S P E Z I F I S C H E A K T I O N E N I M B E R E I C H B E S T I M M T E R I N D U S T R I E S E K T O R E N 
U N D D E R E N E R G I E E R Z E U G U N G 

Abschnitt 1 

SPEZIFISCHE AKTIONEN IM BEREICH 
BESTIMMTER INDU STRIE SEKTOREN 

71. Eine Reihe von Aktionen, die sich auf die 
industriellen Aktivitäten beziehen, sind in den 
Kapiteln über die Wasserverschmutzung, Luft-
verschmutzung, den Kampf gegen die Vergeudung 
und die Lärmbekämpfung erwähnt. 

Die Kommission wird außerdem die in Teil II 
Titel I Kapitel 5 Abschnitt 1 des Aktionsprogramms 
1973 vorgesehenen Arbeiten (x) weiterführen. 

Abschnitt 2 

SPEZIFISCHE AKTIONEN IM BEREICH 
DER ENERGIEERZEUGUNG 

72. Eine Reihe von Aktionen zur Verringerung der 
Luftverschmutzung durch den Betrieb von Kraft-
werken und durch radioaktive Abfälle sind in 
Titel II Kapitel 3 und Titel III Kapitel 3 des vor-
liegenden Aktionsprogramms erwähnt. 

Die Kommission wird außerdem die in Teil II Titel I 
Kapitel 5 Abschnitt 2 des Aktionsprogramms 1973 
und in der Entschließung des Rates vom 3. März 
1975 über Energie und Umweltschutz vorgesehenen 
Arbeiten fortsetzen. 

(x) Die K o m m i s s i o n h a t dem R a t am 20. J a n u a r 1975 
u n d a m 18. Jul i 1975 bere i t s zwei R ich t l i n i envo r sch l äge 
b e t r e f f e n d die V e r r i n g e r u n g der W a s s e r v e r s c h m u t z u n g 
d u r c h die Z e l l s t o f f a b r i k e n u n d die T i t a n d i o x i d p r o d u k -
t ion vorgelegr (ABl . N r . ( 99 v o m 2. 5. 1975, S. 2, 
u n d ABl . N r . C 222 v o m 29. 9. 1975, S. 110). 

73. Was im besonderen die Abwärme von Kraft-
werken anbetrifft, so wird die Kommission gemäß 
der vorgenannten Entschließung im Hinblick auf 
etwaige dem Rat zu unterbreitende Vorschläge 
weiterhin folgendes prüfen: 

„1. Systematische Erfassung der Daten und 
Verbesserung der Kenntnisse über die Aus-
wirkungen von Abwärme auf die Umwelt; 

2. Informationsaustausch — auf Gemeinschafts-
ebene — über die Planung der Standorte 
neuer Kraftwerke unter Berücksichtigung 
der Umweltbelastungsrisiken; 

3. Ausstattung der neuen Kraftwerke mit Kühl-
türmen und umgehende Verbesserung der 
Konstruktion und der Technologie von Trok-
kenkühltürmen überall dort, wo der Um-
weltschutz es notwendig macht, um die mit 
diesen Türmen noch verbundenen nachteiligen 
Auswirkungen auf die Umwelt zu verringern; 

4. Nutzung von Abwärme." 

74. Die Kommission wird gemäß Punkt 6 der 
genannten Entschließung die mit der Entwicklung 
der Kernenergie zusammenhängenden spezifischen 
Probleme prüfen. 

75. Der Rat hat von der Entschließung des Euro-
päischen Parlaments vom 13. Januar 1976 (2) 
Kenntnis genommen. 

Standort, Errichtung und Arbeitsweise der Kern-
kraftwerke in den einzelnen Mitgliedstaaten weisen 
gemeinsame Merkmale auf und können Probleme 
verursachen, die über den nationalen Rahmen hin-
ausgehen. Diese Probleme müssen in einem ge-
eigneten Rahmen untersucht werden. 

(2) ABl . N r . C 28 v o m 9. 2. 1976, S. 12. 
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KAPITEL 6 

AKTIONEN IM BEREICH BESTIMMTER ERZEUGNISSE 

76. Gemäß dem Aktionsprogramm 1973 muß, 
„um den Menschen und seine Umwelt zu schützen, 
Erzeugnissen, deren Verwendung eine Gefährdung 
des Menschen oder der Umwelt mit sich bringen 
kann, besondere Aufmerksamkeit gewidmet wer-
den". 

Verschiedene Aktionen in bezug auf umwelt-
verschmutzende Stoffe und Erzeugnisse wurden 
bereits in den vorausgehenden Kapiteln behandelt. 

77. Die Kommission wird außerdem auf diesem 
Gebiet die in Teil II Titel I Kapitel 4 des Aktions-
programms 1973 erwähnten Arbeiten bezüglich der 
Harmonisierung der Spezifikationen dieser Erzeug-
nisse insbesondere im Rahmen des allgemeinen 
Programms zur Beseitigung der technischen Handels-
hemmnisse sowie bezüglich der Zusammensetzung, 
Konzeption und Verwendung solcher Erzeugnisse 
fortsetzen. 

78. Was im besonderen die Überwachung neuer 
chemischer Stoffe angeht, die gesundheits- und 
umweltschädliche Wirkungen haben können, so 
hat die Kommission dem Rat am 21. September 
1976 einen diesbezüglichen Richtlinienvorschlag 
vorgelegt (1). 

(*) Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur sechsten 
Änderung der Richtlinie vom 27. Juni 1967 zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten für die Einstufung, Verpackung und Kenn-
zeichnung gefährlicher Stoffe (ABl. Nr. C 260 
vom 5. 11. 1976, S. 4). 

79. Ferner ist es erforderlich, auf Gemeinschafts-
ebene die Auswirkungen chemischer Verbindungen 
auf die Umwelt aufs sorgfältigste zu kontrollieren. 
Im Laufe der letzten Jahre sahen sich die Behör-
den nämlich in zunehmendem Maße mit Schwie-
rigkeiten konfrontiert, die durch Verwendung be-
reits eingeführter chemischer Verbindungen (zum 
Beispiel PCB, MVC, Fluorkohlenstoff, Quecksil-
berverbindungen) verursacht wurden, deren Aus-
wirkungen auf die Umwelt zuvor nicht — oder 
nicht hinreichend — aufgezeigt worden waren. 

80. Es ist deshalb angezeigt, nunmehr systematisch 
nach den Kriterien Toxizität, biologische Akkumu-
lierung und Resistenz die Spezifikationen und Ver-
wendungsbedingungen für bestimmte chemische 
Verbindungen, für die diese Kriterien gelten, zu 
untersuchen; hierbei müßte folgendes berücksichtigt 
werden: 

— die seit dem Inverkehrbringen dieser Stoffe 
erlangten vertieften wissenschaftlichen Erkennt-
nisse auf dem Gebiet der Ökotoxizität, 

— die genauere Beurteilung des jeweiligen Expo-
sitionsgrads der Objekte, 

— neue Verwendungen der chemischen Verbin-
dungen sowie 

— ihre Kompatibilität mit den Recycling-Tech-
niken. 

Die Kommission wird diese Untersuchung mit 
Hilfe eines Ausschusses nationaler Sachverständiger 
durchführen. 

KAPITEL 7 

ÜBERWACHUNG UND BEWERTUNG 

81. Zahlreiche Gemeinschaftsrichtlinien über den 
Umweltschutz sehen den Austausch von Kontroll-
daten vor oder legen Anforderungen hinsichtlich 
der Überwachung des Grades der Verschmutzung 
in verschiedenen Situationen fest. Die Vorschläge, 
die später vorgelegt werden, werden mit Sicherheit 
weitere derartige Anforderungen enthalten. Wenn 
auch jede Richtlinie im allgemeinen eigene Verfahren 
zur Überwachung und zur Anpassung an den 
technischen Fortschritt vorsieht, hält, die Kommis-
sion es doch auch für erforderlich, ein umfassendes 
und in sich geschlossenes Verfahren auszuarbeiten, 
das es ermöglicht, sämtliche in den einzelnen Richt-
linien gestellten Anforderungen hinsichtlich der 
Überwachung und des Austausches von Daten zu 
bewerten. 

82. Dieses Verfahren der Überwachung und Be-
wertung würde mehrere Ziele verfolgen, die insbe-
sondere darin bestünden, so weit wie möglich sicher-
zustellen, daß 

— die in einer der Richtlinien gestellten Anforde-
rungen in keiner Weise denjenigen anderer 
Richtlinien widersprechen; 

— die im Rahmen verschiedener Richtlinien ge-
sammelten Informationen so zusammengefaßt 
werden, daß sie eine Einheit bilden; 

— die von den Mitgliedstaaten zu übermittelnden 
Daten vergleichbar sind, wobei die Mannig-
faltigkeit und Komplexheit der einzelnen Ver-
waltungsstrukturen und Informationssysteme ge-
bührend berücksichtigt werden sollten; 

— die in künftigen Richtlinien über den Umwelt-
schutz gestellten Anforderungen hinsichtlich der 
Überwachung mit denjenigen der bereits beste-
henden Richtlinien vereinbar sind und sie 
ergänzen. 

83. Die Kommission leitet die Entwicklung dieser 
umfassenden Methode der Überwachung und Be-
wertung, gegebenenfalls im Benehmen mit natio-
nalen Sachverständigen, ein. 
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TITEL III 

SCHUTZ UND RATIONELLE NUTZUNG DES RAUMES, 
DER UMWELTMEDIEN UND DER NATÜRLICHEN RESSOURCEN 

KAPITEL 1 

SCHUTZ UND RATIONELLE NUTZUNG DES LANDSCHAFTSRAUMES 

Einleitung 

84. Errichtung und Funktionieren des Gemein-
samen Marktes lassen eine Reihe raumordnungs-
politischer Probleme immer akuter werden, die auf 
nationaler und regionaler Ebene schon in Erschei-
nung getreten sind. Dies sind namentlich: 

— die optimale räumliche Verteilung der Menschen 
und der Wirtschaftstätigkeiten; 

— die für den Menschen und den natürlichen Le-
bensraum schädlichen oder unerwünschten Aus-
wirkungen einer intensiven Raumnutzung. 

85. Die Freizügigkeit der Menschen, der freie 
Waren- und Kapitalverkehr, die Strukturverände-
rungen, vor allem in der Landwirtschaft, die raschen 
technologischen, wirtschaftlichen und sozialen Um-
stellungen, besonders auch das Wachstum der 
industriellen und der landwirtschaftlichen Pro-
duktion und der schnelle Ausbau der Verkehrs-
infrastrukturen haben einerseits zum Entstehen oder 
zur Vergrößerung regionaler Ungleichgewichte 
zwischen städtischen und ländlichen Gebieten und 
andererseits zu einer intensiven wirtschaftlichen 
Erschließung sowohl des ländlichen als auch des 
städtischen Raumes geführt. In einigen Gebieten 
der Gemeinschaft werden die nicht genutzten 
Flächen und die landwirtschaftlichen und forst-
wirtschaftlichen Nutzflächen, die als natürliche 
Ressourcen betrachtet werden können, immer knap-
per. 

86. Diese Fragen sind insofern sehr vielschichtig, 
als sie im Schnittpunkt der Politiken der Industrie-
ansiedlung, der Entwicklung der benachteiligten 
Gebiete, der Kontrolle der Ausweitung der Städte 
sowie der Verkehrs- und der Landwirtschaftspolitik 
stehen, um nur die wichtigsten zu nennen. In diesen 
Bereichen unterliegt das Tätigwerden der öffent-
lichen Hand mehr oder weniger der Zuständigkeit 
der einzelstaatlichen Behörden. Trotzdem dürfte 
es gerechtfertigt sein, die mit dem Umweltschutz 
zusammenhängenden Aspekte auf Gemeinschafts-
ebene zu prüfen und einige Aktionen auf dieser 
Ebene in Betracht zu ziehen. 

87. Das Aktionsprogramm 1973 sieht in Teil II 
Titel II Kapitel 1 und 3 eine Reihe von Studien und 
Arbeiten vor, die auf Gemeinschaftsebene in diesem 
Bereich durchgeführt werden sollen. 

Außerdem hat der Rat auf seiner Tagung vom 
7. November 1974 die Kommission aufgefordert, 
die Arbeiten zur Einstufung des Gebietes der 
Gemeinschaft auf der Grundlage seiner Umwelt-
merkmale in Angriff zu nehmen, damit Ziele und 
Maßnahmen im einzelnen herauskristallisiert und 
festgelegt werden können. 

88. Die Gemeinschaft wird sich mit allen diesen 
Maßnahmen in den nächsten Jahren befassen. 
Hierzu gehören: 

— die Entwicklung einer Methode der ökologischen 
Kartierung, bei der die Daten der natürlichen 
Umwelt in die Raumordnung integriert werden; 

— die Suche nach Lösungen für bestimmte Um-
weltprobleme, die entweder aus der intensiven 
landwirtschaftlichen Nutzung oder der Aufgabe 
oder Verknappung von landwirtschaftlichen und 
forstwirtschaftlichen Nutzflächen erwachsen; 

— Maßnahmen der Raumordnung in Stadt-, Kü-
sten* und Berggebieten. 

Abschnitt 1 

ENTWICKLUNG EINER METHODE 
DER ÖKOLOGISCHEN KARTIERUNG 

89. Die Kommission hat sich verpflichtet, der 
unter Nummer 87 erwähnten Aufforderung des 
Rates vom 7. November 1974 nachzukommen 
und hat unverzüglich die entsprechenden Vorar-
beiten in Angriff genommen. 

90. Ziel dieser Arbeiten ist die Definition eines 
sich in erster Linie der Kartographie bedienenden 
Methode, die es ermöglicht, Daten und Werte, die 
sich auf die natürliche Umwelt beziehen, in die 
physische Ordnung des Raumes zu integrieren 
und dem ökonomischen und sozialen Bedarf das 
ökologische Angebot gegenüberzustellen. 

91. Mit dieser Methode müßte es möglich sein, 
die Umwelt rationell zu beschreiben und ihre 
extreme Mannigfaltigkeit in Eignungsstufen — 



Nr. C 139/20 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 13. 6. 77 

bezogen auf eine Skala von Nutzungen — aus-
zudrücken, die von der wissenschaftlichen Be-
schreibung der elementaren Merkmale der Umwelt-
medien bis zu ihrer raumordnungspolitischen Signi-
fikanz und zur Umweltpolitik reichen. 

Eine solche Methode müßte — auf den geeigneten 
Ebenen angewandt — erheblich dazu beitragen, 
daß die öffentliche Hand vorsorglich Daten über 
die Umwelt und deren Belastung in die raumord-
nungspolitischen Entscheidungsprozesse und in die 
Umweltpolitik einbezieht (vgl. das Verfahren zur 
Beurteilung der Auswirkungen auf die Umwelt — 
Titel IV Kapitel 1). 

Sie müßte dazu beitragen, spezifische Maßnahmen 
zu definieren, die auf Gemeinschaftsebene hinsicht-
lich bestimmter Gebiete zu treffen sind, insbesondere 
derjenigen, die Beihilfen der Gemeinschaft erhalten 
(regionale, sektorale, landwirtschaftliche und sonstige 
Beihilfen). 

92. Diese Aktion muß nach einem mehrjährigen 
Arbeitsplan abgewickelt werden und sich auf eine 
enge Zusammenarbeit zwischen der Kommission 
und den Mitgliedstaaten stützen. Bei der Durch-
führung der verschiedenen Programmphasen wird 
die Kommission von einer bereits bestehenden 
Gruppe nationaler Sachverständiger unterstützt. 

Die Aktion wird in vier Phasen durchgeführt: 

— Die erste Phase besteht in der Ausarbeitung 
einer oder mehrerer Pilotmethoden, die insbe-
sondere die von den Mitgliedstaaten in diesem 
Bereicht bereits durchgeführten Arbeiten be-
rücksichtigen. Diese Methode soll von der 
Kommission in Zusammenarbeit mit den be-
treffenden Mitgliedstaaten bei Fallstudien ange-
wandt werden, die in mehreren Mitgliedstaaten 
durchzuführen sind. Die gegebenenfalls an Hand 
der Fallstudien verbesserte Pilotmethode wird 
dann dem Rat zur Billigung vorgelegt. 

— Billigt der Rat die vorgeschlagene Methode, so 
kommt er in einer zweiten Phase überein, fest-
zulegen, wie diese Methode von den Mitglied-
staaten anzuwenden ist, damit das Gebiet der 
Mitgliedstaaten nach und nach erfaßt wird. Die 
Kommission wird dem Rat hierzu einen Vor-
schlag vorlegen. 

In einer dritten Phase werden nationale Dossiers 
angelegt und auf Gemeinschaftsebene verglichen. 
Die Ergebnisse dieser Vergleichsanalysen werden 
von der Kommission dem Rat vorgelegt. 

— In einer vierten Phase wird die Kommission dem 
Rat gegebenenfalls konkrete Vorschläge unter-
breiten, die sich aus dem Vergleich des auf 
diese Weise entstandenen Kartenwerks ergeben, 

um zu erreichen, daß die kartographische 
Methode in der Gemeinschaft und in den Mit-
gliedstaaten so wirksam wie möglich angewandt 
wird. 

Abschnitt 2 

MASSNAHMEN FÜR DEN LÄNDLICHEN 
RAUM UND DIE FORSTWIRTSCHAFT 

A. Leitlinien und Grundsätze 

93. Wenn auch, wie es im Aktionsprogramm 1973 
heißt, die Landwirte durch ihre Tätigkeit nützliche 
Boden- und Landschaftspflegefunktionen erfüllen, 
so ziehen die landwirtschaftlichen und forstwirt-
schaftlichen Tätigkeiten, insbesondere wegen der 
Anwendung moderner Anbau- und Produktions-
verfahren, doch auch gewisse Konsequenzen für 
die natürliche Umwelt nach sich. Daher sollen die 
Bemühungen auf diesem Gebiet, die auf Grund 
dieser Feststellung erforderlich sind, in den nächsten 
Jahren im Rahmen des vorliegenden Aktionspro-
gramms in zwei Richtungen gehen, nämlich: 
einerseits, die positive Wirkung der land- und forst-
wirtschaftlichen Tätigkeit auf die Umwelt zu ver-
stärken und andererseits, die nachteiligen Wir-
kungen zu reduzieren. 

94. Um in diesem Sinne tätig zu werden, muß 
die Kommission: 

— die Kenntnisse über die Auswirkungen der land-
wirtschaftlichen und forstwirtschaftlichen Tätig-
keiten auf die Umwelt vertiefen. Damit werden 
die Bemühungen um die Identifizierung der 
Wirkungen auf die einzelnen, beim Umwelt-
schutz berücksichtigten Elemente wie Boden, 
Luft, Wasser, Tier- und Pflanzenwelt und 
Landschaft sowie die Ermittlung ihrer Ursachen 
fortgesetzt. Besonders kommt es darauf an, die 
relative Bedeutung dieser Ursachen festzustellen; 

— Maßnahmen erforschen und entsprechend den 
Schlußfolgerungen der vorstehend genannten 
Untersuchung vorschlagen, die am besten ge-
eignet sind, den günstigen Einfluß der Land-
und Forstwirtschaft auf die Umwelt (z.B. Ver-
fahren zum Schutz des Bodens gegen Erosion) 
zu verstärken bzw. die nachteiligen Effekte 
(z.B. Reduzierung der Verluste an Nährstoffen 
in bebauten Böden oder Reduzierung der 
Sekundäreffekte, die die Verwendung von Schäd-
lingsbekämpfungsmitteln auf die Tier- und 
Pflanzenwelt hat) zu reduzieren. 

95. Im Rahmen des Aktionsprogramms 1973 
hat die Kommission eine Reihe von Untersuchungen 
zur besseren Beurteilung der Auswirkungen ver-
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schiedener Produktionstechniken auf die Umwelt 
durchgeführt. 

Zwei Punkte werden mit besonderer Aufmerk-
samkeit untersucht: 

— die Verwendung von Schädlingsbekämpfungs-
mitteln und die Möglichkeit, die herkömmliche 
chemische Schädlingsbekämpfung durch Me-
thoden der biologischen und integrierten Schäd-
lingsbekämpfung im Hinblick auf den Pflanzen-
schutz bei land- und forstwirtschaftlichen Kul-
turen zu ersetzen; 

— die Behandlung der tierischen Reststoffe bei der 
Massentierhaltung. 

96. Im weiteren Verlauf des Programms sollen 
diese Untersuchungen unter Einbeziehung der be-
reits erzielten Ergebnisse und unter Berücksichtig-
ung der von den Mitgliedstaaten vorgelegten Doku-
mentation vertieft und erweitert werden. Gleich-
zeitig wird die Kommission im Rahmen der ge-
meinsamen Agrarpolitik und der Verbraucher-
schutzpolitik die in dem Aktionsprogramm 1973 
erwähnten Maßnahmen bezüglich der Qualität der 
Lebensmittel, insbesondere was die Kontamination 
von Lebensmitteln durch gefährliche Stoffe betrifft, 
vorantreiben. 

B. Schädlingsbekämpfungsmittel 

97. Das Zusammenwirken der folgenden Maß-
nahmen kann die Llmweltbelastunu, durch Schäd-
lingsbekämpfungsmittel verhindern: 

— Verbot oder Beschränkung der Verwendung der 
gefährlichen Mittel; 

— Kontrolle vor dem Inverkehrbringen der Mittel; 

— Verbesserung der Methoden und Geräte zur 
Pflanzenbehandlung im Hinblick auf eine Ver-
ringerung der Dosis; 

— Entwicklung von Verfahren zur Substitution der 
chemischen Schädlingsbekämpfung; 

— Kontrolle der Rückstände an Schädlingsbe-
kämpfungsmitteln in Lebensmitteln. 

98. In diesem Zusammenhang 

a) hat die Kommission dem Rat am 5. August 
1976 einen Vorschlag füi eine Richtlinie über 
das Verbot des Inverkehrbringens und der 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln, die be-
stimmte Wirkstoffe enthalten (J), vorgelegt; 

b) hat die Kommission dem Rat am 4. August 
1976 einen Vorschlag für eine Richtlinie über 
das Inverkehrbringen von EWG-zugelassenen 
Pflanzenschutzmitteln (2) vorgelegt. Genehmigt 
der Rat den Richtlinienvorschlag, so dürfen 
nur solche Mittel die EWG-Zulassung erhalten, 
die bei sachgemäßem Gebrauch keine uner-
wünschten Wirkungen auf Pflanzen oder pflanz-
liche Erzeugnisse haben, nicht gesundheits-
schädlich für den Menschen oder für Haustiere 
sind und die Umwelt einschließlich der wild-
wachsenden Pflanzen und freilebenden Tiere 
nicht in unannehmbarer Weise belasten bzw. 
beeinträchtigen; 

c) wird die Kommission eine Untersuchung darüber 
durchführen lassen, wieweit sich die Wirkstoff-
verluste bei der Verwendung von Pflanzen-
schutzmitteln durch technische Verbesserung der 
Pflanzenschutzgeräte reduzieren lassen. Nach 
Maßgabe der Ergebnisse wird die Kommission 
die geeigneten Maßnahmen zur Reduzierung von 
Überdosen einleiten (Verbreitung einer Ver-
fahrensvorschrift für die Verwendung von Pflan-
zenschutzmitteln, Förderung der Entwicklung 
neuen Materials und neuer Pflanzenschutz-
geräte, insbesondere von Spritzgeräten); 

d) wird die Kommission dem Rat Förderungs-
maßnahmen für die Entwicklung von Verfahren 
des biologischen und integrierten Pflanzen-
schutzes für Obstkulturen vorschlagen; 

e) wird die Kommission eine Maßnahme der Ge-
meinschaft im Bereich der Forschung vor-
schlagen, damit diese Techniken auch auf andere 
Arten der pflanzlichen, einschließlich der forst-
wirtschaftlichen Produktion Anwendung finden. 

C. Massentierhaltung 

99. Bei der Massentierhaltung haben die Unter-
suchungen über die ökologischen Konsequenzen 
der Anwendung moderner Produktionstechniken 
in der Landwirtschaft drei Umweltbelastungs-
quellen identifiziert: die im wesentlichen aus Exkre-
menten aus der Tierhaltung bestehenden Abfälle, 
den Geruch und den Lärm. 

100. Die Kommission hat festgestellt, daß die 
Lösung dieser Probleme eine Vielzahl neuer Kennt-
nisse erfordert. Diese Erkenntnis führte zur An-
nahme des Beschlusses 75/460/EWG des Rates vom 
22. Juli 1975 zur Festlegung von gemeinsamen For-
schungsprogrammen und von Programmen zur 
Koordinierung der Forschungen in den Bereichen 
Tierleukosen, Tierzuchtabfälle, Rindfleischerzeu-

O ABl. Nr. C 200 vom 26. 8. 1976, S. 10. (2) ABl. Nr. C 212 vom 9. 9. 1976, S. 3. 
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gung und Erzeugung von pflanzlichem Eiweiß (*). 
Das sich mit den Tierzuchtabfällen befassende 
Forschungsprogramm wird von der Kommission 
und den Mitgiiedstaaten von 1975 an vier Jahre 
lang gemeinsam durchgeführt. 

101. Wegen der besonderen Bedeutung der Pro-
bleme, die der Exkrementenanfall bei einer großen 
Anzahl von auf kleiner Fläche konzentrierten Tieren 
verursacht, ist im Rahmen des Aktionsprogramms 
1973 im Auftrage der Kommission untersucht 
worden, unter welchen Bedingungen die Begüllung, 
die einer Wiederverwertung von organischen und 
mineralischen Stoffen im Ackerboden gleichzusetzen 
ist, eine befriedigende Lösung bedeuten kann. 

102. In diesem Kontext dürften sich die Umweltbela-
stungen durch das Zusammenwirken von zwei Arten 
von Maßnahmen reduzieren lassen: die Verhütung 
bzw. Begrenzung der durch Verrinnen oder Versickern 
verursachten Verluste an tierischen Reststoffen 
sowie der Einsatz technischer Verfahren zur Redu-
zierung der Emission übler Gerüche sowohl bei 
der Sammlung und Lagerung der tierischen Rest-
stoffe als auch bei der Begüllung der Felder. 

103. Die Kommission wird im Hinblick auf diese 
Ziele 

a) dem Rat geeignete Vorschläge für die Ver-
minderung der Umweltbelastungen aus der 
Massentierhaltung (vgl. Teil II Titel II Kapitel 1 
Punkt B Buchstabe d) des Aktionsprogramms 
1973) vorschlagen, die 

— unter anderem die technischen Anforde-
rungen betreffen, denen die Sammel- und 
Lagereinrichtungen für tierische Reststoffe 
genügen müssen, 

— Begrenzungen bei der Begüllung der Felder 
betreffen; 

b) Untersuchungen anstellen über die Hygiene-
anforderungen und den zulässigen Höchstgehalt 
an unerwünschten Substanzen in zur Begüllung 
bestimmten tierischen Reststoffen und anderen 
organischen Abfällen. Nach Maßgabe der Ergeb-
nisse dieser Untersuchungen wird die Kommis-
sion dem Rat gegebenenfalls geeignete Vor-
schläge unterbreiten. 

D. Mineralische Düngemittel 

104. Was die Verwendung mineralischer Dünge-
mittel betrifft, so hat die Untersuchung über die 
ökologischen Folgen der modernen Produktions-
technik nur beschränkte Erkenntnisse über die 

i1) ABl. Nr. L 199 vom 30. 7. 1975, S. 37. 

Eutrophierung des Oberflächenwassers und die 
Anreicherung des Grundwassers mit Nitraten er-
bracht. Es ist jedoch zu bemerken, daß dieses 
Problem im Grunde genommen dem der tierischen 
Reststoffe aus der Tierhaltung ziemlich ähnlich ist. 
In beiden Fällen geht es darum, zu verhindern, daß 
bestimmte Substanzen, die sich als ökologisch 
schädlich erweisen können, insbesondere Stickstoff 
und Phosphor, in die Gewässer gelangen. Daher 
müssen die Auswirkungen der Begüllung und die 
Auswirkungen der Düngung mit mineralischen 
Stoffen als zwei Aspekte ein und desselben Problems 
betrachtet werden. 

105. Allerdings machen mehrere Tatsachen eine 
genauere Analyse dieser Frage erforderlich: zum 
einen die unterschiedliche Speisung von Oberflä-
chenwasser und Grundwasser, zum anderen die 
intensive Anwendung der mineralischen Düngung 
und die Rolle, die sie für den Anbauertrag spielt; 
diese Analyse muß sich auch auf gewisse Auswir-
kungen erstrecken, die die intensive Düngemittel-
verwendung auf Böden und Nahrungsmittel haben 
kann. 

106. Daher wird die Kommission untersuchen, 

— unter welchen Bedingungen bestimmte Ober-
flächengewässer nur begrenzt Nährstoffe auf-
nehmen können, wenn die ihrer Nutzung ent-
sprechenden Qualitätsziele eingehalten werden 
sollen; 

— unter welchen Bedingungen Grundwasser nur 
begrenzt Nährstoffe aufnehmen kann, wenn 
die seiner Nutzung entsprechenden Qualitäts-
ziele eingehalten werden sollen; 

— inwieweit Maßnahmen zur Beschränkung der 
Nährstoffverluste die Nutzungsart des Bodens 
beeinflussen (Beschaffenheit der Kulturen, An-
bauverfahren, Produktionsintensität). 

107. Im Anschluß an diese Untersuchungen wird 
die Kommission dem Rat geeignete Vorschläge 
unterbreiten. 

E. Nutzung des ländlichen Raums 

108. Auf Grund der vielfältigen Wechselwirkungen 
in den Ökosystemen, in denen land- und forst-
wirtschaftliche Tätigkeiten ausgeübt werden, muß 
den ökologischen Konsequenzen der Anwendung 
der heutigen Anbauverfahren und der Einrichtung 
neuer Anbausysteme besondere Beachtung geschenkt 
werden. 

109. Dieses Vorgehen hat den Vorteil, daß es ein 
zusammenfassendes Urteil darüber ermöglicht, 
welche Folgen die Nutzung des Raums durch 
bestimmte Arten land- und forstwirtschaftlicher 
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Tätigkeit mit sich bringt, es weist aber auch die 
Schwierigkeiten einer Untersuchung auf, bei der 
eine Vielzahl von Faktoren eine Rolle spielt. 

110. Ohne das Vorhaben einer Gesamtschau auf-
gegeben zu haben, hat die Kommission festgestellt, 
daß es notwendig ist, eine ökologische Bilanz der 
sich aus dem Einsatz der heutigen Anbauverfahren 
ergebenden Veränderungen in der natürlichen Um-
welt zu ziehen. 

111. Die Kommission wird 

— die ökologischen Folgen von Bodenumgestal-
tungen (Flurbereinigung, Veränderung von Busch-
landschaften, Trockenlegung feuchter Gebiete, 
Wasserlaufbegradigungen) untersuchen (1), 

— bei einigen kleineren Gebieten in der Gemein-
schaft eine detailliertere Analyse vornehmen, 

— die verschiedenen alternativen Nutzungsmög-
lichkeiten für benachteiligte landwirtschaftliche 
Gebiete und solche Gebiete untersuchen, die 
nicht mehr landwirtschaftlich genutzt werden, 
wobei sie die ökologische Bedeutung solcher 
Gebiete berücksichtigen wird. 

112. An Hand der Ergebnisse wird die Kommis-
sion die ihr am geeignetsten erseheinenden Maß-
nahmen einleiten. 

F. Forstgebiete 

113. Die Wälder sind in Anbetracht ihrer für das 
ökologische Gleichgewicht wichtigen Funktion, 
derer sich die Gesellschaft in zunehmendem Maße 
bewußt wird, von besonderer Bedeutung. 

Es müssen weitere Forschungsarbeiten über Aus-
dehnung und Zusammensetzung der Wälder durch-
geführt werden, wobei zu untersuchen ist, welches 
ihre Hauptfunktionen in den verschiedenen Re-
gionen sind und wie diese am besten miteinander in 
Einklang gebracht werden können; dabei ist auch 
die von der Kommission bereits erstellte Studie über 
die forstwirtschaftlichen Probleme und ihre Aus-
wirkungen auf die Umwelt als Grundlage heranzu-
ziehen. 

Was im besonderen die Einzelheiten der umwelt-
erhaltenden Funktionen anbelangt, so ist vor 
allem folgendes zu untersuchen: 

— die Bedeutung der Wälder als biologische Hilfs-
quelle und ihre ausgleichende Funktion in der 
Umwelt; 

(*) Die K o m m i s s i o n wird bei diesen Untersuchungen 
die Arbeit der internationalen Organisat ionen, ins-
besondere des Europarates, berücksichtigen. 

— die Wälder, in denen die Natur noch am besten 
erhalten ist, und die daher besonders zu schützen 
sind; 

— die Frage, wie sich die Nutzung der Wälder 
für Wirtschaft und Gesellschaft (Fremdenver-
kehr und Erholung) auf den Wald selbst und 
vor allem auf seine natürlichen und ästhetischen 
Merkmale auswirkt. 

114. In diesem Zusammenhang sei darauf hinge-
wiesen, daß, was die Förderung forstwirtschaft-
licher Maßnahmen zur Verbesserung der Agrar-
strukturen betrifft, die Kommission am 26. Februar 
1974 einen Vorschlag für eine Richtlinie (2) über-
mittelt hat, der bei den zuständigen Stellen des 
Rates noch erörtert wird. 

Abschnitt 3 

STÄDTISCHE UND LÄNDLICHE RÄUME, 
KÜSTEN- UND BERGGEBIETE 

115. Das Aktionsprogramm 1973 sieht vor, daß 
die Kommission eine Reihe von Umweltproblemen 
im Zusammenhang mit der Entwicklung einiger 
städtischer Ballungsgebiete untersucht: Probleme, 
die aus dem Entstehen einer Megalopolis in Nord-
west-Europa erwachsen, spezifische Umweltpro-
bleme der Stadtzentren und der Küstengebiete. 
Die Kommission hat Untersuchungen über diese 
Fragen sowie über die Städtebaupolitik der Mit-
gliedstaaten durchgeführt, um zu ermitteln, für 
welche Aspekte Lösungen auf Gemeinschaftsebene 
angezeigt wären; sie hat ferner Untersuchungen 
über die regionale Entwicklung durchgeführt. 

116. Die Kommission wird diese Arbeiten fort-
setzen und nach Anhörung einer Gruppe nationaler 
Sachverständiger dem Rat geeignete Vorschläge 
unterbreiten. 

117. Es kann damit gerechnet werden, daß die 
Vorhaben und Maßnahmen nach Titel IV Kapitel 1 
und Titel III Kapitel 1 Abschnitt 1 des vorliegenden 
Aktionsprogramms beträchtlichen Einfluß auf die 
Politik und die Entscheidungen der zuständigen 
Stellen für Stadtplanung und Raumordnung haben 
werden. 

118. Die Kommission wird außerdem unter Be-
rücksichtigung der entsprechenden Arbeiten der 
internationalen Organisationen, insbesondere des 
Europarates, die in diesem Abschnitt beschriebenen 
Maßnahmen durchführen. 

(2) ABl. Nr . C 44 v o m 19. 4. 1974, S. 14. 
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A. Veranstaltung einer Konferenz über Stadtpla-
nungsprobleme 

119. Die Kommission wird 1978 in Zusammen-
arbeit mit dem Rat der Europäischen Gemeinden 
und der „International Union of Local Authori-
ties" eine Konferenz für öffentliche Vertreter und 
Sachverständige der Gemeinden und Gebietskör-
perschaften aller Mitgliedsstaaten veranstalten. Die 
Dokumente und die Debatten werden sich auf die 
in Nummer 115 genannten Untersuchungen stützen. 

B. Gemeinschaftliches Forschungsprogramm im 
Bereich der Städteplanung 

120. Die Kommission wird dem Rat unter Mit-
wirkung einer Untergruppe des Ausschusses für 
wissenschaftliche und technische Forschung (AWTF) 
den Entwurf eines Beschlusses zur Festlegung eines 
Forschungsprogramms über die Auswirkung der 
Entstehung großer städtischer Ballungsgebiete auf 
die Umwelt vorlegen. Leeses Programm soll im 
Rahmen einer konzertierten Aktion durchgeführt 
werden, in der eine Reihe von Forschungstätigkeiten 
der Mitgliedstaaten im Bereich Urbanistik koordi-
niert werden. Ziel dieses Zweijahresprogramms ist 
eine vergleichende Analyse von Ursachen, Dyna-
mik und Folgen der Entwicklung großer städtischer 
Ballungsgebiete in der Gemeinschaft. 

121. Drei Themen haben Vorrang: 

— Identifizierung der Kräfte, die Verstädterung und 
Verdichtung bedingen, 

— Analyse der Dynamik der Verdichtungsprozesse 
und Beleuchtung der Konsequenzen der Ver-
dichtung, 

— Bewertung der politischen Konzepte auf diesem 
Gebiet (Konsequenzen des freien Spiels der 
Kräfte bzw. Faktoren oder des gezielten Han-
delns), z.B. Erhaltung von Freiräumen als öko-
logischer Ausgleich und Schaffung und Erhaltung 
von Erholungsräumen in städtischen Ballungs-
gebieten. 

C. Erhaltung des natürlichen und kulturellen Erbes 

122. Das architektonische und natürliche Erbe 
ist ein unersetzlicher Reichtum der Gemeinschaft, 
wichtiges Element ihrer Umwelt und höchster mate-
rieller Ausdruck der kulturellen und historischen 
Identität Europas. Dieses Erbe ist heute namentlich 
wegen der veränderten Lebensweise und trotz der 
bedeutenden Anstrengungen der öffentlichen Hand 
in allen Mitgliedstaaten ernstlich von Verfall und 
Untergang bedroht. Diese Feststellung gilt sowohl 
für den städtischen als auch für den ländlichen 
Lebensraum. 

123. Das Europäische Parlament hat in seiner 
Entschließung vom 13. Mai 1974 zum Schutz des 
europäischen Kulturguts (a) Gemeinschaftsaktionen 
in diesem Bereich empfohlen und die Schaffung 
eines europäischen Fonds für Kulturdenkmäler 
und historische Stätten vorgeschlagen. 

Eine Gemeinschaftsaktion könnte auf den beiden 
folgenden Gebieten von Nutzen sein: 

a) Es müssen neue Techniken für Konservierung 
und Restaurierung entwickelt werden. In einigen 
Instituten in den Mitgliedstaaten sind diesbe-
zügliche Arbeiten bereits aufgenommen worden. 
Von Nutzen wäre für die hiermit befaßten 
Fachleute ein Informations- und Erfahrungs-
austausch auf Gemeinschaftsebene, der die Ent-
wicklung neuer Techniken unter technologisch 
wie finanziell optimalen Bedingungen fördern 
könnte. 

b) In allen Mitgliedstaaten ist das Fehlen qualifi-
zierten Personals in diesem Bereich festzustellen. 
Daher sollten spezialisierte Ausbildungspro-
gramme ins Leben gerufen werden. Da jedoch 
solche Programme sich auf einzelstaatlicher 
Ebene allein nicht immer rechtfertigen lassen, 
könnten durch Koordinierung und Stimulierung 
auf Gemeinschaftsebene bessere Ergebnisse erzielt 
werden. 

124. Die Kommission wird unter Berücksichtigung 
der an anderer Stelle durchgeführten Arbeit und 
unter Hinzuziehung nationaler Sachverständiger die 
Möglichkeiten und die Zweckmäßigkeit solcher 
Beiträge zur Erhaltung des architektonischen und 
natürlichen Erbes in der Gemeinschaft prüfen. 
Sollten sich diese Beiträge auf Grund der Prüfung 
als zweckmäßig erweisen, wird die Kommission 
dem Rat geeignete Vorschläge unterbreiten. 

125. Die unbebauten Räume und die Landschaften 
der Gemeinschaft sind einem ständigen Druck aus-
gesetzt, der sich aus dem Wachstum der Städte, 
dem Straßenbau, den modernen landwirtschaft-
lichen Methoden und der Nutzung für Erholungs-
zwecke erklärt. Manche ländlichen Gebiete und 
für Europa charakteristischen Biotope werden durch 
die Intensivierung dieser Tätigkeiten ernsthaft be-
droht. 

126. Die in Abschnitt 2 beschriebenen Maß-
nahmen für den ländlichen Raum, namentlich die 
die derzeitigen landwirtschaftlichen Methoden be-
treffenden Maßnahmen, sollen zur Erhaltung der 
Landschaft in ihrer Eigenart beitragen. Im übrigen 
wurde eine Untersuchung über den Landschafts-
schutz und den Schutz der für die Länder der Ge-
meinschaft charakteristischen Biotope durchgeführt. 
Die Kommission wird sich der Ergebnisse dieser 
Untersuchung sowohl im Rahmen verschiedener 

(!) ABI. Nr. C 62 vom 30. 5. 1974, S. 5. 
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Aktionen auf diesem Gebiet als auch bei ihrer 
Beteiligung an der Arbeit der internationalen Orga-
nisationen, namentlich an derjenigen des Euro-
parates, bedienen. 

D. Berggebiete 

— Herstellung des Gleichgewichts zwischen der 
natürlichen und der touristischen Nutzung dieser 
Gebiete. 

129. Die Kommission wird die vielfältigen Aspekte 
der Fragen im Zusammenhang mit den Berggebieten 
prüfen und dem Rat gegebenenfalls geeignete Vor-
schläge unterbreiten. 

127. Mit der Richtlinie 75/268/EWG des Rates 
vom 28. April 1975 über die Landwirtschaft in 
Berggebieten und in bestimmten benachteiligten 
Gebieten 0 sind unter anderem die Berggebiete der 
Gemeinschaft abgegrenzt und gleichzeitig einige 
soziale und wirtschaftliche Voraussetzungen für 
die Erhaltung der natürlichen Ilmwelt in diesen 
Gebieten festgelegt worden. 

128. Möglicherweise werden mit den in der Richt-
linie 75/268/EWG vorgesehenen Maßnahmen nicht 
unmittelbar die Probleme der Erhaltung der natür-
lichen Umwelt in den Berggebieten gelöst. Diese 
Probleme erfordern eine eingehendere und spezi-
fischere Analyse, die im besonderen folgende Aspekte 
berücksichtigt: 

— natürliche Anfälligkeit (Boden und Klima), die 
mit sich bringt, daß solche Gebiete der Erosion 
und einer Reihe von Naturkatas t rophen (Lawi-
nen, Hochwasser der Sturzbäche, Bergrutsch, 
Erdeinbrüche usw.) ganz besonders ausgesetzt 
sind; eine solche Erosion kann durch eine unbe-
dachte Nutzung dieser Gebiete entstehen; 

— komplexe Ökologie und Anfälligkeit der Öko-
systeme, die eines allgemeinen grundsätzlichen 
Schutzes bedürfen; 

— Notwendigkeit der Erhaltung der natürlichen, 
der halbnatürlichen und der kultivierten Land-
schaft und Umwelt ; 

i1) ABl. Nr. L 128 vom 19. 5. 1975, S. 1. 

E. Küstengebiete 

130. Die von der Kommission im Rahmen des 
Aktionsprogramms 1973 durchgeführten Arbeiten 
zur Raumordnung nach ökologischen Gesichts-
punkten in den europäischen Küstengebieten wie 
auch die einschlägigen Arbeiten verschiedener inter-
nationaler Organisationen, insbesondere der O E C D 
und des Europarates, haben die spezifischen Pro-
bleme der Küstengebiete in den Vordergrund ge-
rückt und die Dringlichkeit von Lösungen auf inter-
nationaler Ebene erkennen lassen. 

131. Diese Probleme erwachsen in der Haupt -
sache aus der schnellen Entwicklung der Industrie 
und des Fremdenverkehrs in den letzten Jahren; 
sie werden in vielen Fällen dadurch verschärft, 
daß es an einer langfristigen Gesamtplanung fehlt. 

Das Ergebnis sind zahlreiche Konfliktsituationen 
auf Grund verschiedenartiger Tätigkeiten und ge-
gensätzlicher Interessen. 

132. Die in Nummer 130 genannten Arbeiten 
haben zur Formulierung von Prinzipien für die 
integrierte Küstenplanung geführt , die in den 
Empfehlungen des Europarates vom 26. Oktober 
1973 und der O E C D vom 12. Oktober 1976 zum 
Ausdruck gekommen sind. Jetzt geht es darum, 
daß diese Prinzipien in geeigneter Weise auf Ge-
meinschaftsebene angewandt werden. 

133. Die Kommission wird dem Rat für diesen 
Bereich geeignete Vorschläge unterbreiten. 

KAPITEL 2 

SCHUTZ DER FAUNA UND FLORA 

Einleitung 

134. Die wildwachsenden Pflanzen und freile-
benden Tierarten und Tierpopulationen sind Be-
standteil des natürlichen Besitzstandes der Mensch-
heit. Ihre Bedeutung liegt darin, daß sie ein 
unersetzliches genetisches Potential darstellen und 
zum globalen ökologischen Gleichgewicht beitragen, 

dessen Stabilität von den mannigfachen Funk-
tionen und der Vielfalt der daran beteiligten Orga-
nismen abhängt. Die immer stärkere Dezimierung 
der wildwachsenden und freilebenden Arten ist 
nicht nur an sich eine Verarmung des natürlichen 
Besitzstandes, sondern sie beeinträchtigt auch die 
Vielfalt unersetzlicher genetischer Ressourcen und 
wirkt sich mehr oder weniger nachteilig auf das 
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ökologische Gleichgewicht aus. Die Natur ist 
daher nicht nur in bezug auf die verschiedenen 
Pflanzen- und Tierarten, sondern als Ganzes zu 
schützen. 

Im übrigen ist der Schutz möglichst vieler Arten 
freilebender Tiere und wildwachsender Pflanzen 
aus ethischen Gründen geboten. 

135. Die freilebenden Tiere und wildwachsenden 
Pflanzen erfüllen zahlreiche Aufgaben: 

— biologische Steuerung der Entwicklung uner-
wünschter Organismen; 

— Schutz des Bodens gegen Erosion, Regulierung 
der Wassersysteme; 

— genetische Reserve für künftige Entwicklungen 
und Anpassungen; 

— frühes Aufzeigen bestimmter Formen der Um-
weltbelastung (Bioindikatoren); 

— Betätigungsfeld für wissenschaftliche Forschung 
und Unterricht auf dem Gebiet der Naturwis-
senschaften (Biologie, Ökologie, Ethologie usw.); 

— Quelle für Erholung und Freizeit; 

— Quelle für Wirtschaftsgüter. 

136. Angesichts dieser vielfachen und wichtigen 
Aufgaben muß Tieren und Pflanzen wirksamer 
Schutz gewährt werden. Das kann sowohl durch 
den Schutz der bedrohten Fauna und Flora selbst 
als auch durch den Schutz des natürlichen Lebens-
raums geschehen. 

137. Die in diesem Kapitel beschriebenen Aktionen 
betreffen beide Arten des Schutzes der natürlichen 
Fauna und Flora; sie sind Teil eines Gesamtvor-
gehens (1). 

138. Bei der Durchführung dieser Maßnahmen 
stützt sich die Kommission insbesondere auf die 
von internationalen Organisationen durchgeführten 
Arbeiten, namentlich auf die des Europarates. 

Es sei nämlich daran erinnert, daß der Europarat 
im Anschluß an die zweite Konferenz der für den 
Umweltschutz zuständigen Minister des Europa-
rates, die am 23. und 24. März 1976 in Brüssel 

(*) Die in diesem Kapitel beschriebenen Aktionen sind 
in enger Verbindung mir einigen in Kapitel 1 ge-
nannten Aktionen zu sehen. Sie betreffen die Methode 
der ökologischen Kartierung (Abschnitt 1), die 
ökologischen Folgen der Trockenlegung feuchter 
Gebiete und Wasserlaufbegradigungen (Abschnitt 2 
Nummer 111 erster Gedankenstrich), die Erhaltung 
des natürlichen und kulturellen Erbes (Abschnitt 3 
Buchstabe C) sowie die Küstengebiete (Abschnitt 3 
Buchstabe E). 

stattfand, die Möglichkeiten für die Vorbereitung 
eines rechtlichen Instruments prüft , durch das der 
Schutz der Tiere und Pflanzen und die Erhaltung der 
Biotope sichergestellt werden soll. Die Kommission 
leistet ihren Beitrag bei der Ausarbeitung dieses 
Rechtsakts. Sofern dessen zufriedenstellende An-
wendung Aktionen auf Gemeinschaftsebene not-
wendig macht, wird die Kommission dem Rat 
entsprechende Vorschläge unterbreiten. 

A. Schutz der freilebenden Tiere 

139. In den letzten beiden Jahren hat die Kom-
mission bestimmte Fragen im Zusammenhang mit 
dem Schutz der Zugvögel und bestimmter bedrohter 
oder im Aussterben begriffener Tierarten unter-
sucht. An Hand der betreffenden Untersuchungen 
hat sich erwiesen, daß es sich um typisch pluri-
nationale Probleme handelt, deren Lösung interna-
tionale Initiativen sowie Maßnahmen auf Gemein-
schaftsebene erforderlich macht. 

140. Der Vorschlag einer Richtlinie über die 
Erhaltung der Vogelarten (2), den die Kommission 
dem Rat am 20. Dezember 1976 vorgelegt hat, 
stellt eine Maßnahme in diesem Sinne dar. Diese 
Maßnahme entspricht vor allem dem Wunsch, den 
das Europäische Parlament in seiner Entschließung 
vom 21. Februar 1975 (3) zum Ausdruck gebracht 
hat. 

a) Internationaler Handel mit gefährdeten Arten 
wildwachsender Pflanzen und freilebender Tiere 

141. Ein wichtiges Mittel zum Schutze der natür-
lichen Arten von Flora und Fauna, die vom Aus-
sterben bedroht sind, ist eine strenge Beschränkung 
und Überwachung des internationalen Handels mit 
derartigen Tieren und Pflanzen sowie mit daraus 
gewonnenen Erzeugnissen. 

142. Das Übereinkommen von Washington über 
den internationalen Handel mit gefährdeten Arten 
freilebender Tiere und wildwachsender Pflanzen 
entspricht diesem Ziel (4). 

Wegen des kommerziellen Charakters dieses Über-
einkommens und der Hemmnisse, die dessen unter-
schiedliche Anwendung in den Mitgliedstaaten für 
den freien Warenverkehr innerhalb der Gemein-
schaft mit sich bringen könnte, wird die Kommis-
sion dem Rat geeignete Vorschläge unterbreiten. 

(2) ABl. Nr. C 24 vom 1. 2. 1977, S. 3. 
(3) ABl. Nr. C 60 vom 13. 3. 1975, S. 51. 
(4) Am 1. Februar 1977 hatten alle Mitgliedstaaten 

dieses Übereinkommen unterzeichnet, zwei von 
ihnen hatten es ratifiziert. 
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Damit das am 1. Juli 1975 in Kraft getretene Über-
einkommen einen möglichst hohen Wirkungsgrad 
hat und keine wirtschaftlichen Verzerrungen inner-
halb des Gemeinsamen Marktes verursacht, ist 
eine harmonisierte Anwendung des Übereinkom-
mens in der Gemeinschaft erforderlich. Die Kom-
mission wird dem Rat so bald wie möglich geeignete 
Vorschläge hierfür vorlegen. 

b) Schutz der wandernden Arten 

143. Ein zweites Gebiet, auf dem eine Aktion auf 
internationaler Ebene angelaufen ist und an der 
sich die Kommission beteiligt, erstreckt sich auf 
die Erhaltung der wandernden Arten, für die im 
Rahmen des Umweltprogramms der Vereinten 
Nationen (UNEP) ein Entwurf eines Übereinkom-
mens vorbereitet wird. Dieser Entwurf eines Rah-
men-Übereinkommens geht von dem Grundsatz 
aus, daß die Staaten, auf die sich Populationen 
wandernder Arten aufteilen, gemeinsam Maß-
nahmen zur Erhaltung und Verwaltung, die der 
Situation dieser Arten angepaßt sind, ergreifen, 
und zwar je nachdem, ob es sich um im Aussterben 
begriffene Arten handelt, um Arten, denen dieses 
Schicksal droht, oder um Arten, bei denen dies 
nicht der Fall ist. 

144. Beim Abschluß der Übereinkommen, die 
sich auf eine Art oder auf eine Gruppe von Arten 
beziehen, wird die Kommission dem Rat zu gege-
bener Zeit für die wandernden Arten, die für die 
Gemeinschaft von Interesse sind. Maßnahmen vor-
schlagen, die eine zufriedenstellende Anwendung 
dieser Übereinkommen auf Gemeinschaftsebene 
ermöglichen. 

c) Schutz der Meeres- und der Süßwasser-Fauna 

Meeres f auna 

145. Die zunehmende Dezimierung der Population 
bestimmter Fischarten und Arten von Meeressäuge-
tieren, die weitgehend auf Überfischung zurück-
zuführen ist, stellt eine schwerwiegende Gefährdung 
des ökologischen Gleichgewichts der Meere dar. 
Außerdem könnten sich dadurch schwerwiegende 
Probleme für die Fischwirtschaft stellen, und zwar 
sowohl hinsichtlich der Erzeugung als auch der 
Versorgungssicherheit der Märkte. 

146. In der Verordnung (EWG) Nr. 2141/70 des 
Rates vom 20. Oktober 1970 über die Einführung 
einer gemeinsamen Strukturpolitik für die Fisch-
wirtschaft (x) ist daher ausdrücklich vorgesehen, 
daß der Rat auf Vorschlag der Kommission gege-
benenfalls die erforderlichen Maßnahmen zur Er-
haltung der Meeresressourcen treffen kann (Arti-
kel 5). 

147. In Anwendung dieser Maßnahme hat die 
Kommission dem Rat Ende 1975 einen Vorschlag 
für eine Verordnung über eine Aktion zur Umstruk-
turierung des Sektors der handwerklichen Küsten-
fischerei (2) unter Berücksichtigung der wissen-
schaftlich gerechtfertigten Fangmengen und zur 
Vermeidung der übermäßigen Ausbeutung der 
Meeresgründe unterbreitet. 

148. Zur Beseitigung der Schwierigkeiten, die sich 
zweifellos aus dem neuen Seerecht ergeben werden, 
das derzeit Gegenstand der Arbeiten der 3. UNO-
Seerechtskonferenz ist, hat die Kommission dem 
Rat am 4. Dezember 1974, 18. Februar 1976 und 
am 23. September 1976 drei Mitteilungen unter-
breitet. 

In diesen Mitteilungen empfiehlt die Kommission 
die Anwendung einer Regelung, durch die die Er-
haltung der betreffenden Ressourcen gewährleistet 
werden soll, und die Einführung eines gemeinschaft-
lichen Systems von Fangquoten in den Gewässern, 
die unter die Gerichtsbarkeit der Mitgliedstaaten 
fallen. 

Bei den Anwendungsmodalitäten dieser Grundsätze, 
für die die Kommission Vorschläge vorlegen wird, 
müssen die international festgelegten Grenzen der 
verschiedenen Meeresbereiche berücksichtigt werden 
(Hoheitsgewässer, Wirtschaftszonen, internationale 
Zonen). 

149. Die Kommission wird die Möglichkeit prüfen, 
den Schutz der Meeressäugetiere und insbesondere 
der vom Aussterben bedrohten Arten zu verbessern. 

150. Außerdem wird die Kommission prüfen, ob 
es zweckdienlich ist, die Rechtsvorschriften über 
die Unterwasserjagd zu harmonisieren. 

Süßwasse r f auna 

151. Die Kommission wird ihre Anstrengungen 
in diesem Bereich auf drei Punkte richten: 

— den Schutz der Biotope vor Verunreinigungen; 

— die Fragen im Zusammenhang mit den sanitären 
Aspekten der Verfahren zur Wiedereinführung 
oder Erhaltung bestimmter Fischarten; 

— die Wiedereinführung und Erhaltung der wan-
dernden Fischarten, insbesondere der Lachse. 

d) Jagdvorschriften 

152. Obgleich die Jagd einen positiven Beitrag 
zur Aufrechterhaltung des ökologischen Gleichge-
wichts leisten kann, gehen die Erfordernisse der 

i1) ABl. Nr. L 236 vom 27. 10. 1970, S. 1. (2) ABl. Nr. C 6 vom 10. 1. 1976, S. 2. 
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Erhaltung der zu den Wildarten gehörenden Tier-
arten und insbesondere die Erhaltung ihrer Popu-
lationen auf einem in ökologischer Hinsicht zufrie-
denstellenden Stand weit über die Jagdvorschriften 
und ihre Einhaltung hinaus. 

153. Die Kommission wird die Jagdvorschriften 
prüfen, in bezug auf die es erforderlich sein könnte, 
bestimmte Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene 
zu ergreifen, damit der Schutz der Tierarten, insbe-
sondere der vom Aussterben bedrohten Arten, 
deren Erhaltung dazu beitragen würde, das ökolo-
gische Gleichgewicht zu erhalten, gewährleistet 
wird. Die Kommission wird dem Rat entsprechende 
Vorschläge unterbreiten. 

e) Schutz der Feucbtgebicte von internationaler 
Bedeutung 

154. Diese charakteristischen Ökosysteme müssen 
vor allem geschützt werden, damit die besonderen 
von diesen Ökosystemem abhängigen Pflanzen-
und Tierarten erhalten werden können. 

155. Das Problem des Schutzes der Feuchtgebiete 
wurde bei zahlreichen Gelegenheiten auf interna-
tionaler Ebene angeschnitten. 

156. Die Möglichkeit, für diese Biotope ein inter-
nationales Aufsichts- und Erhaltungsinstrument zu 
schaffen, wurde erstmals 1^62 auf der Internatio-
nalen Konferenz über die Sumpfgebiete (Konferenz 
MAR) untersucht. Am 2. Februar 1971 hat die 
Internationale Konferenz von Ramsar in Iran ein 
Ubereinkommen über die l euchtgebiete von inter-
nationaler Bedeutung — vor allem Bereiche, die 
den Zugvögeln als Habitat und Raststätten dienen 
— verabschiedet. 

157. Der Beitritt möglichst vieler Mitgliedstaaten 
zum Übereinkommen von Ramsar wäre eine erste 
Maßnahme, die für den Sehutz der Feuchtgebiete 
erorderlieh ist (1). Abgesehen davon müssen jedoch 
noch weitere Initiativen auf nationaler Ebene und 
gegebenenfalls auf Gemeinschaftsebene ergriffen 
werden. 

158. Unter Berücksichtigung der Arbeit des Euro-
parates und auf Grund der einzelstaatlichen Be-
standsverzeichnisse wird die Kommission dem Rat 
ein zusammenhängendes Bestandsverzeichnis der 
Feuchtgebiete der Gemeinschaft vorlegen, deren 

(*) Vgl. diesbezüglich die Empfehlung 75/66/EWG 
der Kommission vom 20. Dezember 1974 an die 
Mitgliedstaaten (ABl. Nr. L 21 vom 28. 1. 1975, 
S. 24). Am 1. Februar 1977 hatten sechs Mitglied-
staaten dieses Übereinkommen unterzeichnet, zwei 
Mitgliedstaaten hatten es ratifiziert. 

Schutz sie für erforderlich hält, da sie entweder 
auf Grund ihrer natürlichen Merkmale von ge-
meinschaftlicher oder internationaler Bedeutung 
sind oder auf Grund ihrer geographischen Lage 
unerläßliche Stützpunkte für die Züge bestimmter 
Vogelarten sind. 

159. Bei der Vorlage dieses Bestandsverzeichnisses 
wird die Kommission dem Rat gegebenenfalls nach 
Anhörung einzelstaatlicher Sachverständiger und 
unter Berücksichtigung der sowohl auf Gemein-
schaftsebene als auch in internationalen Organi-
sationen, wie dem Europarat, durchgeführten Ar-
beiten entsprechende Vorschläge, vor allem für den 
Schutz und die Verwaltung bestimmter Feuchtge-
biete und benachbarter Zonen, unterbreiten. 

B. Schutz der wildwachsenden Pflanzen 

160. Im Rahmen des Aktionsprogramms 1973 
beschränkten sich die Untersuchungen der Kom-
mission auf dem Gebiet des Naturschutzes auf die 
bedrohten oder aussterbenden Tierarten. Die Lage 
betreffend vielerlei Pflanzenarten ist nicht weniger 
beunruhigend, wenn man ihr vielleicht auch weniger 
Aufmerksamkeit widmet. 

161. Ein bedeutender Schritt auf dem Wege zum 
Schutze dieser Tier- und Pflanzenarten ist der 
Beitritt möglichst vieler Mitgliedstaaten zu den 
Übereinkommen von Washington und Ramsar 
sowie der Beitritt der Gemeinschaft zum Überein-
kommen von Washington. Die Kommission wird 
weitere Aktionsarten prüfen, die, wenn sie auf ge-
meinschaftlicher Ebene durchgeführt werden, zum 
Schutze der wildwachsenden Pflanzen beitragen 
könnten. 

C. Erhaltung des genetischen Besitzstandes 

162. Die Tiere und Pflanzen sind ein genetisches 
Potential, das eine nicht erneuerbare Quelle von 
wissenschaftlichem, ökologischem und wirtschaft-
lichem Interesse darstellt (zum Beispiel Verwendung 
von Genen wilder Arten zur Aufbesserung von 
Kulturpflanzen oder von Tierrassen). 

Alle in diesem Kapitel beschriebenen Aktionen 
tragen dazu bei, den genetischen Besitzstand als 
solchen zu erhalten. 

163. Außer dieser Erhaltung allgemeiner Art 
sind spezifische Aktionen hinsichtlich der Haustiere 
und der Kulturpflanzen sowie der mit ihnen ver-
wandten Arten erforderlich. 

164. Einige Mitgliedstaaten sowie bestimmte Dritt-
länder haben bereits Sammlungen von Arten sowie 
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Genbanken eingerichtet. Der Ausbau und die ratio-
nelle Verwaltung dieser Einrichtungen erfordern 
besondere Koordinierungsbemühu ugen. 

Eine entsprechende internationale Zusammenarbeit 
wird derzeit unter der Federführung der FAO 
herbeigeführt. 

165. Angesichts der ökologischen und wirtschaft-
lichen Bedeutung der Erhaltune des genetischen 
Besitzstandes der Haustiere und der freilebenden 
Tiere sowie der Kulturpflanzen und der wildwach-
senden Pflanzen, zum Beispiel für langfristige Ziele 
der gemeinsamen Landwirtschaftspolitik, wird die 
Kommission die verschiedenen in diesem Bereich 
unternommenen Arbeiten unterstützen, insbeson-
dere: 

— das Bestandsverzeichnis der in den Mitglied-
staaten vorhandenen Sammlungen und der Gen-
banken, 

— Erstellung von Normen für die Dokumentation 
und den Informationsaustausch, 

— Beteiligung der Gemeinschaft bei der Einrich-
tung des weltweiten Netzes der Genbanken in 
der Gemeinschaft (Programm FAO-IBPGR (In-
ternational Board for Plant Genetic Resources)). 

166. Die Kommission wird gegebenenfalls die 
erforderlichen Maßnahmen auf gemeinschaftlicher 
Ebene — zum Beispiel im Rahmen der gemeinsamen 
Agrarpolitik — ergreifen. 

KAPITEL 3 

ERHALTUNG UND BEWIRTSCHAFTUNG DER NATURLICHEN RESSOURCEN 
BEKÄMPFUNG DER VERSCHWENDUNG 

Abschnitt 1 

WASSERRESSOURCEN 

167. Die Wechselbeziehungen zwischen den ver-
schiedenen Milieus, die das aquatische Ökosystem 
bilden — z.B. Oberflächengewässer, Grundwasser 
und Meereswasser — und die entsprechenden Wech-
selbeziehungen zwischen der Qualität und der 
Quantität der Wasserressourcen spielen eine grund-
legende Rolle bei der umfassenden Politik der 
Verwaltung dieser Ressourcen. 

Im Rahmen des hydrologischen Zyklus fällt jedes 
Jahr eine unterschiedliche Menge an Süßwasser 
an. Bis vor verhältnismäßig kurzer Zeit bestanden 
nur in Trockengebieten Probleme bezüglich der 
Verfügbarkeit und der Verteilung des Wassers. 
Heute macht sich infolge der Erweiterung der Wirt-
schaftstätigkeiten, der Verdichtung der Siedlungsge-
biete und der qualitativen Verschlechterung der 
verfügbaren Ressourcen in der gesamten Gemein-
schaft die Notwendigkeit einer strengeren Planung 
und Kontrolle bemerkbar. In bestimmten Gebieten 
der Gemeinschaft ist der Wassermangel sogar ein 
Hindernis für die Entwicklung im allgemeinen und 
im besonderen für die Entwicklung der Landwirt-
schaft und der Industrie, was so weit gehen kann, 
daß Verhältnisse entstehen, die einer chronischen 
Unterentwicklung entsprechen. 

Die Reichweite einer solchen Planung und der 
Erschließung der Ressourcen hat sich vergrößert 
und erstreckt sich nicht nur auf so vielfältige Ziele 
wie die Regelung und Beibehaltung eines Mindest-
durchsatzes und die anschließende Wiederverwen-
dung von Wasser, sondern auch auf eine eingehen-
dere Untersuchung der verschiedenen Lösungen 

zur Erreichung der spezifischen Ziele im Bereich 
der Wirtschaft, der Gesellschaft und der Umwelt. 

Im Rahmen der Planungen muß eine sorgfältige 
Abwägung der verschiedenen Aspekte stattfinden. 
Dabei müssen ökologische Auswirkungen gleich-
wertig neben Gesichtspunkte der wirtschaftlichen 
und regionalen Entwicklung treten. 

168. Aktionen im Zusammenhang mit den Pro-
blemen des Grades der Verfügbarkeit der Wasser-
ressourcen sind bereits in Teil II Titel II Kapitel 2 
des Aktionsprogramms 1973 enthalten. Außerdem 
ist zu diesen Problemen auf der 311. Tagung am 
7. November 1974 in Brüssel ein Beschluß des Rates 
ergangen. Be idieser Gelegenheit hat der Rat ein 
italienisches Dokument sowie eine Mitteilung der 
Kommission zur Kenntnis genommen und hat da-
nach die Kommission aufgefordert, die Arbeiten 
betreffend die Analyse des Wasserbedarfs und die 
Feststellung einer Mindestanzahl verfügbarer Was-
serquellen sowie die Einstufung des Gebiets auf 
der Grundlage seiner Umweltmerkmale in Angriff 
zu nehmen, damit Ziele und Maßnahmen im ein-
zelnen herauskristallisiert und festgelegt werden 
können. 

169. Auf Grund dieses Beschlusses hatte die Kom-
mission eine Reihe von Untersuchungen über die 
Verfügbarkeit von Wasser in der Gemeinschaft 
durchgeführt. An Hand dieser Untersuchungen hat 
sich erwiesen, daß insgesamt die Wasserressourcen 
in der Gemeinschaft noch viele Jahre lang zur 
Deckung des vorhersehbaren Bedarfs ausreichend 
sein dürften. Die verfügbaren Ressourcen schwan-
ken jedoch von einer Region zur anderen und je 
nach Jahreszeit beträchtlich, und es stellen sich 
Probleme der Wasserversorgung auf regionaler 
Ebene. Diese Untersuchungen haben auch die enge 
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Verbindung aufgezeigt, die zwischen der Qualität 
der Ressourcen und ihrer Quantität besteht. 

170. Im Rahmen des vorliegenden Aktionspro-
gramms müssen auf angemessenem Niveau Maß-
nahmen betreffend die wirtschaftliche Nutzung der 
Wasserressourcen getroffen werden, die so abge-
faßt werden müssen, daß 

— der Umweltqualität und der wirtschaftlichen 
Entwicklung Genüge getan wird, 

— den Wechselbeziehungen der verschiedenen Mi-
lieus, die nicht unabhängig voneinander bewirt-
schaftet werden können, Rechnung getragen wird? 

— die Probleme der Quantität und der Qualität 
nicht getrennt behandelt werden. 

In einigen Mitgliedstaaten sind bereits Strukturen 
errichtet worden, die der Homogenität der hydro-
graphischen Becken Rechnung tragen und eine opti-
male Bewirtschaftung des Süßwassers — sowohl 
vom qualitativen als auch vom quantitativen Stand-
punkt — ermöglichen. 

171. Die Untersuchungen der Kommission in 
diesem Bereich sind insbesondere darauf gerichtet, 

a) die Nutzung der verfügbaren und die Erschlie-
ßung der potentiellen Ressourcen im Hinblick 
auf die Sicherstellung eines Minimums an Was-
serressourcen in den Gebieten der Gemeinschaft, 
die ständig oder jahreszeitlich bedingt ein quanti-
tatives Defizit aufweisen, zu verbessern. 

Zu diesem Zweck wird die Kommission 

— einen Vergleich der wirtschaftlichen, recht-
lichen und technischen Instrumente durch-
führen, die zur Bekämpfung der Wasser-
verschwendung und zur erhöhten Kreislauf-
nutzung und Wiederverwendung von Was-
ser angewandt werden können; 

— eine Aktion der Sensibilisierung bei den Was-
serverbrauchern durchführen; 

— Informationen über charakteristische Fälle 
optimaler Nutzung der natürlichen oder 
teilweise regulierten Wasserläufe im Hinblick 
auf die verschiedenen Verwendungszwecke 
des Wassers einholen, z.B. Versorgung mit 
Trinkwasser, Bewässerung, Verkehr und 
Energieerzeugung; 

— die Methodologie untersuchen, die für den 
Einsatz wasserwirtschaftlicher Anlagen mit 
vielfältigen Nutzungsmöglichkeiten unter Be-
rücksichtigung der Wiederverwendung der 
Wasserführung innerhalb der Grenzen des 
betreffenden Beckens anwendbar ist, um die 
Entnahmen, die anschließende Verwendung, 
die Bekämpfung der Überschwemmungen, 
die Regulierung des Wasserspiegels sowie 
die Verbesserung der Wasserqualität zu ge-
währleisten ; 

— Untersuchungen im Hinblick auf die Ausarbei-
tung eines Frogrammplans für die wasser-

wirtschaftliche Entwicklung sowie zur Ver-
besserung der im Rahmen der Agrarstruk-
turpolitik der Gemeinschaft durchführen; 

— die etwaigen Möglichkeiten prüfen, die sich 
durch die Entsalzung von Meer- und Brack-
wasser unter Berücksichtigung des Energie-
verbrauchs und der Kosten der Anlagen und 
des Betriebs ergeben; 

— auch das Problem der Wasserversorgung klei-
ner Inseln berücksichtigen; 

— die Mittel untersuchen, mit denen die Ver-
dunstung, insbesondere in Gebieten, in denen 
eine jahreszeitlich bedingte Schwankung der 
Wasserführung mit einer starken Nachfrage 
zusammenfällt, verringert werden kann (vor 
allem durch Entwicklung bestimmter Anbau-
pflanzen) ; 

b) alle Gewässer und insbesondere die qualitativ 
hochstehenden Ressourcen zu schützen; es han-
delt sich dabei um 

— die progressive Reservierung der Nutzung 
bestimmter Grundwässer für den mensch-
lichen Verbrauch, soweit dies irgendwie mit 
einer rationellen Bewirtschaftung der Res-
sourcen vereinbar ist; 

— den Schutz der Qualität des Grundwassers 
und der Entnahmestellen gegen Verschmutzung 
und gegen jegliche ökologisch nicht akzep-
tierbare Veränderung des Grundwasser-
systems, 

— die künstliche oder natürliche Neuspeisung 
des Grundwassers im Hinblick auf eine 
Erhöhung der Kapazität, 

— die Bekämpfung der Wasserverschmutzung 
im allgemeinen (vgl. Titel II Kapitel 2); 

c) die Darbietung und Vergleichbarkeit der verfüg-
baren Bestandsverzeichnisse der Ressourcen 
und des vorhersehbaren Wasserbedarfs zu ver-
bessern. 

172. Außerdem wird die Kommission im Rahmen 
einer Gruppe von Sachverständigen der einzelnen 
Länder den Austausch von Informationen über die 
auf nationaler oder regionaler Ebene im Bereich 
der Gewässerbewirtschaftung angewandten Mittel 
ermöglichen, und zwar insbesondere über 

— die Ausarbeitung und Durchführung nationaler 
oder regionaler Pläne, 

— die Errichtung von mit der Gewässerbewirt-
schaftung beauftragten Verwaltungsstellen, 

— den Einsatz wirtschaftlicher Maßnahmen, 

— den Einsatz von mathematischen Modellen, 

— den Einsatz von Planungsmodellen. 

173. An Hand der unter Nummer 171 genannten 
Untersuchungen und des unter Nummer 172 er-
wähnten Informationsaustauschs wird die Kom-
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mission dem Rat über die Möglichkeiten zur Ver-
besserung der Wasserversorgung der Gemeinschaft 
Bericht erstatten (*). 

Abschnitt 2 

ABFALLWIRTSCHAFT IM RAHMEN EINER 
UMFASSENDEN POLITIK DER VERHINDERUNG 
DES ENTSTEHENS, DER VERWERTUNG UND 
WIEDERVERWENDUNG UND DER BESEITIGUNG 

VON ABFÄLLEN 

174. Die Menge der in der Gemeinschaft jährlich 
anfallenden Abfälle aller Arten wird auf etwa 
1,7 Milliarden Tonnen geschätzt; davon sind Haus-
haltsmüll etwa 90 Millionen Tonnen, Industrieab-
fälle etwa 115 Millionen Tonnen, Klärschlämme 
etwa 200 Millionen Tonnen, landwirtschaftliche 
Reststoffe etwa 950 Millionen Tonnen und Abfälle 
der Bergbauindustrie etwa 300 Millionen Tonnen. 
Die jährliche Erhöhung der Abfallmengen kann auf 
etwa 5 % beziffert werden. Die Anhäufung dieser 
Abfälle geht oft mit einer Verschmutzung der Luft 
und des Wassers und mit beträchtlichen Belästigun-
gen einher. 

175. Die Praxis des Ablagerns ist nach wie vor 
eines der häufigsten Verfahren der Beseitigung, und 
wenn das Ablagern keiner Kontrolle untersteht, 
bringt es für die Bevölkerung und die Umwelt 
ernsthafte Risiken mit sich, da zahlreiche Abfälle 
toxische und gefährliche Stoffe enthalten. Darüber 
hinaus können sich die abgelagerten Mengen auf 
Grund der Umweltschutzmaßnahmen zum Verbot 
der Ableitungen dieser Stoffe in die Gewässer 
erhöhen. Ganz allgemein stellen die abgelagerten 
Abfälle, die zur Zeit etwa 70 bis 80 % aller Abfälle 
ausmachen — abgesehen von den möglicherweise 
damit verbundenen Umweltproblemen —, einen 
Verlust an Stoffen dar, soweit diese Abfälle wirt-
schaftlich weiter genützt werden können. 

176. Die beträchtlichen Mengen an Abfall und 
ihre Beseitigung führen zwangsläufig — abgesehen 
von den damit verbundenen Problemen der Verun-
reinigung — zur Erforschung der Möglichkeit, wie 
das, was auf lange Sicht als eine Verschwendung 
der natürlichen Ressourcen anzusehen sein dürfte, 
vermieden oder eingeschränkt, werden kann. 

Die meisten Abfälle enthalten nämlich potentiell 
wertvolle Stoffe (wie Metalle, Glas, Gummi, Texti-

(*) Der Rat erinnert in diesem Zusammenhang daran, 
daß er auf seiner 406. Tagung am 9. September 1976 
die Ausarbeitung eines Programmplans für die 
wasserwirtschaftliche Entwicklung bereits befür-
wortet hat. 

lien, Öl, Kunststoffe, bestimmte chemische Stoffe 
usw.), deren Menge nur schwer abschätzbar, aber 
zweifellos beträchtlich ist. 

177. Seit vielen Jahren, vor allem seit 1973, werden 
sowohl von der Industrie als auch von den kom-
munalen Körperschaften beträchtliche Anstren-
gungen zur Verwertung dieser Stoffe unternommen. 
Gegenwärtig wird jedoch nur ein Teil dieser Stoffe 
verwertet. 

Die Gemeinschaft ist insgesamt für zahlreiche wich-
tige Rohstoffe stark von Einfuhren abhängig (2): 

— zu 60 % bei Zellstoff und Papier 

— zu 80 bis 90 % bei Eisen und Nichteisenmetal-
len, insbesondere Zinn und Zink. 

178. Es sprechen demnach vielerlei Faktoren dafür, 
daß eine Bekämpfung der Abfälle unverzüglich ein-
geleitet wird: Umweltschutz, wirtschaftliche Nut-
zung der Ressourcen, Verringerung der Abhän-
gigkeit der Gemeinschaft von Rohstoffeinfuhren, 
langfristig rationelle Nutzung der nicht oder erst 
nach einer gewissen Zeit erneuerbaren natürlichen 
Ressourcen. 

Diese Bekämpfung muß stattfinden: 

— auf der Ebene des Verbrauchers, der je nach seiner 
Einstellung und nach der von ihm getroffenen 
Wahl eine entscheidende Rolle hinsichtlich des 
Anfalls von Abfällen spielt; 

— auf der Ebene der Industrie, die nicht nur bemüht 
ist, die in den Produktionszyklen verwendeten 
kostspieligen Rohstoffe zu verwerten, und für 
die etwaige Tätigkeiten der Verwertung von 
Bedeutung sind, sondern die auch angesichts 
der Anzahl und der Art der von ihr erzeugten 
Produkte für einen beträchtlichen Teil der Ab-
fälle verantwortlich ist. Die Industrie müßte 
auch Maßnahmen zur Verlängerung der Le-
bensdauer ihrer Erzeugnisse in Betracht ziehen, 
um den Anfall von Abfällen zu verringern; 

— auf der Ebene der Kommunalbehörden, die für 
das Sammeln und gegebenenfalls das Sortieren 
der Abfälle verantwortlich sind; 

— auf der Ebene der nationalen Behörden, die 
beispielsweise durch Vergabe öffentlicher Auf-
träge eine bedeutende Rolle bei der Ausweitung 
der Absatzmärkte für bestimmte wiedergewon-
nene Stoffe spielen können und die ganz all-
gemein eine umfassende Politik zur rationellen 
Rohstoffverwendung führen können. 

(2) Vgl. hierzu die Mitteilung der Kommission an den 
Rat vom 5. Februar 1975 über die Rohstoffversorgung 
der Gemeinschaft. 
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179. Alle Mitgliedstaaten sind sich über die Not-
wendigkeit im klaren, eine Aktion zur verbesserten 
Verwertung der in den Abfällen enthaltenen Stoffe 
in Angriff zu nehmen. 

In allen Mitgliedstaaten wurden Stellen eingesetzt, 
die mit der Untersuchung der Probleme der Ver-
wertung und mit der Festlegung der Prioritäten 
beauftragt wurden. In einigen Fällen wurden Fach-
institute eingesetzt, die eine Reihe von konkreten 
Aktionen durchführen sollen. 

180. Die Gemeinschaft ist von diesen Problemen 
besonders stark betroffen und sollte aus zahlreichen 
Gründen eine aktive Politik der Abfallbekämpfung 
fördern: 

a) um eine Verunreinigung infolge ungeordneter 
Ablagerungen und eine nicht ordnungsgemäße 
Behandlung von Abfällen einzuschränken; 

b) um zur harmonischen Entwicklung der Wirt-
schaftstätigkeiten beizutragen, eine Aufgabe, die 
ihr durch den EWG-Vertrag übertragen ist; diese 
harmonische Entwicklung kann von den nach-
teiligen Auswirkungen der Kostenerhöhungen 
für Rohstoffe, von der Versorgungsabhängigkeit 
der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten und 
langfristig von der für bestimmte Rohstoffe vor-
herzusehenden Verknappung und damit einher-
gehenden Verteuerung nur nachteilig beein-
flußt werden; 

c) um Wettbewerbsverzerrungen und Handelshemm-
nisse zu vermeiden, die sich durch einzelstaatliche 
Maßnahmen auf dem Gebiet der Abfallwirt-
schaft ergeben können (zum Beispiel Einführung 
von Beihilfen, Abgaben und Gebühren, grenz-
überschreitende Verbringung toxischer Abfälle 
oder Verbot einer solchen Verbringung); 

d) um die Kenntnis über die betreffenden Probleme 
und die auf verschiedenen Ebenen der Beschluß-
fassung durchgeführten Experimente zu verbes-
sern und auf diese Weise auf angemessener 
Ebene die Anwendung der zweckdienlichsten 
rechtlichen, technischen und wirtschaftlichen 
Lösungen zu optimieren. 

181. Die Gemeinschaft hat bereits eine Reihe von 
Beschlüssen über die Verwertung und die Beseiti-
gung von Abfällen gefaßt: das Aktionsprogramm 
1973 sieht in Teil II Titel I Kapitel 7 vor, daß die 
Kommission eine Reihe von Untersuchungen und 
Arbeiten auf diesem Gebiet durchführt, um dem 
Rat Vorschläge unterbreiten zu können. In Aus-
führung dieses Mandats hat die Kommission nicht 
nur eine Reihe von Vorstudien durchgeführt, son-
dern auch dem Rar Richtlinienvorschläge gemacht, 
die dieser angenommen hat; dabei handelt es sich 
um die Richtlinie 75/442/EWG vom 15. Juli 1975 
über Abfälle (1), die Richtlinie 75/439/EWG vom 

16. Juni 1975 über die Altölbeseitigung (2) und um 
die Richtlinie 76/403/EWG vom 6. April 1976 
über die Beseitigung polychlorierter Biphenyle und 
Terphenyle (3). 

182. Die Richtlinie 75/442/EWG sieht in Artikel 3 
vor: „Die Mitgliedstaaten treffen die geeigneten 
Maßnahmen, um die Einschränkung der Abfall-
bildung, die Verwertung und Umwandlung von 
Abfällen, die Gewinnung von Rohstoffen und gege-
benenfalls von Energie sowie alle anderen Verfah-
ren zur Wiederverwendung von Abfällen zu för-
dern." Ferner heißt es dort : „Sie unterrichten die 
Kommission rechtzeitig über die Entwürfe von 
Regelungen, die solche Maßnahmen zum Gegen-
stand haben, und insbesondere von jedem Entwurf 
einer Regelung für 

a) die Verwendung von Stoffen, deren Beseitigung 
technische Schwierigkeiten oder übermäßige 
Kosten verursachen könnte; 

b) die Förderung 

— der mengenmäßigen Verringerung bestimmter 
Abfälle, 

— der Aufbereitung von Abfällen im Hinblick 
auf ihre Verwertung und Wiederverwendung, 

— der Rückgewinnung von Rohstoffen und/ 
oder der Gewinnung von Energie aus bestimm-
ten Abfällen; 

c) die Verwendung bestimmter natürlicher Roh-
stoffe, einschließlich Energiequellen, in den Be-
reichen, in denen diese durch wiedergewonnene 
Stoffe ersetzt werden können." 

183. Die Kommission ist der Ansicht, daß das in 
Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie 75/442/EWG vor-
gesehene Verfahren lediglich eine einleitende Maß-
nahme zur Durchführung einer Aktion der Gemein-
schaft darstellt, durch die die Verbreitung schwer 
zu beseitigender Erzeugnisse verhindert, die Ver-
wertung und Wiederverwendung von Abfällen ge-
fördert und ganz allgemein die Verschwendung von 
bestimmten natürlichen Ressourcen und von Ener-
gie bekämpft werden soll. 

Sie behält sich vor, dem Rat zu gegebener Zeit unter 
Berücksichtigung der Entwicklung der Lage auf 
diesem Gebiet und der von den Mitgliedstaaten 
durchgeführten Experimente entsprechende Vor-
schläge zu unterbreiten. 

Der Rat hat auf seiner Tagung am 15. Juli 1976 von 
einer entsprechenden Erklärung der Kommission 
Kenntnis genommen. 

(x) ABl. Nr. L 194 vom 25. 7. 1975, S. 47. 
(2) ABl. Nr. L 194 vom 25. 7. 1975, S. 31. 
(3) ABl. Nr. L 108 vom 26. 4. 1976, S. 41. 
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184. Die Kommiss ion wird die D u r c h f ü h r u n g aller 
obengenann ten Rechtsak te des Rates for tse tzen . 
Generel l zielt die Akt ion der Gemeinschaf t auf 
dem Gebiet der Abfäl le auf M a ß n a h m e n zur För-
de rung u n d Verbesserung der V o r h a b e n zur Ver-
w e r t u n g und Wiede rve rwendung von Abfäl len ab 
sowie auf Unte r suchungen und M a ß n a h m e n zur 
Verh inde rung der Abfa l len ts tehung und zur Ge-
währ le i s tung der Beseitigung von nicht rückgewinn-
baren R ü c k s t ä n d e n ohne G e f ä h r d u n g des Menschen 
u n d der Umwel t . 

A. Die Verhinderung des Ents tehens von Abfal l 

185. Obgleich sich zahlreiche Industr iebetr iebe 
u n d Pr iva tpersonen bereits der No twend igke i t der 
B e k ä m p f u n g der Verschwenelung und der schonen-
den N u t z u n g der Ressourcen b e w u ß t sind, wird 
eine s tä rkere Berei tschaft fü r die no twend ige Durch -
f ü h r u n g der dami t ve rbundenen M a ß n a h m e n häufig 
noch durch die S t ruk tur und die Schwerfäl l igkeit 
der Invest i t ionen, die P lanung der Erzeugnisse und 
die Verb rauche rgewohnhe i t en verzögert . 

186. Eine Politik der Abfa l lwi r t schaf t m u ß unter 
Berücksicht igung der wir tschaf t l ichen und tech-
nischen Sachzwänge das Ziel haben , die En t s tehung 
d o n Abfal l zu vermeiden und da fü r Sorge zu t ragen, 
vaß die Stoffe auf allen Stufen der Hers te l lung und 
des Gebrauchs von Erzeugnissen so effizient wie 
möglich verwendet werden . Auf G r u n d dieser 
Akt ion sollte die Mögl ichkei t un tersucht werden , 
Subst i tu t ionss toffe f ü r besonders knappe oder im 
Laufe der Zeit k n a p p werdende Stoffe zu verwen-
d e n ; ferner sollten die Indust r iebet r iebe angeregt 
werden , Erzeugnisse so zu en twer fen und herzustel-
len, d a ß nicht nur eine Ve r schwendung vermieden, 
sondern auch die R ü c k g e w i n n u n g der Rohs to f fe 
erleichtert wird (Ausarbe i tung von Spezif ikat ionen, 
N o r m u n g , Ver längerung der Lebensdauer der 
Erzeugnisse usw.) . 

Die Kommiss ion wird diese Mögl ichkei ten mit Un-
te rs tü tzung des du rch den Beschluß 7 6 / 4 3 1 / E W G 
der Kommiss ion (]) eingesetzten Ausschusses f ü r 
Abfal l Wirtschaft untersuchen. 

B. Verwer tung und Wiederverwendung von 
Abfäl len 

187. Die bei der Verwer tung und Wiederverwen-
d u n g der Abfäl le au f t r e t enden Schwierigkeiten er-
geben sich aus dem Z u s a m m e n w i r k e n mehrerer 
Fak to ren , insbesondere aus fo lgenden : 

O ABl. Nr . L 115 vom 1. 5. 1976, S. 73. 

a) Unstabi ler M a r k t der Sekundär rohs to f fe u n d 
Unzulängl ichkei t und Unsicherhei t der Absatz-
märk te . 

Die N a c h f r a g e nach wiede rgewonnenen Stoffen 
unterl iegt kurzfr is t igen S c h w a n k u n g e n , die im 
Z u s a m m e n h a n g mit der Ver fügbarke i t der R o h -
stoffe und mit ihren Preisen s tehen. D a r a u s er-
geben sich beträcht l iche P re i s schwankungen f ü r 
Sekundär rohs to f fe , die die D u r c h f ü h r u n g von Pro-
g r a m m e n f ü r Invest i t ionen und technologische Ent-
wicklung seitens der Wiedergewinnungs indus t r i e 
schwierig gestal ten und den Init iat iven und dem 
guten Willen der k o m m u n a l e n Behörden ent-
gegenwirken. Diese Lage br ingt P rob leme f ü r 
die k o m m u n a l e n Behörden und fü r die Indust r ie 
mit sich. 

Die Sekundär rohs to f fe en tha l ten häufig Verun-
re inigungen, die eine kostspiel ige V o r b e h a n d l u n g 
und die A n w e n d u n g zusätzl icher Techn iken und 
Invest i t ionen erforder l ich m a c h e n ; dies f ü h r t 
zuweilen dazu , d a ß die Indust r ie bevozugt Pri-
mär rohs to f f e verwendet . A u ß e r d e m wird die 
V e r w e n d u n g von Sekundär rohs to f fen teilweise 
du rch die N o r m e n f ü r die Spezif ikat ionen der 
Erzeugnisse erschwer t . 

b) Mange l an präzisen Wir t scha f t sda ten , insbeson-
dere an Ergebnissen von Kos ten -Nu tzen -Ana-
lysen und Opt imie rungsmode l l en , die die opti-
malen Ver fahren (Verwer tung, Energ iegewinnung, 
Beseitigung) f ü r die N u t z u n g dieser Stoffe un ter 
Berücksicht igung der Wir tschaf t l ichkei t dieser 
Ver fahren , der en t s tehenden Organ i sa t ionskos ten , 
der sozialen Kosten infolge der Beeinträcht igung 
der Umwel t und der Abschä tzung der sozialen 
und wir tschaf t l ichen Auswi rkungen des über-
mäßigen Verb rauchs k n a p p e r Energiereserven 
angeben . 

c) Unzulängl iche Technolog ien der Wiedergewin-
nung , die eine wir tschaf t l iche R ü c k g e w i n n u n g 
ohne Beeint rächt igung der Umwel t nicht e rmög-
lichen. 

d) Die Schwierigkeit , die R ü c k g e w i n n u n g angesichts 
der Anzahl , der Vielfalt und der geographi -
schen Vertei lung der Betroffenen rentabel zu 
gestal ten. Die R ü c k g e w i n n u n g e r fo rde r t n ä m -
lich die Koord in ie rung und Mi ta rbe i t zahlreicher 
Beteiligter (Sammlung , Sort ieren, T r a n s p o r t , 
Behandlung und eigentliche Wiederve rwendung) . 
Diese organisa tor i sche Schwierigkeit ist beson-
ders bei der R ü c k g e w i n n u n g von Stoffen aus 
Hausha l t smül l festzustellen. 

188. Angesichts der in N u m m e r 187 e r w ä h n t e n 
Schwierigkeiten sollten die Behörden eine Reihe 
von Unte r suchungen d u r c h f ü h r e n und auf geeigne-
ter Ebene en t sp rechende M a ß n a h m e n ergreifen. 
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189. Gestütz t auf die S te l lungnahmen des Aus-
schusses fü r Abfa l lwi r t schaf t und — im Bereich 
der Forschung und En twick lung — auf die Arbei ten 
des Konzept ionsunterausschusses „ F o r s c h u n g u n d 
En twick lung — Grunds to f f e " des A W T F wird die 
Kommiss ion 

a) die Tät igkei ten aus füh ren , die ihr im R a h m e n der 
Richtl inie 7 5 / 4 4 2 / E W G (insbesondere in den 
Art ikeln 3 und 12) und der Richtl inie 75/439/ 
E W G (insbesondere in Artikel 15) zufa l len ; 

b) un te r suchen , wie eine Erwei te rung u n d eine bes-
sere Stabil i tät des M a r k t e s fü r Sekundä r roh -
stoffe geförder t werden k ö n n e n ; 

c) durch geeignete M a ß n a h m e n Abfa l lbörsen för -
d e r n ; 

d) Opt imie rungss tud ien und Kos ten -Nutzen -Ana-
lysen d u r c h f ü h r e n , die eine bessere Beurtei lung 
der Behandlungsar ten fü r die Abfäl le ermögli-
chen ; 

e) die Bereiche von Forschung und Entwick lung 
un te rsuchen , auf denen auf gemeinschaf t l icher 
Ebene eine Unters tü tzung und eine Koordinie-
rung erforder l ich s ind ; 

f) die Organisa t ionssys teme vergleichen, die eine 
opt imale Verwer tung insbesondere von gift igen 
und gefähr l ichen Abfäl len sicherstel len; 

g) die M a ß n a h m e n un te rsuchen , die die Behörden 
beispielsweise im Wege der öffent l ichen Auf t rags-
vergabe zur Verbesserung der Absa t zmärk te 
bes t immter Sekundär rohs to f fe ergreifen k ö n n e n ; 

h) gemeinsam mir den Mitgl iedstaaten im R a h m e n 
ihrer In fo rma t ionsmafsnahmen und der Politik 
der Unte r r ich tung und des Schutzes der Ver-
b raucher tä t ig werden , um das Bewußtsein der 
Öffent l ichkei t zu wecken und sie zur Mi ta rbe i t 
an Akt ionen anzuregen (z.B. durch In fo rmat ions -
k a m p a g n e n über die von bes t immten Industr ie-
bet r ieben u n d K o m m u n a l b e h ö r d e n ergriffenen 
Muster in i t ia t iven , durch die Verle ihung von 
Gemeinschaf t spre isen usw.) ; 

i) un te r suchen , wie die Unter r ich tung der Industr ie-
betr iebe über Angebot und Bedarf an Abfäl len, 
über einschlägige Forschungsarbe i ten in den 
Mitgl ieds taa ten (vgl. Titel IV Kapitel 3) sowie 
über die Risiken im Z u s a m m e n h a n g mit den in 
der Industr ie verwendeten Chemika l ien , die 
gegebenenfal ls in den Abfäl len auf t re ten können 
( D a t e n b a n k E C D I N ) , und generell über alle 
D a t e n bezüglich gefährl icher Abfäl le u n d Stoffe 
du rch eine Gemeinschaf t sak t ion verbessert 
werden könn te . 

— Eisenmetal le 

— Nichte isenmetal le 

— Papier 

— Glas 

— Kunsts toffe 

— G u m m i 

— Text i l ien 

— Altöl 

— bes t immte chemische Stoffe. 

191. An H a n d der Ergebnisse dieser Unte r suchun-
gen und unter Berücksicht igung der S te l lungnahme 
des Ausschusses f ü r Abfa l lwi r t schaf t wi rd die Kom-
mission dem Ra t geeignete Vorschläge unterbre i ten . 

C. Gefahrlose Beseitigung der nichtverwerteten Ab-
fälle 

192. Die Kommiss ion hat dem Ra t a m 28. Juli 
1976 einen Richt l in ienvorschlag über giftige und 
gefährl iche Abfäl le (*) vorgelegt. Im Bereich der 
Abfal lbesei t igung wird sie die in Teil II Titel I 
Kapitel 7 des A k t i o n s p r o g r a m m s 1973 e r w ä h n t e n 
Arbei ten sowie die Akt ionen , die sich aus den Richt-
linien 7 5 / 4 4 2 / E W G und 7 5 / 4 3 9 / E W G ergeben, 
f o r t f ü h r e n . 

193. Auße rdem wird sie nach Lösungen f ü r die 
Probleme im Z u s a m m e n h a n g mit dem Anfal l best im-
s t immter R ü c k s t ä n d e in der Pr imär indus t r ie suchen 
(Rücks tände aus der T i t and iox ide rzeugung , Berg-
bauabfä l l e usw.) . 

194. Sie wi rd in geeignetem R a h m e n die Prob leme 
der Ü b e r w a c h u n g der Ablagerung toxischer Erzeu-
gnisse sowie die Probleme der zivilrechtlichen H a f -
t u n g und der Vers icherung im Z u s a m m e n h a n g mit 
der Behandlung dieser Erzeugnisse un te rsuchen . 

Sonderfall der radioaktiven Abfälle 

195. Wie bereits in Titel II Kapitel 5 Abschni t t 2 
e r w ä h n t ist, werden einige Akt ionen , die sich auf 
die Energieerzeugung beziehen, von der Kom-
mission du rchge füh r t . D a r ü b e r h inaus ist das Pro-
g r a m m f ü r die Bewi r t schaf tung u n d Lagerung radio-
akt iver Abfäl le , das durch den Beschluß 75/406/ 
E u r a t o m (2) aufgestell t wurde , im Stadium der 
D u r c h f ü h r u n g . 

196. Die Kommiss ion wi rd a u ß e r d e m die Sonder-
p rob leme der Stillegung von K e r n k r a f t w e r k e n unter -
suchen. 

190. Die obengenann ten Arbei ten der Kommiss ion 
werden sich vordringl ich auf die nachs tehenden 
Stoffe e rs t recken: 

H ABl. Nr. C 194 vom 18. 9. 1976, S. 2. 
(2) ABl. Nr. L 178 vom 9. 7. 1975, S. 28. 
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197. Die dabei anfallenden Abfälle bestehen zum 
größten Teil aus Großkomponen ten und Beton-
s t rukturen, zu deren Abtragung, Dekontaminierung, 
Zerkleinerung, Transpor t usw. besondere Techniken 
erforderl ich sind. Für die Endlagerung müssen be-
sondere Anlagen geschaffen werden, die große 
Bauteile aufnehmen können, damit der Schutz gegen 
die Streuung der im Innern der Komponenten enthal-
tenen Radioaktivi tät gewährleistet ist. 

198. Auf Grund der Bevölkerungsdichte der Ge-
meinschaft sowie aus ästhetischen Gründen und 
im Hinblick auf die Wiederverwendung dieser Stand-
orte ist es erforderlich, die Standorte der stillgeleg-
ten Kernkraf twerke zu „reinigen". 

Die Probleme der Stillegung werden im Laufe der 
nächsten Jahrzehnte erheblich an Umfang zuneh-
men, wenn eine steigende Anzahl kommerzieller 
Anlagen das Ende der Betriebszeit erreicht. 

Die angewandten Verfahren der Stillegung können 
angesichts der entstehenden Kosten Auswirkungen 
auf die Entwicklung der Kernenergie haben und 
müssen ungeachtet der angewandten Technologien 
den Menschen und die Umwelt gleichermaßen 
schützen. 

b) Gegenüberstellung der auf dem Gebiet der Stil-
legung bestehenden oder in Entwicklung befind-
lichen Spezialtechniken im Hinblick auf ihre 
Beurteilung sowohl hinsichtlich des Schutzes der 
Menschen und der Umwelt als auch der Wirt-
schaftlichkeit. An H a n d der Ergebnisse wären 
die durchzuführenden Aktionen festzulegen; 

c) Gegenüberstellung der verfügbaren Studien und 
Erfahrungen bei der Abwicklung von Stillegungen 
sowie der verschiedenen in Frage kommenden 
Arten der Endlagerung radioaktiver Abfälle aus 
diesen St i l legungsmaßnahmen; 

d) Festlegung bestimmter Leitlinien für die Konzi-
pierung und den Betrieb von Kernanlagen zur 
Erleichterung einer späteren Stillegung; 

e) Festlegung von Leitlinien fü r die Stillegung von 
Kernanlagen, die die ersten Elemente einer dies-
bezüglichen Gemeinschaftspoli t ik darstellen 
könnten . 

201. Im Lichte der Ergebnisse dieser Arbeiten 
wird die Kommission dem Rat geeignete Vor-
schläge unterbrei ten. 

199. Angesichts der spezifischen Art dieser Fragen 
müssen gemeinsam Überlegungen angestellt und 
Versuche durchgeführ t werden, um ein technisches 
und wirtschaftliches Bestandsverzeichnis der kurz-
und langfristig ins Auge zu fassenden Aktionen zu 
erstellen; auf Grund dieses Verzeichnisses müssen 
die Aktionen best immt werden, die auf gemein-
schaftlicher Ebene durchgeführ t werden. 

200. Die Gemeinschaf t smaßnahmen könnten mit 
Hilfe nationaler Sachverständiger nach folgendem 
Schema durchgeführ t werden: 

a) Abschätzung der voraussichtlichen Mengen radio-
aktiver Abfälle verschiedener Kategorien aus 
der Stillegung von Kernanlagen; 

Abschnitt 3 

UMWELTPROBLEME INFOLGE DER 
VERKNAPPUNG BESTIMMTER NATÜRLICHER 

HILFSQUELLEN 

202. Außer den in Abschnitt 1 dieses Kapitels 
genannten Aktionen wird die Kommission die in 
Teil II Titel I Kapitel 2 des Akt ionsprogramms 1973 
vorgesehenen Arbeiten for t führen (1). 

i1) Die Kommiss ion hat bereits Untersuchungen über 
die Metal le der Platingruppe, über Quecksi lber, 
Fluor, Phosphate und Chrom durchgeführt . Unter-
suchungen des A W T F werden ebenfalls zu diesen 
Arbeiten beitragen. 

T I T E L IV 

ALLGEMEINE AKTIONEN Z U M S C H U T Z 
U N D ZUR VERBESSERUNG DER U M W E L T 

K A P I T E L 1 

B E U R T E I L U N G D E R A U S W I R K U N G E N A U F D I E U M W E L T 

203. Einer der wichtigsten Grundsätze der im Ak-
t ionsprogramm 1973 festgelegten Umweltpolit ik in 
der Gemeinschaft ist die Forderung eine präventive 
Politik zu verfolgen. „Die beste Umweltpol i t ik", 

so heißt es in diesem Programm, „besteht dar in , 
Umweltbelastungen von vornherein zu vermeiden, 
statt sie erst nachträglich in ihren Auswirkungen zu 
bekämpfen ." „Bei allen fachlichen Planungs- und 
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Entscheidungsprozessen", so heißt es weiter, „müs-
sen die Auswirkungen auf die Umwelt so früh wie 
möglich berücksichtigt werden. Die Umwelt... muß 
als eine Gegebenheit betrachtet werden, die von der 
Gestaltung und Förderung des menschlichen Fort-
schritts nicht zu trennen ist. Es ist infolgedessen not-
wendig, die Auswirkungen aller auf nationaler oder 
Gemeinschaftsebene getroffenen oder geplanten 
Maßnahmen auf die Lebensqualität und die natür-
liche Umwelt, soweit sie diese beeinträchtigen kön-
nen, abzuschätzen/' 

204. In diesem Zusammenhang ist ferner darauf 
hinzuweisen, daß der Rat bei der Verabschiedung 
des Aktionsprogramms 1973 davon Kenntnis ge-
nommen hatte, daß die Mitgliedstaaten entschlos-
sen sind, dafür Sorge zu tragen, daß sich die gegen-
wärtige, für die Regionen der Gemeinschaft in 
ihrer Gesamtheit gesehene Qualität der verschiede-
nen IJmweltmedicn nicht verschlechtert, wobei 
auch zu bedenken ist, daß bestimmte Verschmut-
zungen in vielen Fällen endgültigen oder nahezu 
endgültigen Charakter haben. In diesem Zusammen-
hang wird die Kommission die von ihr begonnenen 
Untersuchungen hinsichtlich der Mittel und Wege 
zur Verwirklichung dieser Leitlinie fortsetzen. 

205. Auf der Linie einer solchen präventiven Poli-
tik liegt eines der vom Rat festgelegten Ziele, und 
zwar die „verstärkte Berücksichtigung der Umwelt-
aspekte bei der Strukturplanung und Raumord-
nung". 

206. In den Mitgliedstaaten werden oft schon seit 
langem zahlreiche Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften sowie zahlreiche Verwaltungsverfahren 
angewandt, die eine gewisse Berücksichtigung der 
Auswirkungen bestimmter Sektoren auf die Umwelt 
ermöglichen. Außerdem haben einige Mitglied-
staaten, parallel zu einer T endenz, die sich in den Ver-
einigten Staaten und in anderen Industrieländern ab-
zeichnet, spezifische Bestimmungen eingeführt bzw. 
erörtert, die für bestimmte Planungen oder Vorha-

ben eine systematische Umweltverträglichkeitsprü-
fung zwingend vorschreiben. 

207. Die Anwendung von Umweltverträglichkeits-
prüfungen auf den entsprechenden Verwaltungs-
ebenen trägt der Notwendigkeit Rechnung, die im 
Aktionsprogramm 1973 festgelegten Ziele und 
Grundsätze einer Umweltpolitik in der Gemein-
schaft in die Tat umzusetzen. 

208. Zur Klärung der Frage, ob und inwieweit 
sich die Notwendigkeit einer Harmonisierung der 
einzelstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten stellt, und um festzustellen, ob ein solches Ver-
fahren auf Gemeinschaftsebene notwendig ist, wird 
die Kommission die erforderlichen Untersuchungen 
anstellen. Dabei wird sie die Modalitäten für die 
Anwendung der Umweltverträglichkeitsprüfung in 
der Gemeinschaft unter Berücksichtigung der den 
einzelnen Mitgliedstaaten eigenen administrativen 
Aspekte prüfen. 

Die Kommission wird in diese Prüfung alle sach-
lich gebotenen Aspekte, insbesondere die in den 
einzelstaatlichen Regelungen bereits enthaltenen 
Elemente einbeziehen (beispielsweise den Anwen-
dungsbereich der Verfahren, ihre Handhabung, Ge-
genstand und Kosten der Prüfungen), wobei sie 
sich von einzelstaatlichen Sachverständigen unter-
stützen läßt. 

209. Zu jedem Aspekt dieser Arbeiten wird die 
Kommission mögliche Alternativlösungen auf ihre 
Vorteile und Nachteile prüfen. Bei der Ausarbeitung 
ihrer Vorschläge trägt die Kommission soweit irgend 
möglich dafür Sorge, daß die vorgeschlagenen Ver-
fahren keine ungerechtfertigten Verzögerungen in 
den Investitionsprogrammen hervorrufen und die 
administrativen Planungs- und Genehmigungsver-
fahren nicht erschweren. 

Die Kommission wird nach Vorliegen der Unter-
suchungsergebnisse dem Rat geeignete Vorschläge 
unterbreiten. 

KAPITEL 2 

W I R T S C H A F T L I C H E A S P E K T E 

A. Einleitung 

210. Der Schutz und die Verbesserung der Umwelt 
(Raum, Umweltmedien und natürliche Ressourcen 
als Bestandteil des Lebensmilieus) müssen als 
Gegebenheiten angesehen werden, die mit der Gestal-
tung und der Förderung des menschlichen Fort-
schritts untrennbar verbunden sind. Eine Umwelt-
politik steht der wirtschaftlichen Entwicklung nicht 
entgegen. Wird eine solche Politik nicht durch-
geführt, so kann dies praktisch die Entwicklung 

bestimmter Wirtschaftstätigkeiten beeinträchtigen. 
Die Umweltpolitik soll ständig daran erinnern, daß 
die wirtschaftliche Entwicklung nicht auf Kosten 
dessen erfolgen darf, was den Menschen umgibt und 
sein Schicksal mitbestimmt, ob es sich dabei nun 
um die natürliche oder die von ihm selbst geschaf-
fene Umwelt handelt. 

211. Daher kann eine Umweltpolitik bestimmte 
Wirtschaftstätigkeiten beeinflussen, indem sie ihnen 
Beschränkungen auferlegt und maßvolle und kohä-
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rente strukturelle Veränderungen einführt. Die Not-
wendigkeit, für die Erneuerung abgebauter natür-
licher Ressourcen zu sorgen, führt zum Entstehen 
neuer Wirtschaftstätigkeiten und kann von der 
öffentlichen Hand im Rahmen ihrer Konjunktur-
politik genutzt werden. 

Umgekehrt erfordert der Einsatz einer Umwelt-
politik, daß ihre wirtschaftlichen und sozialen Impli-
kationen sorgsam bedacht und im Rahmen des 
Möglichen berücksichtigt werden. 

212. Die Kosten und der Nutzen der Maßnahmen 
zum Schutz und zur Verbesserung der Umwelt 
müssen ermittelt werden. Allerdings muß eine solche 
Ermittlung die langfristigen Wirkungen dieser Maß-
nahmen berücksichtigen und soziale Fakten einbe-
ziehen, die mitunter schwer zu quantifizieren sind. 

Die Kommission wird die in Teil II Titel I Kapitel 9 
des Aktionsprogramms 1973 genannten Arbeiten 
fortführen. In Zusammenarbeit mit einer Gruppe 
nationaler Sachverständiger sollen vorrangig die 
folgenden Arbeiten durchgeführt werden. 

B. Ermittlung der Umweltschutzkosten und der 
Vorteile, die aus der Verbesserung der Umwelt 
erwachsen 

a) Spezifische Vorschläge 

213. Im Aktionsprogramm 1973 wird festgestellt: 
„Umweltschutz und Verbesserung der Umwelt 
durch Berücksichtigung der Lebensqualität in den 
Entscheidungsprozessen und den Produktionsstruk-
turen sind zwangsläufig mit Kosten verbunden"; 
weiterhin heißt es: „Die öffentliche Hand muß 
diese Kosten genau abschätzen, um die wirtschaft-
lichen, finanziellen und sozialen Auswirkungen der 
anstehenden Entscheidungen beurteilen zu können 
und die Durchführungsmodalitäten darauf abzustel-
len." 

214. Wenn auch die Kosten der Maßnahmen zum 
Schutz und zur Verbesserung der Umwelt makro-
ökonomisch relativ gering sein mögen, so können 
sie sektoral für einen Industriezweig, ein Unterneh-
men, eine öffentliche Einrichtung, eine Körperschaft 
oder für Einzelpersonen doch bedeutend sein. Die 
Kommission wird in ihren Vorschlägen durch Ermitt-
lung der Kosten der vorgeschlagenen Maßnahmen 
die Auswirkungen der geplanten Maßnahmen auf 
mikroökonomischer Ebene und gegebenenfalls ihre 
Auswirkungen auf die Preise der betreffenden Er-
zeugnisse berücksichtigen; dabei wird sie den Ziel-
setzungen, den im Kampf gegen die Umweltver-
schmutzung erreichten Ergebnissen und der Fähig-

keit der betreffenden Unternehmen, öffentlichen 
Einrichtungen, Körperschaften oder Einzelperso-
nen, für diese Umweltkosten aufzukommen, Rech-
nung tragen. 

Die Kommission wird ferner prüfen, welche Aus-
wirkungen die in Betracht gezogenen Maßnahmen 
möglicherweise auf die internationale Wettbewerbs-
fähigkeit, die Entwicklung und die Beschäftigung 
haben. 

215. Bei einer Beurteilung der Vorteile der vorge-
schlagenen Maßnahmen wird es jedoch nicht immer 
möglich sein, diese Vorteile ohne Interpretation und 
Gewichtung zu den Kosten in Beziehung zu setzen. 
Zunächst wird es häufig vorkommen, daß die 
Verbesserung der Umweltqualität als Nutzeffekt der 
getroffenen Maßnahmen nicht in Geldwert ausge-
drückt werden kann, so daß ein direkter Vergleich 
dieses Nutzeffekts mit den Kosten der Maßnahme 
nicht möglich ist. Jedoch ist in einem solchen Fall 
der Einsatz eines gröberen Instruments, mit dem der 
Output oder der Nutzen der getroffenen Maßnahmen 
in realeren Werten gemessen werden kann, häufig 
möglich und sehr wertvoll. Zweitens kann man damit 
rechnen, daß die Durchführung von Maßnahmen 
zur Umweltverbesserung die Industrie generell dazu 
anreizen wird, weniger kostspielige Umweltschutz-
techniken zu entwickeln, so daß die Zahlen für die 
Umweltschutzkosten, die auf dem heutigen Stand 
der Technik basieren, im Verhältnis zu den lang-
fristigen Kosten gewöhnlich überschätzt werden. 

b) Methodologische und statistische Fragen 

216. Zur quantitativen Bewertung der mikroöko-
nomischen und der makroökonomischen Auswir-
kungen der Umweltpolitik müssen daher die im 
Rahmen des ersten Aktionsprogramms 1973 erar-
beiteten Methoden weiterentwickelt werden. Grund-
lage dieser Arbeiten sind die Angaben über die 
Umweltschutzkosten und die Bewertung des Nut-
zens, den die Gesellschaft aus der Qualität der 
Umwelt zieht. 

Was die Umweltschutzkosten betrifft, so ist die 
Kommission bestrebt, eine Bewertungsmethodik 
zu entwickeln, die gewährleistet, daß die von der 
Industrie wie von der öffentlichen Hand gelieferten 
Daten vergleichbar sind. 

217. Die Vorteile einer Umweltpolitik bestehen in 
einer Verringerung der Kosten, die die Gesellschaft 
für die Reinhaltung der Umwelt aufzubringen hat, 
und in einer Verbesserung, der Qualität der Umwelt. 
Dies in Geldwert auszudrücken, wirft äußerst 
komplexe Probleme auf, die wegen des zwangsläufig 
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subjekt iven Aspekts vieler relevanter Fak to ren be-
sonders schwer zu lösen sind. Es ist a lso wenig 
wahrschein l ich , d a ß in absehbare r Zeit befr iedigende 
M e t h o d e n f ü r die mone tä re Bewer tung entwickel t 
werden . T r o t z d e m sollte m a n sich weiter d a r u m 
b e m ü h e n , möglichst viele typische U m w e l t f a k t o r e n 
in eine neue Sozialstatistik bei der volkswir t schaf t -
l ichen Gesamt rechnung zu integrieren. 

218. M a n k a n n jedoch auch durch andere M e t h o -
den als die mone tä r e Bewer tung zu quan t i t a t iven 
D a t e n über die Qua l i t ä t der Umwel t gelangen, die 
als Grund l age fü r poli t ische Beschlüsse u n d deren 
Ergebniskont ro l le dienen können . Ind ika to ren f ü r 
die Umwel tqua l i t ä t , die bes t immte physikal ische, 
chemische oder biologische M e r k m a l e der Umwel t 
ob jek t iv messen, k ö n n e n solche In fo rma t ionen lie-
fe rn , ohne d a ß es er forder l ich ist, de ren Wer t in 
Geld auszudrücken . 

Die Kommiss ion wird daher un te r suchen , welche 
Ind ika to ren in den Mi tg l ieds taa ten bereits benutz t 
oder en twicke l t werden und ob sich ein gemeinsames 
System von Ind ika to ren fü r besondere Charak te r i -
stika u n d f ü r die al lgemeine Qua l i t ä t der Umwel t 
fest legen läßt . 

Des weiteren wi rd die Konimiss ion die Z w e c k m ä ß i g -
keit eines s tändigen G e m e i n s c h a f t s p r o g r a m m s f ü r 
regelmäßige Umwel ts ta t i s t iken un te rsuchen . Ein 
solches P r o g r a m m könn te auch dazu bei t ragen, die 
in den Mi tg l ieds taa ten entwickel ten Systeme der 
Umwel ts ta t i s t ik un te re inander wie auch mit dem 
System der Vereinten N a t i o n e n vere inbar zu ma-
chen. 

Ausgehend von diesen Unte rsuchungen wi rd die 
Kommiss ion dem Rat en t sprechende M a ß n a h m e n 
vorschlagen. 

c) Wirksamkeit wirtschaftlicher Instrumente 

219. Die Kommiss ion wird die im R a h m e n des 
A k t i o n s p r o g r a m m s 1973 begonnenen Unte r suchun-
gen über die Wi rksamke i t wir tschaf t l icher Instru-
mente , die zur B e k ä m p f u n g der Umwel tver -
schmutzung eingesetzt werden k ö n n e n , for tse tzen . 
Dabe i wird die Kommiss ion die wahrscheinl ichen 
Folgen der verschiedenen Mögl ichke i ten fü r die 
Zielsetzungen und Ins t rumente auf dem Gebiet 

des Umwel tschutzes p rü fen , u m ihre Wirksamke i t im 
Hinbl ick auf die Ziele des vor l iegenden Akt ions-
p r o g r a m m s und das Funkt ion ie ren des Gemeinsa-
men M a r k t e s zu beurtei len. 

C. Das Verursacherprinzip 

220. Im R a h m e n des A k t i o n s p r o g r a m m s 1973 
ha t der Ra t a m 3. M ä r z 1975 die E m p f e h r u n g 75/ 
4 3 6 / E u r a t o m , E G K S , E W G über die Kostenzu-
rechnung und die In tervent ion der öffent l ichen 
H a n d bei U m w e l t s c h u t z m a ß n a h m e n (x) ange-
n o m m e n , in der die Regeln f ü r die prak t i sche An-
w e n d u n g des Verursacherpr inz ips beschrieben sind. 

221. Z u einzelnen Aspekten der A n w e n d u n g 
dieses Prinzips bedarf es noch weiterer Überle-
gungen u n d Unte r suchungen , die die Kommiss ion 
in Verb indung mit einer G r u p p e von Wir t schaf t s -
sachvers tändigen vo r nehmen wird . Diese Aspekte 
umfassen unter ande rem die Ausarbe i tung der 
Bes t immungen der Empfeh lung 7 5 / 4 3 6 / E u r a t o m , 
E G K S , E W G in bezug auf die H a r m o n i s i e r u n g der 
Ins t rumente , im besonderen hinsichtlich des Funk-
t ionierens von Abgabenrege lungen . Dabe i geht 
es auch u m die A n w e n d u n g des Prinzips auf Verur-
sacher , die umwel tbe las t ende Tä t igke i ten aus-
üben , die ein Gebiet betreffen, das sich über mehrere 
Staaten erstreckt . 

D. Förderung von Maßnahmen zur Verbesserung 
der Umwelt 

222. Z w a r wi rd in dem A k t i o n s p r o g r a m m 1973 
besonderer W e r t auf die E i n d ä m m u n g der Um-
wel tbe las tungen gelegt, doch es wi rd dar in auch 
eine Reihe von M a ß n a h m e n zur Verbesserung der 
Umwel tqua l i t ä t angegeben, auf die das Verur-
sacherpr inz ip als solches keine A n w e n d u n g fin-
det. 

Hinsicht l ich dieser M a ß n a h m e n ist zu p rü fen , 
ob Kriterien f ü r die Z u r e c h n u n g der mit diesen 
M a ß n a h m e n ve rbundenen Kosten e ingeführ t wer-
den sollten. 

(!) ABl. Nr. L 194 vom 25. 7. 1975, S. 1. 

KAPITEL 3 

VERBREITUNG DER KENNTNISSE AUF DEM GEBIET DES UMWELTSCHUTZES 

223. Die Gemeinschaf t und die Mitg l ieds taa ten 
füh ren zur Zeit umfassende Arbei ten zur Bereit-
stellung von S t ruk turen durch , die die f ü r die Ver-
wirk l ichung der U m w e l t s c h u t z p r o g r a m m e no twen-
digen wissenschaf t l ichen, technischen und wirt-

schaft l ichen In fo rma t ionen liefern k ö n n e n . D a 
diese Init iativen noch verhä l tn i smäßig neu sind 
und da zahlreiche Übere ins t immungen zwischen 
dem In fo rmat ionsbedar f der einzelnen Länder 
und den zu seiner Deckung geplanten Lösungen 



13. 6. 77 Amtsblat t der Europäischen Gemeinschaften Nr . C 139/39 

zu verzeichnen sind, erscheint eine breiter ange-
legte Koordinierungsakt ion auf Gemeinschafts-
ebene wünschenswert und verhältnismäßig leicht 
durchführbar . 

224. Mit Hilfe dieser Koordinierung ist es möglich, 
zu geringeren Kosten Informat ionen zu erfassen 
und zu verarbeiten, die darüber hinaus insgesamt 
oder teilweise einen Beitrag der Gemeinschaft 
zu den im Rahmen des UN EP vorgesehenen In-
formationssystemen und zu anderen gleichartigen 
internationalen Systemen darstellen können. In 
diesem Z u s a m m e n h a n g stellt die Entscheidung 
76 /161 /EWG des Rates vom 8. Dezember 1975 
zur Einführung eines gemeinsamen Verfahrens für 
die Anlage und Fortschreibung eines Bestandsver-
zeichnisses der Informationsquellen auf dem Ge-
biet des Umweltschutzes in der Gemeinschaft i1) 
einen ersten bedeutenden Schritt auf dem Wege 
zur Verwirklichung dieser Koordinierung dar. 
Die Anwendung dieser Entscheidung wird im Laufe 
der nächsten Jahre eine der entscheidenden Auf-
gaben der Mitgliedstaaten und der Kommission 
auf diesem Gebiet darstellen. 

225. Darüber hinaus wird die Kommission im 
Benehmen mit dem Ausschuß für Wissenschaft-
liche und Technische Informat ion und Dokumen-
tation (AWTID) und der Sachverständigengruppe 
für die Vertretung der Interessen der Benutzer 
von Umwel t informat ionen, die im Teil II Titel I 
Kapitel 11 des Akt ionsprogramms 1973 vorge-
sehenen Studien und Aktionen fortsetzen. 

Die Kommission wird vorrangig folgende Aufga-
ben du rch führen : 

a) Bestandsverzeichnis der Informationsquellen 

226. Gemäß der Entscheidung 76 161/EWG wird 
so bald wie möglich eine erste Version des Be-
standsverzeichnisses der Informationsquel len auf 
dem Gebiet des Umweltschutzes in der Gemein-
schaft (Dokumentat ionsdienste , Fai hzentren, For-
schungsvorhaben) auf Magnetband zur Verfügung 
gestellt. Die Kommission wird in Zusammenarbe i t 
mit den Mitgliedstaaten geeignete M a ß n a h m e n 
ergreifen, u m : 

— ein dezentralisiertes leistungsfähiges Referenz-
system aufzubauen, durch das der Benutzer 
Zugang zu allen Quellen hat . die im Besitz 
der von ihm benötigten Informationen sind; 

— Veröffentlichung eines Teils oder gegebenen-
falls des gesamten vorgenannten Bestandsver-
zeichnisses ; 

— Sicherstellung des Beitrags der Gemeinschaft 
zu dem im Rahmen des UNI P geschaffenen 
Internationalen Referenzsystems (IRS). 

Schließlich wird die Kommission dem Rat geeignete 
Vorschläge über eine etwaige Tei lnahme der Ge-
meinschaft als regionaler oder sektoraler Sammel-
punkt des IRS unterbreiten. 

b) Aufbau eines in sich geschlossenen Systems von 
Informationsdiensten 

227. Gemäß dem Beschluß 75 /200 /EWG des 
Rates vom 18. März 1975 zur Festlegung eines 
ersten Dreijahres-Aktionsplanes fü r wissenschaft-
lich-technische Informat ion und Dokumenta t ion (2) 
wird das E U R O N E T seinen Benutzern ein 
System vielfältiger, automatisch abrufbare r Daten-
bestände zur Verfügung stellen, die von den wich-
tigsten weltweiten Schnellinformationsdiensten (Che-
mical Abstracts, Biological Abstracts usw.) pro-
duziert oder im Rahmen der Gemeinschaft erstellt 
werden. 

Diese automatisch abrufbaren Bestände enthal ten 
eine große Zahl wichtiger Dokumente über die ein-
zelnen Disziplinen, die für den Umweltschutz von 
Interesse sind. 

Neben diesen automatisier ten Diensten muß der 
Benutzer über faktuelle oder dokumentar ische 
numerische Daten verfügen können, die von den 
nat ionalen, gemeinschaftlichen oder anderen beste-
henden oder noch zu schaffenden Diensten er-
faßt werden, die aber, da sie nicht automatisiert 
sind, nicht in das E U R O N E T einbezogen werden 
können. 

Die Kommission wird die notwendigen Pilotstu-
dien und -versuche durchführen , um den mit der 
Kontrolle, der Betreuung und der Verbesserung 
der Umwelt befaßten Stellen den bestmöglichen 
Einsatz der automatisierten und der nicht au toma-
tisierten Informationsquellen zu sichern. 

Diese Studien sollen insbesondere folgende Be-
reiche umfassen: 

— eine genaue Definition des Bedarfs der ver-
schiedenen Benutzerkategorien; 

— die Struktur und den Inhalt der verschiedenen 
Informationsquel len, zu denen sie Zugang ha-
ben ; 

— neu vorzusehende oder zu fördernde Funk-
t ionen, wie z.B. Funktionen der Informations-
analyse ; 

— die auf einer dezentralisierten Grundlage auf-
zubauenden Strukturen zur Erleichterung des 
Zugangs zu diesen Diensten über die verant-
wortl ichen nationalen Zentren. 

c) Informationssystem über Rechtsvorschriften auf 
dem Gebiet des Umweltschutzes 

228. Die Kommission wird dem Rat auf Grund 
der Ergebnisse der laufenden Pilotphase geeignete 
Vorschläge zur Schaffung eines Informations-
systems über nationale und gemeinschaftliche Rechts-
vorschriften im Bereich des Umweltschutzes über-
mitteln. Dieses System muß mit dem für alle ge-
meinschaftl ichen Rechtsvorschrif ten vorgesehe-

( l) ABl. N r . L 31 vom 5. 2. 19 6, S. 8 (2) ABl. N r . L 100 vom 21. 4. 1975, S. 26. 
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nen allgemeinen System (System CELEX) und 
mit dem gegenwärtig im Rahmen der Internationalen 
Vereinigung zur Erhaltung der Natur in Zusam-
menarbeit mit dem UNEP aufgebauten inter-
nationalen System vereinbar sein. 

d) Analyse der Technologie zur Bekämpfung der 
Umweltverschmutzung 

229. Eine von der Kommission finanzierte Stu-
die hat die Probleme aufgezeigt, die durch die Er-
fassung und Analyse der neuesten Informationen 
über die verschiedenen Verfahren und Ausrüstungen 
aufgeworfen werden, mit deren Hilfe die Gefah-
ren der Umweltverschmutzung bekämpft oder auf 
die geringstmöglichen Kosten reduziert werden 
können. 

Die Schaffung eines Europäischen Zentrums zur 
Analyse der Informationen über diese Technolo-
gien scheint zugunsten eines auf dem Austausch 
von Informationen zwischen den verstreuten Dienst-
stellen der Mitgliedstaaten basierenden Systems 
aufgegeben werden zu müssen. Die Kommission 
wird die Verwirklichung, und das Funktionieren 
dieses Sondernetzes untersuchen, das auf die An-
wendung des vorliegenden Akionsprogramms und 
anderer Rechtsakte des Rates sowie insbesondere 
auf die Suche nach den „besten verfügbaren tech-
nischen Hilfsmitteln" im Rahmen der Durchfüh-
rung der Richtlinie 76/464/EWG (Artikel 6 Ab-
satz 1 dritter Unterabsat/.) ausgerichtet sein sollte. 

Sie wird dem Rat Vorschläge über die für die Ver-
wirklichung dieses Sondernetzes einzuführenden 
praktischen Modalitäten vorlegen. 

e) Informationssystem über Konferenzen 

230. Die Kommission wird dem Rat auf Grund 
der Ergebnisse der laufenden Pilotstudien Vor-
schläge über die eventuelle Schaffung eines spe-
zialisierten Informationsnetzes für Kongresse und 
Konferenzen über Umweltfragen vorlegen, in das 
auch die in den Mitgliedstaaten derzeit bestehenden 
Systeme dieser Art einbezogen werden und das 
mit ähnlichen Systemen, die gegenwärtig in einer 
Reihe von Drittländern und auf internationaler 
Ebene bestehen, zusammenarbeiten könnte. 

f) Datenbank für Umweltchemikalien 

231. Die Kommission wird in Zusammenarbeit 
mit nationalen Sachverständigen das Pilotvorha-
ben ECDIN bewerten, das zur Zeit im Rahmen 
des durch den Beschluß 73/174/EWG (vgl. Num-
mer 232) festgelegten Forschungsprogramms durch-
geführt wird und das in das IRS integriert werden 
wird. Sie wird an Hand dieser Bewertung die 
Schaffung und den Betrieb einer operationeilen 
Datenbank untersuchen und dem Rat gegebenen-
falls die Einführung eines derartigen Systems vor-
schlagen. 

KAPITEL 4 

FORSCHUNGSAKTIONEN AUF DEM GEBIET DES UMWELTSCHUTZES 

Das Forschungsprogramm, das im Wege von di-
rekten und indirekten Aktionen durchgeführt wird, 
soll das Aktionsprogramm der Gemeinschaften 
für den Umweltschutz unterstützen. 

232. Die in der Anstalt Ispra der Gemeinsamen 
Forschungstelle durchgeführten direkten Aktio-
nen waren Gegenstand des Beschlusses 73/126/ 
EWG (1), des Beschlusses 73/174/EWG (2) und 
des Beschlusses 75/514/EWG (3). Diese Arbeiten, 
die am 31. Dezember 1976 beendet wurden, er-
streckten sich auf folgende Themen: 

— Analyse und Überwachung (insbesondere Ent-
wicklung einer Vielfachbestimmungseinheit, Un-
tersuchungen über die Fernerkundung und über 

(!) ABl. Nr. L 153 vom 9. 6. 1973, S. 11. 
(2) ABl. Nr. L 189 vom 11. 7. 1973, S. 30. 
(3) ABl. Nr. L 231 vom 2. 9. 1975, S. 19. 

Messungen von Schadstoffen, Errichtung einer 
Datenbank für chemische Stoffe), 

— Verbleibe und Wirkung von Schadstoffen (na-
mentlich Studien über Bioindikatoren der Was-
serverschmutzung, über die genetische Toxi-
zität und über die Biotelemetrie subakuter to-
xischer Wirkungen bei Labortieren), 

— Modelluntersuchungen über die fortschreitende 
Eutrophierung eines Alpensees und über die 
Luftverschmutzung mit Hilfe der Systemana-
lyse, 

— theoretische Studien über die Wasseraufwär-
mung und über die oxydativ-katalytische Was-
serreinigung, 

— Optimierung der Betriebsweise der Datenbank 
für Umweltchemikalien, 

— Festlegung von Kriterien für die Umweltver-
träglichkeit neuer Industrieprodukte (Umwelt-
Gütezeichen, Beurteilung und technische Tests), 
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— Untersuchung der Wärmebilanz eines Stadt-
systems. 

233. Die Kommission hat dem Rat am 11. Mai 1976 
einen Vorschlag zu einem Mehrjahresforschungs-
programm der Gemeinsamen Forschungsstelle 
(1977—1980) übermittelt, in dem auch eine Ak-
tion betreffend den Umweltschutz und die 
Ressourcen enthalten ist. 

234. Am 18. Juni 1973 hat der Rat den Beschluß 
73/180/EWG zur Festlegung eines Forschungs-
programms der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft auf dem Gebiet des Umweltschutzes (In-
direkte Aktion) (x) angenommen. Dieses Programm, 
das am 31. Dezember 1975 ausgelaufen ist, er-
streckte sich auf die folgenden Themen: 

— Errichtung einer Datenbank für Umweltchemi-
kalien, 

— Schadwirkung von Blei, 

— Epidemiologische Erhebungen über die Wir-
kungen der Luft- und Wasserverschmutzung, 

— Wirkungen von MikroVerunreinigungen auf den 
Menschen, 

— Erforschung der ökologischen Wirkungen von 
Wasserschadstoffen, 

— Fernmessung der Luftverschmutzung. 

235. Am 15. März 1976 hat der Rat den Be-
schluß 76/311/EWG zur Festlegung eines For-
schungsprogramms (1976—1980) für die Europä-
ische Wirtschaftsgemeinschaft auf dem Gebiet des 

i1) ABl. Nr. L 189 vom 11. 7. 1973, S. 43. 

Umweltschutzes (Indirekte Aktion) (2) (3) ange-
nommen. Dieses Programm, das ab dem 1. Ja-
nuar 1976 für einen Zeitraum von fünf Jahren gilt, 
erstreckt sich auf die folgenden Gebiete: 

— Forschungsarbeiten zur Festlegung von Kri-
terien (Beziehungen zwischen Einwirkung und 
Folgen) für Schmutzstoffe und potentiell to-
xische Chemikalien, 

— Forschungs- und Entwicklungsarbeiten im Zu-
sammenhang mit dem Informationsmanagement 
auf dem Gebiet des Umweltschutzes unter be-
sonderer Berücksichtigung der Chemikalien, 
die eine Umweltgefährdung darstellen (Pro-
jekt ECDIN), 

— Forschungs- und Entwicklungsarbeiten zur Ver-
ringerung und Verhütung von Verunreinigun-
gen und Umweltbelastungen einschließlich der 
Anwendung von „sauberen" Technologien, 

— Forschungs- und Entwicklungsarbeiten im Be-
reich des Schutzes und der Verbesserung der 
natürlichen Umwelt. 

(2) ABl. Nr. L 74 vom 20. 3. 1976, S. 36. 
(3) Der Rat hat außerdem am 15. März 1976 ein Fünf-

jahres-Forschungsprogramm auf dem Gebiet des 
Strahlenschutzes genehmigt, dessen Ziel es ist, „die 
zur objektiven Beurteilung der Wirkungen und Ge-
fahren ionisierender Strahlungen im Hinblick auf 
den einzelnen, die Bevölkerung und die Pflanzen-
und Tierwelt erforderlichen Kenntnisse zu vervoll-
ständigen, zu erweitern und zu vertiefen". Das 
Programm umfaßt somit bestimmte Forschungs-
aspekte, die sich auf den Umweltschutz beziehen. 
Es sieht insbesondere eine Festlegung der Fälle vor, 
in denen die Umwelt und die Bestandteile, die die 
Umwelt bilden, durch eine etwaige radioaktive 
Kontaminierung oder durch Strahleneinwirkung eine 
unzulässige Änderung erfahren; ferner sollen die 
Methoden ausgearbeitet werden, mit denen solche 
Änderungen vermieden werden können (Beschluß 
76/309/Euratom — ABl. Nr. L 74 vom 20. 3. 1976, 
S. 32). 

KAPITEL 5 

AUFKLÄRUNG UND AUSBILDUNG IN UMWELTFRAGEN 

236. „Der Umweltschutz ist Sache eines jeden 
in der Gemeinschaft, und seine Bedeutung muß 
daher der Öffentlichkeit zum Bewußtsein gebracht 
werden. Der Erfolg einer Umweltpolitik setzt 
voraus, daß alle Gruppen der Bevölkerung und alle 
sozialen Kräfte in der Gemeinschaft dazu bei-
tragen, die Umwelt zu schützen und zu verbes-
sern. Dazu gehört, daß auf allen Ebenen eine stän-
dige und eingehende Unterweisung erfolgt, damit 
jeder in der Gemeinschaft sich des Problems be-
wußt wird und seine Verantwortung gegenüber 
den kommenden Generationen voll und ganz über-
nimmt" (vgl. Nummer 21). 

237. Die Kommission wird ihre seit 1973 lau-
fenden Bemühungen zur Verwirklichung dieses 

wichtigen Grundsatzes forsetzen. Sie wird die in 
den zuständigen internationalen Organisationen 
durchgeführten Arbeiten berücksichtigen. Sie wird 
demnach auch weiterhin die in Teil II Titel II 
Kapitel 6 des Aktionsprogramms 1973 vorgese-
henen Aktionen gemäß den dort vorgesehenen 
Leitlinien durchführen, und zwar insbesondere: 

— die regelmäßige Publikation von Berichten 
über den Zustand der Umwelt in der Gemein-
schaft; 

— die Ausarbeitung pädagogischer Unterlagen für 
Primär- und Sekundarschullebrer und von im 
Primarschulunterricht verwendbarem Material; 
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— die Unters tützung der Gemeinschaft für die 
auf Hochschulebene durchgeführ ten Arbei ten; 

— die Zusammenarbe i t mit nichtstaatlichen na-
t ionalen und europäischen Organisat ionen, wie 
Europäischen Umwel tbüro . 

Darüber hinaus wird die Kommission die nachste-
hend angegebenen neuen Aktionen in Angriff 
nehmen. 

a) Allgemeinverständliche Publikation von Studien 

238. Die Kommission führ t jedes Jahr selbst oder 
im Vertragswege eine Reihe von Studien auf dem 
Gebiet des Schutzes und der Verbesserung der 
Umwelt durch. Ein Teil dieser Studien ist tech-
nischer Art und interessiert demzufolge nur einen 
begrenzten Kreis (a). 

Andere Studien sind wiederum weit über die Fach-
kreise hinaus von Interesse. Um eine größere Ver-
breitung dieser Studien sicherzustellen und um 
die zahlreichen Anfragen zufriedenzustellen, die 
ihr zugehen, wird die Kommission in Z u k u n f t 
allgemeinverständliche Versionen dieser Studien 
veröffentlichen. 

b) Einrichtung eines Erfahrungsaustauschs zwischen 
Modellgrundschulen 

239. Zur Unterstützung der bereits angelaufenen 
Aktionen zur Ausarbei tung pädagogischer Unter-
lagen für Primär- und Sekundarschullehrer und von 
Mater ia l für den Grundschulunterr icht wird die 
Kommission einen Erfahrungsaustausch zwischen 
Modellgrundschulcn einrichten. 

c) Aktionen zur Förderung der Beteiligung der 
breiten Öffentlichkeit am Schutz und der Ver-
besserung der Umwelt 

240. Für die Aufklärung der breiten Öffentlich-
keit iiber Umweltprobleme ist eine objektive und 
umfassende Informat ion unbedingt notwendig. 

Die ( iemeinschaft wird einen Beitrag zu den Be-
mühungen der Mitgliedstaaten um eine aktive 
Beteiligung der Bevölkerung an den Problemen 
des Schutzes unt! der Verbesserung der Umwelt 
leisten, indem sie an der Durchführung bestimmter 
Aktionen mi twirk t ; hier/u gehören: 

(*) Die Schlußber ichte dieser Studien werden von der 
Kommiss ion im al lgemeinen in der Schri f tenreihe 
„ I mwel t und Lebensqua l i t ä t " veröffent l icht . 

— die einzelstaatlichen Kampagnen zur aktiven 
Beteiligung der Bevölkerung an der Wiederge-
winnung, an der Rückführung und an anderen 
M a ß n a h m e n zur Einsparung best immter na-
türlicher Hilfsquellen (z.B. im Bereich Ab-
fallwirtschaft und der Wasserwirtschaft) , ins-
besondere als Beitrag der Gemeinschaft zu den 
Zielen des Internationalen Umwelttages (5. 
Juni ) ; 

— Wettbewerbe aller Art, die einen Beitrag zu 
einem besseren Verständnis der Probleme leisten 
und einen persönlichen Einsatz im Kampf um 
eine bessere Umwelt bewirken sollen: Foto-
grafie- und Zeichenwettbewerbe, Preisaus-
schreiben für eigenständige Vorstellungen zur 
Lösung von Problemen technischer, wirtschaftli-
cher oder politischer Art auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes usw. 

d) Spezifische Informationsaktionen 

241. In dem Maße , wie eine Aktion auf Gemein-
schaftsebene zweckmäßig erscheinen sollte, wird 
die Gemeinschaft neben ihren allgemeinen Ar-
beiten im Bereich der Informat ion und der Auf-
klärung spezifische Aktionen durchführen . Im 
Laufe des von diesem Programm erfaßten Zeit-
raums werden sich diese spezifischen Aktionen 
auf die folgenden Vorhaben erstrecken: 

•— Entwerfen einer Serie von europäischen Brief-
marken, die verschiedene Aspekte der Lebens-
quali tät darstellen, im Einverständnis mit den 
Postverwaltungen der Mitgl iedstaaten; 

— Schaffung von Elementen einer europäischen 
Wanderausstel lung über die Umweltprobleme 
und die Lösungen, die die Gemeinschaft an-
wenden kann und anzuwenden beabsichtigt . 
Die Elemente dieser Ausstellung können in 
erster Linie in den Mitgliedstaaten und in 
zweiter Linie dann verwendet werden, wenn 
es sich darum handelt , einen Beitrag der Gemein-
schaft zu ähnlichen Ausstellungen oder Veranstal-
tungen außerhalb der Mitgliedstaaten zu lei-
s ten; 

— noch stärkere Aufklärung der Berufsgruppen, 
insbesondere über die schädlichen Auswirkungen 
und die Verbesserung der Einsatzbedingungen 
best immter, bei der Ausübung ihrer Berufe 
verwendeter Produkte , über die Auswirkungen 
best immter beruflicher Techniken auf die Um-
welt und generell über alle Aktionen, die — 
bei gleichem und zeitweise sogar höherem Er-
trag — zur Vermeidung bestimmter Umwelt-
schäden und zur Verbesserung der Umwelt 
durchgeführ t werden können. 

e) Einführung von Umweltgütesiegeln 

242. Von einer geeigneten Stelle könnte Pro-
dukten, die bestimmten Kriterien entsprechen, 
ein Umweltgütesiegel verliehen werden. Auf diese 
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Weise k ö n n t e der Verb raucher Erzeugnisse w ä h -
len, deren P r o d u k t i o n und Benutzung nur eine 
minimale Unwei tve r schmutzung und Verschwen-
d u n g bedeu ten (das heißt Erzeugnisse, die bei der 
Hers te l lung weniger Verunre in igungen verursa-
c h e n ; Erzeugnisse, die weniger Energie u n d we-
niger nicht e rneue rba re Rohs tof fe v e r b r a u c h e n ; 
Erzeugnisse, de ren Abfal l weniger Prob leme hin-
sichtlich der Beseit igung stel l t ; Erzeugnisse, die 
mehr e rneue rba re Rohs to f fe en tha l t en ) ; du rch 
die s tä rkere N a c h f r a g e der Verb rauche r w ü r d e n 
mehr Erzeugnisse auf den M a r k t gebrach t , die 
diesen Kriterien en tsprechen . Diese Aufgabe ist 
nicht ausschl ießl ich der Gemeinschaf t vorbeha l -
ten . D o c h sprechen der U m f a n g der d u r c h z u f ü h -
renden Arbei ten , das größere Gewich t eines mul-
t ina t iona len Systems sowie die Hemmnisse , die 
du rch unterschiedl iche na t iona le Systeme f ü r das 
Funk t ion ie ren des Geme insamen M a r k t e s ents te-
hen k ö n n t e n , f ü r ein gemeinschaf t l iches Angehen 
dieses Prob lems . 

Mi t Un te r s tü tzung der zus tändigen G r u p p e n ein-
zelstaat l icher Sachvers tändiger (zum Beispiel des 
Ausschusses f ü r Abfa l lwi r t schaf t u n d des Be-
ra t enden Verbraucherausschusses) wi rd die Kom-
mission alle Fragen im Z u s a m m e n h a n g mit der 
E i n f ü h r u n g eines Systems eines Umweltgütesiegels 
un te r suchen . Sie wi rd zunächs t ein Bestandsver-
zeichnis der Systeme, M a ß n a h m e n , Pro jekte usw. 
aufstel len, die bereits in der Gemeinschaf t oder 
auße rha lb der Gemeinscha f t bes tehen und diese 
Gegebenhei ten nach M a ß g a b e der technischen 
Mögl ichke i ten u n d des wi r t schaf t l i chen u n d so-
zialen Nu tzens analysieren. Auf dieser G r u n d -
lage w i rd sie die Mögl ichke i t u n d Zweckd ien -
lichkeit der Schaf fung eines solchen Systems f ü r 
bes t immte G r u p p e n von Erzeugnissen un te r su-
chen. Sie wi rd die Ergebnisse dieser Arbei ten 
dem Ra t un te rbre i ten u n d ihm gegebenenfal ls ent-
sprechende Vorschläge vorlegen. 

KAPITEL 6 

EUROPÄISCHE STIFTUNG FÜR DIE VERBESSERUNG DER LEBENS-
UND ARBEITSBEDINGUNGEN 

243. Das A k t i o n s p r o g r a m m 1973 sieht in Teil II 
Titel II Kapitel 5 die G r ü n d u n g einer Europä i schen 
St i f tung f ü r die Verbesserung der Lebens- und Ar-
be i t sbedingungen vor . Diese St i f tung, deren Sitz 
in I r land ist, wu rde du rch die Vei Ordnung (EWG) 
Nr . 1365/75 des Rates vom 26. Mai 1975 (*) be-
gründe t . Sie ha t inzwischen ihre Tä t igke i t aufge-
n o m m e n . 

244. „Die St i f tung ha t die Aufgabe , zur Konzi-
p ie rung u n d Schaf fung besserer Lebens-
u n d Arbe i t sbed ingungen du rch eine Ak t ion 
zur F ö r d e r u n g u n d Verbre i tung von Kennt -
nissen beizut ragen, die geeignet s ind, diese 
En twick lung zu un te rs tü tzen . 

245. Im Hinbl ick darauf obliegt es der St i f tung, 
auf G r u n d prakt i scher E r f ah rungen die Über-
legungen zur mittel- und langfr is t igen Ver-
besserung der Lebensverhal tnisse u n d der 
Arbe i t sbed ingungen zu entwickeln und zu 
vert iefen und Ä n d e r u n g s t a k t o r e n festzu-
stellen. Bei der Er fü l lung ihrer Aufgaben be-
rücksicht ig t sie die Politik der Gemein-
schaf t in diesen Bereichen und unter r ich te t 
die O r g a n e der Gemeinschaf t über die in 
Betracht k o m m e n d e n Ziele u n d Ausrich-

te ABl. Nr. L 139 vom 30. 5. 1975, S. 1. 

t ungen , indem sie ihnen insbesondere wis-
senschaf t l iche Kenntnisse u n d technische Da-
t en mitteil t . 

246. Im Bereich der Verbesse rung der Lebens-
verhäl tnisse und der Arbe i t sbedingungen be-
faß t sie sich insbesondere mit nachs tehen-
den Fragen, wobe i sie sich b e m ü h t , eine 
P r io r i t ä t eno rdnung aufzus te l len : 

— Si tuat ion des Menschen in der Arbeits-
welt , 

— Arbei t sorganisa t ion u n d insbesondere Ar-
bei tspla tzgesta l tung, 

— Probleme, die f ü r bes t immte Arbei tneh-
m e r g r u p p e n spezifisch sind, 

— langfris t ige Aspekte der Umwel tverbes-
serung, 

— räuml iche u n d zei t l iche Verte i lung der 
menschl ichen Tä t igke i t . " 

247. Die Kommiss ion wi rd im R a h m e n ihrer 
Mögl ichkei t darauf achten , d a ß die von der Stif-
t u n g in Angriff g e n o m m e n e n Forschungsvorha -
ben u n d anderen Akt ionen die auf na t iona le r und 
Gemeinschaf t sebene u n t e r n o m m e n e n Umwel t -
schutz- u n d sozialpoli t ischen P r o g r a m m e ergän-
zen. 
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KAPITEL 7 

VERBESSERUNG DER ARBEITSUMWELT 

248. Das Aktionsprogramm 1973 enthält in Teil II Titel II Kapitel 4 einige Aktionen 
zur Verbesserung der Arbeitsumwelt. Eine Reihe dieser Aktionen gehört zu dem in 
der Entschließung des Rates vom 21. Januar 1974 (x) enthaltenen sozialpolitischen 
Aktionsprogramm der Gemeinschaft. 

249. Die Kommission wird die bereits eingeleiteten Aktionen for t führen und neue 
Aktionen auf der Grundlage der in dem vorgenannten Kapitel des Aktionsprogramms 
1973 enthaltenen allgemeinen Leitlinien, insbesondere im Bereich der Humanisierung 
der Arbeit, in Angriff nehmen. 

(x) ABl. Nr. C 13 vom 12. 2. 1974, S. 1. 

KAPITEL 8 

AKTIONEN ZUR EINHALTUNG 
DER UMWELTSCHUTZBESTIMMUNGEN 

250. Im Aktionsprogramm 1973 wird betont, wie sehr der Erfolg der gemeinsamen 
Aktion auf dem Gebiet des Umweltschutzes sowohl von einer zufriedenstellenden 
Anwendung der Rechtsakte der Gemeinschaft als auch von einer effektiven und harmo-
nisierten Überwachung der getroffenen Maßnahmen abhängt. 

Die Kommission hat zu diesem Zweck ihre vergleichenden Untersuchungen über die 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und deren praktische Anwendung im Hinblick 
auf die gegebenenfalls notwendige Angleichung der Rechtsvorschriften im Laufe der 
letzten drei Jahre fortgesetzt. 

251. Die Kommission wird die Durchführung der in Teil II Titel I Kapitel 8 des 
Aktionsprogramms 1973 beschriebenen Maßnahmen betreffend den Informations-
austausch auf Gemeinschaftsebene über die in den einzelnen Mitgliedstaaten beste-
henden Kontrollen und über die Maßnahmen fortsetzen, zur Durchsetzung der Vor-
schriften, die betreffen: 

— Spezifikationen und Verwendung verschmutzender oder potentiell die Umwelt 
schädigender Erzeugnisse; 

— ortsfeste Anlagen, insbesondere in Gebieten mit gleichen oder ähnlichen Qualitäts-
zielen ; 

— Stoffe, deren Ableitung oder Ablagerung verboten oder Beschränkungen unter-
worfen ist. 

252. Die Kommission wird ferner prüfen, ob es zweckmäßig ist, ein System gegen-
seitiger Übermittlung von Informationen über Daten betreffend die Überwachung der 
Verschmutzung einzuführen, wie es in Teil II Titel I Kapitel 3 des Aktionsprogramms 
1973 vorgesehen ist. 

T I T E L V 

A K T I O N DER G E M E I N S C H A F T AUF I N T E R N A T I O N A L E R EBENE 

253. Zu den Zielsetzungen des vorliegenden Ak-
t ionsprogramms zählt die Suche nach gemein-
samen Lösungen für die Umweltprobleme mit 
den nicht der Gemeinschaft angehörenden Staaten, 
insbesondere im Rahmen der internationalen Or-
ganisationen. 

254. Einer der Grundsätze dieser Politik lautet 
im übrigen: „Die Wirksamkeit der Anstrengungen 
zur Förderung einer internationalen bzw. welt-
weiten Umweltforschung und Umweltpolitik wird 
durch eine klare und langfristige Konzeption einer 
europäischen Politik auf diesem Gebiet verstärkt. 
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Im Sinne der Erklärung der Staats- und Regierungs-
chefs auf der Gipfelkonferenz in Paris müssen die 
Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten ihre Stimme 
in den mit Umweltfragen befaßten internationalen 
Organisationen geltend machen und in diesem Rah-
men mit der Autorität einer gemeinsamen Haltung 
einen eigenständigen Beitrag leisten." Ferner heißt 
es: „Eine globale Umweltpolitik ist nur auf der 
Grundlage neuer, wirksamerer Formen interna-
tionaler Zusammenarbeit möglich, die sowohl 
weltweiten ökologischen Zusammenhängen wie 

auch der Interdependenz der Weltwirtschaft Rech-
nung tragen." 

255. Schließlich verweist Teil II Titel III des 
Aktionsprogramms 1973 auf die Notwendigkeit 
einer Aktion der Gemeinschaft auf internatio-
naler Ebene im Rahmen ihrer Kompetenzen und, 
gegebenenfalls, auf eine gemeinsame Aktion der 
Mitgliedstaaten, insbesondere im Rahmen der 
internationalen Organisationen. 

KAPITEL 1 

AKTION DER GEMEINSCHAFT UND IHRER MITGLIEDSTAATEN 
IM R A H M E N DER INTERNATIONALEN ORGANISATIONEN UND GREMIEN 

UND ZUSAMMENARBEIT MIT DRITTLÄNDERN 

256. Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten werden die in Teil II Titel III des 
Aktionsprogramms 1973 vorgesehene internationale Aktion und insbesondere die 
Aktion im Rahmen der internationalen Organisationen wie dem UNEP, der ECE der 
Vereinten Nationen, der OECD, dem Europarat, der WHO, der UNESCO, der FAO 
usw. fortsetzen. Dabei wird sich die Gemeinschaft bemühen, durch enge Zusammen-
arbeit mit den Sekretariaten dieser Organisationen Überschneidungen zu vermeiden. 

257. Im übrigen wird die Gemeinschaft im Rahmen ihrer Befugnisse ihre Aktion im 
Rahmen der internationalen Übereinkommen über Umweltfragen und insbesondere 
auf dem Gebiet der Reinhaltung der Binnengewässer und des Meeres fortsetzen (vgl. 
Titel II Kapitel 2 des vorliegenden Aktionsprogramms). 

258. Schließlich wird die Kommission die technische Zusammenarbeit mit den 
Behörden bestimmter Drittländer fortsetzen, und zwar insbesondere mit den Ländern, 
die mit ähnlichen Umweltproblemen konfrontiert werden, wie sie in der Gemeinschaft 
auftreten. In diesem Zusammenhang ist hervorzuheben, daß die Kommission und die 
Mitgliedstaaten unter den in der Informationsvereinbarung auf dem Gebiet des Um-
weltschutzes vom 5. März 1973 (*) vorgesehenen Bedingungen über abgeschlossene 
und geplante Verträge zwischen Mitgliedstaaten und Drittländern unterrichtet werden. 

0) ABl. Nr. C 9 vom 15. 3. 1973, S. 1. 

KAPITEL 2 

ZUSAMMENARBEIT MIT DEN ENTWICKLUNGSLÄNDERN 
AUF D E M GEBIET DES UMWELTSCHUTZES 

259. Nach den Grundsätzen des vorliegenden 
Aktionsprogramms ist „eine globale Umweltpo-
litik nur auf der Grundlage neuer, wirksamerer 
Formen internationaler Zusammenarbeit möglich, 
die sowohl weltweiten ökologischen Zusammen-
hängen als auch der Interdependenz der Welt-
wirtschaft Rechnung tragen". Infolge dieser Zusam-
menhänge und dieser Interdependenz kann ein 
wirksamer Umweltschutz nur dann ausreichend 
gewährleistet werden, wenn diese Zielsetzungen 
nicht nur in den Wachstumsprozeß der Industrie-
länder, sondern auch in den dei Entwicklungs-
länder sowie in die Beziehungen auf dem Gebiet 
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit und Ent-
wicklung einbezogen werden. 

260. In den letzten Jahren haben die internationa-
len Gremien, insbesondere die Vereinten Nationen, 
vor allem im Gefolge der Stockholmer Konferenz 
über die Umwelt des Menschen, immer häufiger 
dazu aufgerufen, bei den Entwicklungsstrategien 
und bei der Zusammenarbeit der Notwendigkeit 
und Dringlichkeit einer Aufrechterhaltung des 
ökologischen Gleichgewichts und einer Integrie-
rung der Umweltziele Rechnung zu tragen. 

Die Stockholmer Konferenz hat dazu aufgerufen, 
bei der Zusammenarbeit mit den Entwicklungs-
ländern und bei den diese betreffenden Entwick-
lungsplänen solche Prinzipien zugrunde zu legen. 
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Auf seiner Tagung vom April 1976 hat der Ver-
waltungsrat des UNEP (Programm der Vereinten 
Nationen für den Umweltschutz), an dem die Ge-
meinschaften aktiv mitwirken, auf die Notwen-
digkeit hingewiesen, in Zusammenarbeit mit den 
internationalen Finanzierungseinrichtungen Tech-
niken und Methoden zu entwickeln, mit deren 
Hilfe eine Bewertung der Umweltaspekte und der 
voraussichtlichen Folgen der Entwicklungspro-
gramme und der Entwicklungsvorhaben möglich 
ist. 

261. Im Rahmen der im Abkommen von Lome 
und in den Abkommen der Gemeinschaft mit 
den Mittelmeerländern festgelegten engen Koope-
rationsbeziehungen leistet die Gemeinschaft den 
Entwicklungsländern eine immer größere Hilfe, 
die deren eigene Bemühungen ergänzt und sich 
auf die Vorschläge der einzelnen Entwicklungs-
länder stützt, die diese nach Maßgabe ihrer poli-
tischen Zielsetzungen und ihrer Entwicklungs-
prioritäten unterbreiten. 

Unter diesem Blickwinkel und auf diesen Grund-
lagen wird die Gemeinschaft die Möglichkeit prü-
fen, die betreffenden Staaten auf die die Umwelt 
berührenden Fragen im Rahmen des Beitrags der 
Gemeinschaft zur Durchführung der ihr vorge-
legten Vorhaben und Aktionsprogramme auf-
merksam zu machen. Ebenso wird sie diejenigen 
Vorhaben, die die Erschließung regenerierbarer 
lokaler Ressourcen oder die Entwicklung am besten 
auf die spezifischen Bedürfnisse dieser Länder 
abgestimmter Technologien bezwecken, mit be-
sonderer Sorgfalt prüfen. 

262. Die Kommission wird im übrigen die 
Möglichkeit prüfen, den betreffenden Ländern die 
zugänglichen Informationen über die von der Ge-
meinschaft auf dem Gebiet des Umweltschutzes 
erworbenen Erfahrungen und Kenntnisse tech-
nischer, rechtlicher oder administrativer Art zur 
Verfügung zu stellen, und erforderlichenfalls einen 
einschlägigen Meinungsaustausch führen. 

263. Gemäß den Grundsätzen des vorliegenden 
Aktionsprogramms müssen „die Gemeinschaft und 
ihre Mitgliedstaaten... in ihrer Umweltpolitik den 
Interessen der Entwicklungsländer Rechnung tra-
gen und insbesondere die möglichen Auswirkungen 
der im Rahmen dieser Politik geplanten Maß-
nahmen auf die wirtschaftliche Entwicklung dieser 
Länder und auf den Handel mit ihnen prüfen, um 
etwaige nachteilige Folgen soweit wie möglich 
zu verhindern oder einzuschränken". Die Gemein-
schaft und die Mitgliedstaaten werden auch weiter-
hin, insbesondere im Rahmen der Harmonisierung 
und der Koordinierung der Kooperationsbezie-
hungen, darauf achten, daß nachteilige Folgen 
dieser Art vermieden werden. 

Gemäß dem oben erwähnten Grundsatz, der schon 
in der auf der Stockholmer Konferenz verabschie-
deten Erklärung enthalten ist, hat die Kommission 
an den von der Welthandelskonferenz der Verein-
ten Nationen durchgeführten Erhebungen teil-
genommen, wobei sie ihre Analysen über die 
voraussichtlichen Auswirkungen der im Rahmen 
ihres Aktionsprogramms für den Umweltschutz 
geplanten Maßnahmen auf den Handel der Ent-
wicklungsländer zur Verfügung gestellt hat. 


